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Jahreswirtschaftsbericht 1970 der Bundesregierung 

Nach § 2 des Gesetzes zur Förderung der Stabilität und des 
Wachstums der Wirtschaft (StWG) legt die Bundesregierung 
dem Bundestag und dem Bundesrat im Januar eines jeden Jahres 
einen Jahreswirtschaftsbericht vor. Der Jahreswirtschaftsbericht 
enthält 

A. die Stellungnahme zu dem Jahresgutachten des Sachver- 
ständigenrates aufgrund des § 6 Abs. 1 Satz 3 des Gesetzes 
über die Bildung eines Sachverständigenrates zur Be- 
gutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung vom 
14. August 1963 in der Fassung des Gesetzes vom 8. Novem- 
ber 1966; 

B. eine Darlegung der für das laufende Jahr von der Bundes- 
regierung angestrebten wirtschafts- und finanzpolitischen 
Ziele (Jahresprojektion); die Jahresprojektion bedient sich 
der Mittel und der Form der volkswirtschaftlichen Gesamt- 
rechnung; gegebenenfalls mit Alternativrechnungen; 

C. eine Darlegung der für das laufende Jahr geplanten Wirt- 
schafts- und Finanzpolitik. 

Dieses Verfahren ermöglicht es, ausführlich auf die Meinung 
des Sachverständigenrates einzugehen. Wie schon in den vor- 
hergehenden Jahreswirtschaftsberichten bezieht sich deshalb 
nicht nur die Stellungnahme im engeren Sinne (Teil A des 
Jahres Wirtschaftsberichts) auf das Gutachten des Sachverstän- 
digenrates; vielmehr wird auch in der Darstellung der für das 
laufende Jahr angestrebten wirtschafts- und finanzpolitischen 
Ziele (Teil B) sowie in der Darlegung der geplanten Wirtschafts- 
und Finanzpolitik (Teil C) sichtbar, welche Haltung die Bundes- 
regierung zu den im Gutachten des Sachverständigenrates be- 
handelten Fragen einnimmt. Als Anhang ist dem Jahreswirt- 
schaftsbericht die fortgeschriebene Zielprojektion 1970 bis 1974 
beigefügt. 
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A. Stellungnahme der Bundesregierung 
zum Jahresgutachten 1969 des Sachverständigenrates 
zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung 


Übereinstimmung in der Konjunkturdiagnose 

1 . Am 20. November 1969 hat der Sachverständi- 
genrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen 
Entwicklung sein sechstes Jahresgutachten erstattet. 
Wiederum hat der Rat seine Aufgabe erfüllt, mit 
der periodischen Begutachtung der gesamtwirtschaft- 
lichen Entwicklung in der Bundesrepublik Deutsch- 
land die Urteilsbildung bei allen wirtschaftspolitisch 
verantwortlichen Instanzen sowie in der Öffentlicu- 
keit zu erleichtern. Die Bundesregierung dankt dem 
Rat erneut dafür, daß er seine Arbeit auf einem 
hohen fachlichen Niveau und kompromißlos führt. 
Dazu gehört, daß der Rat, veranlaßt durch die wirt- 
schaftlichen Ereignisse und die besondere Gefahr 
von Fehlentwicklungen, der Bundesregierung im 
Jahre 1969 vor der Abgabe sieines Jahres gut achtens 
drei Sander gut achten erstattet hat. 

Seine Gutachten haben dazu beigetragen, den Weg 
für die entscheidende stabilitätspolitische Maßnahme 
des Jahres 1969 zu ebnen, nämlich für die Verbesse- 
rung der Parität der Deutschen Mark. Dieses Ver- 
dienst des Rates wird nicht dadurch geschmälert, 
daß Freigabe und Neufestsetzung des Wechselkur- 
ses erst nach der Bundestagswahl, also mit folgen- 
reicher Verspätung beschlossen wurden. 

2 . Die Analyse der Hochkonjunktur 1969, die der 
Sachverständigenrat im Einleitungskapitel seines 
Jahresgutachtens bietet, ist prägnant und treffend, 
sie deckt sich mit der Auffassung der Bundesregie- 
rung. Hauptursache der konjunkturpolitischen Pro- 
blemstellung des Jahres 1969 war die importierte 
Inflation. Ihre Elemente sind: 

— die außergewöhnliche Synchronisierung der 
Hochkonjunktur in den westlichen Volkswirt- 
schaften, 

— die weltweiten Preissteigerungstendenzen, die in 
ihren Ursprungsländern nur ungenügend oder 
verspätet unter Kontrolle gebracht wurden und 

— das anhaltende außenwirtschaftliche Ungleich- 
gewicht. 

3. In dieser Umwelt sah sich die damalige Bundes- 
regierung vor einer schwierigen Aufgabe. Es muß 
jedoch festgehalten werden, daß die Aufgabe zu 
lösen gewesen wäre, Bereitschaft zur Verstärkung 
der im November 1968 durchaus erfolgversprechend 
eingeleiteten außenwirtschaftlichen Absicherung im 
Frühjahr 1969 vorausgesetzt. Das steuerliche Ab- 
sicherungsgesetz hat bis zu diesem Zeitpunkt — wie 
auch der Sachverständigenrat feststellt (JG 69, Zif- 


fer 64) — wesentlich zur Preisstabilisierung beige- 
tragen. Dann allerdings haben die im Ausland stär- 
ker als ursprünglich erwartet weiterwirkenden 
Preisauftriebskräfte am Effekt des Gesetzes gezehrt. 
Nur eine „Neutralisierung" konnte vor dieser inter- 
nationalen Nachfrage- und Preiswelle Schutz bieten. 
Dieser Weg war mit der im November 1968 be- 
schlossenen außenwirtschaftlichen Absicherung 
durch Importvergütung und Exportsteuer auch be- 
schritten worden, wenn notwendig, hätte er konse- 
quent fortgesetzt werden müssen. Dazu kam es 
nicht. 

Das im Frühjahr und Sommer 1969 Versäumte 
wurde Ende September durch die Befreiung der 
Bundesbank von der Dollar-Ankaufspflicht zu den 
veralteten Kursen und — einen Monat später — 
durch die Neufestsetzung der DM-Parität nachge- 
holt. Mit diesen Maßnahmen wurde eine wichtige 
stabilitätspolitische Entscheidung für die Gegenwart 
und für die nahe Zukunft getroffen. Die Folgen der 
Versäumnisse der Vergangenheit kann dieser 
Schritt jedoch nur eindämmen. Immerhin wird diese 
Eindämmung in der jüngsten Entwicklung der Le- 
benshaltungskosten sichtbar. 

4 . Nur auf der Grundlage einer verstärkten Schlie- 
ßung der außenwirtschaftlichen Flanke wäre auch 
ein überzeugendes binnenwirtschaftliches Stabili- 
tätsprogramm, wie es der Bundeswirtschaftsminister 
in mehreren Alternativen vorgeschlagen hat, zur 
Verhinderung des sich auch nach Meinung des Sach- 
verständigenrates (JG 69, Ziffer 22) erst im Jahre 
1969 voll entfaltenden Booms zu entwickeln gewe- 
sen. In diesem Zusammenhang ist auch die Feststel- 
lung des Sachverständigenrates zu würdigen, daß 
es im Jahre 1969 erstmals Ansätze zu einer bewußt 
antizyklischen Finanzpolitik in der Bundesrepublik 
gegeben habe. Die Bundesregierung begrüßt es, daß 
der Sachverständigenrat einen weiteren Beitrag zur 
Entwicklung einer theoretisch gesicherten Methode 
zur Messung der konjunkturellen Wirkungen öffent- 
licher Haushalte geleistet hat. Der vom Sachverstän- 
digenrat vorgeschlagenen Konzeption zur Messung 
konjunktureller Wirkungen ist sicher der Vorzug zu 
geben gegenüber einer ausschließlich an der Höhe 
des Finanzierungsdefizits bzw. -Überschusses orien- 
tierten Betrachtungsweise. Allerdings bedarf auch 
diese Methode noch weiterer theoretischer Diskus- 
sionen und gründlicher empirischer Vorarbeiten. Die 
Bundesregierung hat die Arbeiten auf diesem Ge- 
biet verstärkt, wobei es insbesondere um die Ent- 
wicklung eines praktischen Verfahrens zur Messung 
konjunktureller Wirkungen der öffentlichen Haus- 
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halte geht, das überdies auch internationale Ver- 
gleiche ermöglicht. Voraussetzung für eine befrie- 
digende Lösung des Problems ist nicht zuletzt eine 
Verbesserung der statistischen Informationsmöglich- 
keiten über die realen Nachfragewirkungen öffent- 
licher Ausgaben, deren Mängel bisher eine Impuls- 
messung problematisch erscheinen ließ. 

Darauf hat die Bundesregierung bereits in ihrem 
Jahres wirtschaftsbericht 1969, Ziffer 11, aufmerksam 
gemacht. Eine Berücksichtigung dieser Mängel läßt 
zwar die grundsätzliche Diagnose des Sachverstän- 
digenrates, daß der öffentliche Gesamthaushalt im 
Jahre 1969 konjunkturell kontraktiv gewirkt habe, 
unberührt. Die Richtigkeit der Feststellung des Sach- 
verständigenrates, dies sei der erstmalige Ansatz 
einer bewußt antizyklischen Finanzpolitik gewesen, 
muß jedoch bezweifelt werden. Geht man nämlich 
von Aufträgen und Produktionsströmen aus, auf die 
es für die konjunkturpolitische Beurteilung auch 
nach Ansicht des Sachverständigenrates (JG 1968/69, 
Ziffer 122) mehr ankommt als auf die Ausgaben, 
so wurde bereits 1967/68 eine antizyklische Finanz- 
politik angestrebt und auch erreicht. 

So wichtig und — für sich betrachtet — erfreulich 
der vom Sachverständigenrat hervorgehobene Sach- 
verhalt ist, daß es 1969, also in einem Wahljahr 
gelungen ist, eine kontraktive Haushaltspolitik zu 
treiben, zumindest als ebenso wichtig erscheint der 
Bundesregierung ein nachdrücklicher Hinweis dar- 
auf, daß der konjunkturpolitische Erfolg dieses 
Verhaltens verspielt worden ist. An den komple- 
m'entären außenwirtschaftlichen Maßnahmen hat es 
gefehlt. Da somit die Finanzpolitik nur den Wider- 
schein, nicht den Herd des Feuers bekämpfte, 

— konnte sie die im In- und Ausland auf eine Ver- 
besserung der DM-Parität gerichteten Erwar- 
tungen nicht entmutigen; 

— erwiesen sich ihre nachteiligen Nebenwirkungen 
— wie die Unterschreitung der geplanten Zu- 
wachsraten bei den im Interesse des mittelfri- 
stigen Wachstums erforderlichen öffentlichen 
Ausgaben — als Preis, für den kein entsprechen- 
der Gegenwert in Form von Stabilität erzielt 
worden ist. 


5 . Dasselbe gilt im Endergebnis für die vom Sach- 
verständigenrat — isoliert betrachtet — ebenfalls 
mit Recht lobend hervorgehobene „geschickte Schul- 
denpolitik" (JG 1969, Ziffern 125 ff., Ziffer 138). 
Alles dies zeigt, wie erfolgversprechend Ansätze 
für eine Politik zur Vermeidung des Booms vorhan- 
den waren, Ansätze jedoch, die in sidi zusammen- 
fallen mußten, da ihnen der Grundstein fehlte. 


6 . Was die Preisentwicklung im Aufschwung an- 
geht, so unterstreicht die Bundesregierung insbe- 
sondere die Feststellungen des Rates, daß 

• — die Verbraucherpreise noch in keiner Auf- 
schwungsphase so wenig angezogen haben wie 
in der gegenwärtigen (JG 1969, Ziffer 144), 


— ein konjunkturbedingter Preisauftrieb erst im 
Herbst 1969 eingesetzt hat (vorwiegend außer- 
halb des Verbraucherbereichs), 

ferner, daß u. a. 

— die Lohn- und Produktivitätsentwicklung, 

— die Verschärfung des Importwettbewerbs, auch 
durch das Absicherungsgesetz 

sowie 

— die verstärkte wettbewerbspolitische Aktivität 
des Bundeskartellamtes 

an der günstigen Preisentwicklung besonderen An- 
teil hatten (JG 1969, Ziffer 64). 

7 . Einen besonderen Schwerpunkt besitzt das Gut- 
achten des Sachverständigenrates im dritten Kapitel: 
„Risiken und Möglichkeiten 1970/71", Entscheidend 
werden diese Risiken und Möglichkeiten von der 
Tatsache bestimmt, daß kurz vor der Wechselkurs- 
korrektur ein Prozeß der Anpassungsinflation in 
Gang gekommen ist (JG 1969, Ziffer 211). In Über- 
einstimmung mit dem Sachverständigenrat sieht 
auch die Bundesregierung den überschaubaren Zeit- 
raum vor uns durch zwei Tendenzen bestimmt. Diese 
können sich zeitweilig sogar überlagern. In einer 
ersten Phase, in der sich die Wirtschaft der Bundes- 
republik seit dem Herbst 1969 bereits befindet, die 
sich jedoch schon durch das konjunkturpolitische 
Laissez-faire seit dem Frühjahr 1969 herausgebildet 
hat, ist die Geldwertstabilität am meisten gefährdet. 
Hinter dieser Phase wird indessen eine zweite Phase 
sichtbar, in der die endogenen binnenwirtschaftli- 
chen Tendenzen zusammen mit den vom Ausland 
her wirksamen Faktoren eine zu starke Nachfrage- 
abschwächung in wichtigen Teilen der Wirtschaft be- 
wirken könnten. Dabei betont die Bundesregierung, 
daß die Aussichten auf eine erfolgreiche Bewälti- 
gung der in dieser zweiten Phase möglicherweise 
drohenden Gefahren erheblich dadurch mitbestimmt 
werden, wie schnell es im Zusammenwirken aller 
für die wirtschaftliche Entwicklung Verantwort- 
lichen — Bund, Länder und Gemeinden, Notenbank 
sowie Gewerkschaften und Unternehmer — gelingt, 
den in der gegenwärtigen Phase akuten Preisauf- 
trieb unter Kontrolle zu bringen. Das Ziel muß sein, 
diesen Anstieg auf das Ausmaß zu begrenzen, das 
durch die Versäumnisse im Frühjahr 1969 unver- 
meidbar geworden ist. 


Strategie der präventiven Einkommenssicherung 

8 . Mit diesem Ziel vor Augen hat der Sachverstän- 
digenrat eine „Strategie der präventiven Einkom- 
menssicherung" (JG 1969, Ziffern 215 ff.) entwickelt. 
Nach Auffassung der Bundesregierung verdient 
diese Strategie die besondere Aufmerksamkeit aller, 
die für die wirtschaftliche Entwicklung in der Bun- 
desrepublik Verantwortung tragen. 

Die Bundesregierung stimmt mit dem Sachverstän- 
digenrat darin überein, daß die Aufgabe der Stabili- 
sierung ohne Stagnation eine konzertierte Aktion 
der Gebietskörperschaften, der Gewerkschaften und 
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der Unternehmensverbände gemäß § 3 des Stabili- 
täts- und Wachstumsgesetzes verlangt. Sie unter- 
streicht dabei die Feststellung des Sachverständigen- 
rates, daß es für eine wirksame Verhaltenskoordi- 
nierung nicht eines formellen Beschlusses bedarf 
(JG 1969, Ziffer 228). Entscheidend ist vielmehr,- daß 
alle Beteiligten aufgrund ihrer Einsicht in die ge- 
samtwirtschaftlichen Zusammenhänge und in die 
Rückwirkungen ihres eigenen Verhaltens auf das 
Verhalten der übrigen ihre gemeinsame Verantwor- 
tung erkennen und ihre autonomen Entscheidungen 
entsprechend treffen. Die Bundesregierung stellt mit 
der Jahresprojektion 1970 (Teil B des Jahreswirt- 
schaftsberichtes) und mit der Darlegung der für das 
laufende Jahr geplanten Wirtschafts- und Finanzpo- 
litik (Teil C) Orientierungsdaten für ein abgestimm- 
tes konjunkturgerechtes Verhalten zur Verfügung. 

Die für eine konzertierte Aktion allgemein gelten- 
den Prinzipien der Gleichzeitigkeit und der Gleich- 
mäßigkeit dürfen allerdings nicht schematisch ver- 
standen werfien. A_i.ich in diesem P.ahmen muß 
Spielraum für die Korrektur einseitiger Verteilungs- 
proportionen und für autonome verteilungspoli- 
tische Zielsetzungen der Beteiligten bleiben. Das 
gilt vor allem für die mittelfristige Entwicklung der 
Einkommens- und Vermögensbildung. 

Die Bundesregierung ist sich bewußt, daß die Be- 
reitschaft zu einem gemeinsamen stabilisierungskon- 
formen Verhalten von den autonomen Gruppen nur 
dann erwartet werden kann, wenn der Staat in sei- 
nem eigenen Aktionsbereich mit gutem Beispiel vor- 
angeht. Gerade nach den Erfahrungen mit der zu 
lange verzögerten Aufwertungsentscheidung, die 
auch zu Ungleichgewichten in den Verteilungspro- 
portionen geführt hat, ist eine straffe und in sich 
widerspruchsfreie staatliche Wirtschaftspolitik für 
das Gelingen der Stabilisierung ohne Stagnation 
eine unabdingbare Voraussetzung. Die Bundesre- 
gierung ist sich in diesem Zusammenhang, wie die 
Darlegungen in Teil C zeigen, ihrer besonderen Ver- 
antwortung bei ihren finanz-, Wettbewerbs- und 


preispolitischen Entscheidungen bewußt. 


Regeimechanismen in der Konjunkturpoiitik 

9 . Bemüht, die Urteilsbildung in Fragen der Kon- 
junkturpolitik bei den wirtschaftspolitischen Instan- 
zen und in der Öffentlichkeit über den Tag hinaus zu 
erleichtern, versucht der Rat, Fehlerquellen der Kon- 
junkturpolitik während der letzten sechs Jahre 
systematisch geordnet darzustellen. Die Bundesre- 
gierung schätzt die Rolle sehr hoch ein, die derarti- 
gen Untersuchungen für die Schärfung des Problem- 
bewußtseins der wirtschiaftspolitfsch Verantwort- 
lichen wie der Öffentlichkeit zukommt. Die Darle- 
gungen des Sachverständigenrates machen insbeson- 
dere deutlich, daß ein hohes Maß an Prognosefähig- 
keit der Experten, an Vertrauen der Politiker in die 
Prognosen, an darauf basierender Handlungsbereit- 
schaft sowie schließlich an Koordinierung und Kon- 
zertierung der auf die Konjunktur einwirkenden de- 
zentralisierten und regelmäßig autonomen Kräfte 


erforderlich ist, um die vier großen wirtschaftspoli- 
tischen Ziele gleichzeitig in vollem Umfang zu er- 
reichen. Insbesondere darf nie vergessen werden, 
daß in der praktischen Politik stets noch weitere 
Ziele nach Beachtung drängen, die den konjunktur- 
politischen Handlungsspielraum gravierend einzu- 
schränken imstande sind. So erklären sich die vom 
Sachverständigenrat hervorgehobenen Verzögerun- 
gen und mitunter gar Blockierungen im Entschei- 
dungsprozeß. Dabei sind in Anbetracht der Bedeu- 
tung des richtigen Zeitpunktes für den Erfolg in der 
Konjunkturpolitik Verzögerungen keineswegs harm- 
loser als Blockierungen. 

Die Friktionen im konjunkturpolitischen Entschei- 
dungsprozeß auf ein Maß zu begrenzen, das den 
angestrebten Erfolg nicht zu sehr beeinträchtigt, 
wird der Bundesregierung desto besser gelingen, 
je mehr die Öffentlichkeit und alle die, die kon- 
junkturrelevante Entscheidungen zu treffen haben, 
ein klares Bild der konjunkturellen Zusammenhänge 
besitzen. Hierzu leistet auch die weitere Verbesse- 
rung der Konjunkturdiagnose und -prognose aller 
Stellen — außerhalb und innerhalb der Bundesre- 
gierung — einen wichtigen Beitrag. 

10 . Im Hinblick auf dieses Ziel ist die Bundes- 
regierung auch weiterhin bemüht, das statistische 
Informationssystem zu verbessern. Die vom Sach- 
verständigenrat empfohlene breitere Anwendung 
von Stichprobenerhebungen wird freilich bereits 
weitgehend genutzt. Ihrer Ausdehnung auf weitere 
Gebiete werden dadurch Grenzen gesetzt, daß in 
steigendem Umfang für regionale Untersuchungen 
tiefer gegliederte Ergebnisse gefordert werden. 

Bei den vom Sachverständigenrat aufgezeigten Lük- 
ken im statistischen Instrumentarium hinsichtlich 
der Aufgliederung nach Sektoren und Branchen han- 
delt es sich hauptsächlich um Bereiche außerhalb der 
Industrie. Bei diesen Bereichen ergeben sich wegen 
der Vielzahl der zu befragenden Unternehmen er- 
hebliche finanzielle Aufwendungen, die derzeitig nur 
in größeren Abständen anläßlich von Großzählungen 
vertretbar erscheinen. Zur Verbesserung der Infor- 
mation auf einem auch vom Sachverständigenrat 
für wichtig gehaltenen Teilgebiet sind Verhandlun- 
gen über die Ermittlung der Bestellungen und Auf- 
tragsvergaben der öffentlichen Hand auf Bundes- 
ebene im Gange; diese Verhandlungen werden auch 
mit den Ländern und Gemeinden fortgeführt wer- 
den. 

Dem Sachverständigenrat ist darin beizupflichten, 
daß auch die — im Sinne einer sichereren Abschät- 
zung der realisierbaren Zielkombination verstan- 
dene — Zuverlässigkeit von kurzfristigen Projek- 
tionen durch die Verbesserung des Informations- 
systems erhöht werden kann. Auch aus diesem 
Grund ist die Bundesregierung bemüht, die Statistik 
hinsichtlich Aussagekraft und Aktualität weiter aus- 
zubauen. 


11 . Als interessant beurteilt die Bundesregierung 
die Vorschläge, die der Sachverständigenrat — für 
eine endgültige Stellungnahme freilich in vielem 
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noch zu skizzenhaft — zur Frage des stärkeren Ein- 
baues von Regelmechanismen anstelle fallweiser 
Entscheidungen in die Konjunkturpolitik präsentiert. 
Dabei erscheint allerdings der Bundesregierung die 
vom Sachverständigenrat vorgeschlagene Übertra- 
gung größerer Befugnisse von der Legislative, 
welche die konjunkturpolitischen Ziele nur noch 
operational definieren solle, auf die Exekutive aus 
verfassungspolitischen Gründen äußerst bedenklich, 
da damit eine Verlagerung des Schwergewichts der 
politischen Gewalten zur Exekutive verbunden wäre. 
Außerdem berücksichtigt der Sachverständigenrat 
nicht ausreichend, daß für gegebene globale Ziel- 
kombinationen in der Regel alternative Mittelkom- 
binationen in Frage kommen. Die Wahl einer be- 
stimmten Mittelkombination ist angesichts der un- 
terschiedlichen Nebenwirkungen der in Betracht 
kommenden Alternativen alles andere als eine nur 
technische Entscheidung der Exekutive. Sie ist häu- 
fig eine ebenso politische Entscheidung wie die Ent- 
scheidung über die Zielkombination selbst, beson- 
ders, wenn die eingesetzten Mittel die Verteilung 
beeinflussen und zu strukturellen Veränderungen 
führen. Aus diesem Grunde ist z. B. auf Verlangen 
aller im Bundestag vertretenen Parteien auch die 
parlamentarische Kontrolle bei wichtigen Maßnah- 
men gemäß dem Stabilitäts- und Wachstumsgesetz 
gegenüber dem Regierungsentwurf verstärkt wor- 
den. 

In seiner Kritik an einer Konjunkturpolitik der fall- 
weisen Entscheidungen dürfte der Sachverständigen- 
rat die rechtlichen Möglichkeiten prophylaktischen 
Handelns, die das Stabilitäts- und Wachstumsgesetz 
der Regierung bietet, erheblich unterschätzen. Vor 
allem auf dem Gebiet der Fiskalpolitik hat das Ge- 
setz bedeutende Fortschritte hinsichtlich einer lau- 
fenden Orientierung der Exekutive an der konjunk- 
turellen Entwicklung gebracht. Insbesondere sind 
die Möglichkeiten, den Haushaltsvollzug den kon- 
junkturpolitischen Erfordernissen anzupassen — wie 
die Beispiele der Jahre 1968 und 1969 zeigen — 
größer geworden. 


12 . Auch für den Bereich der Geld- und Kredit- 
politik hat der Sachverständigenrat auf eine klä- 
rende Erörterung der vielen Probleme verzichtet, die 
mit dem Übergang zu einer Regelsteuerung verbun- 
den sind. Gerade angesichts der noch immer offenen 
Diskussion um das den Andeutungen des Sachver- 
ständigenrates anscheinend zugrunde liegende Kon- 
zept des amerikanischen Nationalökonomen Milton 
Friedman wäre eine letwas ausführlichere Darle- 
gung des Für und Wider von der Bundesregierung 
begrüßt worden. Dabei wäre besonders auf die 
Frage einzugehen gewesen, wieweit aus amerikani- 
schen Verhältnissen gewonnene Erkenntnisse als 
für die Bundesrepublik ebenfalls gültig unterstellt 
werden können. Speziell wäre auch die Frage zu 
prüfen, wie sich die Kontrolle der Geldmenge und 
die Ausrichtung ihrer Zunahme am Wachstum des 
Produktionspotentials der Wirtschaft in einer sehr 
viel stärker als die amerikanische vom Ausland ab- 
hängigen Volkswirtschaft bei nicht -flexiblen Wech- 
selkursen bewerkstelligen läßt. 


Alternativen 

zum gegenwärtigen Weltwährungssystem 

13 . Die Ausführungen des Sachverständigenrates 
über Alternativen zum gegenwärtigen Weltwäh- 
rungssystem (Jahresgütachten 1969, insbesondere 
Ziffern 279 ff.) sind ein wertvoller Beitrag zur ge- 
genwärtigen internationalen Diskussion über Mög- 
lichkeiten einer Auflockerung zu großer Starrheiten. 
Diese Frage wird im Internationalen Währungs- 
fonds und in anderen internationalen Organisatio- 
nen erörtert. Die Bundesregierung wird sich an 
diesen Erörterungen, die auch das Thema des „Craw- 
ling peg" behandeln werden, förderlich beteiligen. 
Dabei teilt die Bundesregierung die Auffassung des 
Sachverständigenrates, daß auch im gegenwärtigen 
System mehr Möglichkeiten zur Wechselkursanpas- 
sung liegen, als in der Vergangenheit genutzt wor- 
den sind. 

Eine völlige Freigabe der Wechselkurse dürfte in- 
dessen wohl auch künftig nur in besonderen Aus- 
nahmefällen ein taugliches Mittel zur Lösung von 
Zahlungsbilanzproblemen sein. Immerhin haben die 
Erfahrungen mit der Freigabe des Kurses der D- 
Mark während des Monats Oktober 1969 gezeigt, 
daß eine Phase kontrollierter Flexibilität der Kurse 
für Übergangszeiten vor Paritätsänderungen nützlich 
sein kann. Auch die häufig erwogene Erweiterung 
der Schwankungsbreiten der Wechselkurse beider- 
seits der Parität würde zwar spekulative Kapitalbe- 
wegungen erschweren, das Hauptproblem — die 
Auseinanderentwicklung von Preisen und Kosten — 
allein jedoch nicht lösen und innerhalb der EWG 
erhebliche Schwierigkeiten bereiten. Dagegen er- 
scheint der Gedanke, Paritätsänderungen erforder- 
lichenfalls häufiger und in kleineren Stufen vorzu- 
nehmen und dadurch ein fundamentales Zahlungs- 
bilanzungleichgewicht möglichst schon im Entstehen 
zu korrigieren, einer sorgfältigen Prüfung wert. Die 
Beruhigung der Währungslage nach den Paritäts- 
änderungen bei der D-Mark und dem französischen 
Franc erlaubt es, diese Überlegungen mit Sorgfalt 
und mit genügendem Abstand vom Tagesgeschehen 
zu führen. Bei der Diskussion alternativer Wechsel- 
kursmechanismen wird es abzuwägen gelten zwi- 
schen den Vorteilen, die stabile Kurse mit sich brin- 
gen, und den Nachteilen, die mit einer übermäßigen 
Starrheit der Kurse verbunden sind. 

14 . Bei allen Wechselkursfragen muß auch ihr 
enger Zusammenhang mit Fragen der Integration 
beachtet werden. Dem in der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft angestrebten Endzustand einer 
Wirtschafts- und Währungsunion entsprechen zwar 
feste Wechselkurse und eine gemeinsame Wechsel- 
kurspolitik. Solange jedoch eine Harmonisierung 
der Zielvorstellungen und der tatsächlichen Entwick- 
lung, die nach Ansicht der Bundesregierung auf der 
Grundlage von Stabilität und Wachstum mit höch- 
ster Priorität zu betreiben ist, noch nicht verwirk- 
licht sind, bleibt das Problem bestehen, wie die Er- 
fordernisse einer fortschreitenden Integration in der 
Gemeinschaft mit einer außenwirtschaftlichen Ab- 
sicherung der deutschen Wirtschaftspolitik verbun- 
den werden können. 
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Zur Erreichung einer innerhalb der Gemeinschaft 
spannungsfreieren Entwicklung wird sich die Bun- 
desregierung um die weitere Verwirklichung der 
vom Ministerrat der Europäischen Gemeinschaften 
am 17. Juli 1969 beschlossenen wirksameren Koordi- 
nierung der kurzfristigen Wirtschaftspolitik sowie 
um materielle Beschlüsse zur Harmonisierung der 
mittelfristigen Ziele der Wirtschaftspolitik bemühen. 
Diese Ziele sind auf der Konferenz der Staats- bzw. 
Regierungschefs in Den Haag am 1. und 2. Dezem- 
ber 1969 bekräftigt worden. 

15 . Im Laufe des Jahres 1970 wird der Ministerrat 
einen Stufenplan für die Errichtung einer Wirt- 
schafts- und Währungsunion ausarbeiten. Hierbei 
werden die Erfahrungen verwertet werden müssen, 
die die Mitglieder der Europäischen Gemeinschaft im 
Hinblick auf die Festlegung der Agrarpreise in einer 
gemeinsamen Rechnungseinheit in der letzten Zeit 
gemacht haben (weitere Ausführungen zur Europa- 
politik in Teil C, Ziffer 79 ff.). 

16 . Nach Ansicht der Bundesregierung ist der Aus- 
weg aus den Schwierigkeiten der internationalen 
währungspolitischen Kooperation keineswegs so all- 
gemein, wie es der Sachverständigenrat unterstellt, 
in Form der Schaffung immer neuer Liquidität ge- 
sucht worden. Freilich haben die Überlegungen über 
das Problem der angemessenen Liquiditätsversor- 
gung, die zur Schaffung der Sonderziehungsrechte 
führten, raschere Ergebnisse gezeitigt als die Über- 
legungen zur Verbesserung des Anpassungsprozes- 
ses. Ein großer Teil der internationalen Kredithilfen 
war aber entweder an wirtschaftspolitische Auflagen 
geknüpft, die zu größerer währungs- und finanzpo^ 
litischer Disziplin beigetragen haben, oder war rela- 
tiv kurzfristiger Natur, so daß der Zwang zum Aus- 
gleich der Zahlungsbilanz höchstens vorübergehend 
gelockert wurde. Die Währungsreserven der Indu- 
strieländer sind in der zweiten Hälfte der 60er Jahre 
— im Gegensatz zu den 50er Jahren und der ersten 
Hälfte dieses Jahrzehnts — per saldo nahezu unver- 
ändert geblieben, während der Welthandel und der 
internationale Zahlungsverkehr sich kräftig ausge- 
dehnt haben. Eine wesentliche Schwierigkeit bei der 
richtigen Dosierung der internationalen Liquidität 
besteht darin, die (in weitem Umfang legitime) Fi- 
nanzierung vorübergehender kurzfristiger Kapital- 
bewegungen sicherzustellen, ohne notwendige Maß- 
nahmen zur Wiederherstellung des außenwirtschaft- 
lichen Gleichgewichts gleichzeitig zu schwächen oder 
zu verzögern. 


Agrarpolitik in der wachsenden Wirtschaft 

17 . Der Sachverständigenrat hat in seinem Gut- 
achten 1969 zum ersten Mal ausführlich zu den Pro- 
blemen Stellung genommen, die in der Landwirt- 
schaft bestehen. Die Auffassung des Sachverständi- 
genrates über die Ziele der Agrarpolitik, die allge- 
mein anerkannt sind, wird grundsätzlich geteilt. Im 
Vordergrund der bisherigen Agrarpolitik stand ohne 
Zweifel die Einkommenssicherung über den Preis. 


Die Bundesregierung hat jedoch bereits in ihrem 
„Agrarprogramm" nachdrücklich erklärt, daß die 
Möglichkeit, die Agrarprobleme durch eine der- 
artige Preispolitik zu lösen, begrenzt ist. Aus die- 
sem Grunde hat sie sich auch besonders für eine 
Intensivierung und Koordinierung der regionalen 
Strukturpolitik eingesetzt, um in erster Linie in 
strukturschwachen ländlichen Gebieten zusätzliche 
gewerbliche Arbeitsplätze zu schaffen. Das Agrar- 
programm und die anderen Vorschläge der Bundes- 
regierung zur Verbesserung der Strukturpolitik zei- 
gen deutlich die zunehmend enger werdende Ver- 
flechtung von Regional-, Arbeitsmarkt- und Agrar- 
politik. 


18 . Der Sachverständigenrat vertritt die Auffas- 
sung, daß in der Vergangenheit nicht nur auf die 
Preispolitik als Instrument zur Beschleunigung des 
Strukturwandels verzichtet wurde, sondern daß auch 
keine anderen Signale in diese Richtung gesetzt 
wurderx und eine strukturpollüschie Konzeption 
fehlte. Dieser Auffassung kann in dieser Form nicht 
zugestimmt werden. Eine einschneidende Senkung 
der Preise würde zwar zu einer Verminderung der 
Überschußproduktion führen, müßte aber gleich- 
zeitig durch eine Politik des Einkommensausgleichs 
abgesichert werden. Ein Beispiel ist die am 1. Januar 
1970 erfolgte Senkung der Interventionspreise für 
Marktordnungsgüter um den Aufwertunrrssatz bei 
gleichzeitigem vollem Einkommensausgleich für die 
Landwirtschaft. Bei dieser Maßnahme wird bewußt 
das Einkommen der deutschen Landwirte in den 
Mittelpunkt gestellt. Für den Landwirt dürfte es 
zweitrangig sein, ob sich das wirtschafts- und sozial- 
politisch notwendige Einkommen aus überhöhten 
Preisen auf Kosten des Verbrauchers oder aus nied- 
rigen Preisen zu Lasten des öffentlichen Haushalts 
herleitet. Die Anpassung der Preispolitik an die An- 
gebots- und Nachfrageverhältnisse auf den einzel- 
nen Märkten kann nur behutsam erfolgen und muß 
von Maßnahmen der Struktur- und Sozialpolitik be- 
gleitet sein. Die Überschuß- und Einkommenspro- 
bleme können nur gelöst werden, wenn sich die 
Anzahl der in der Landwirtschaft Tätigen auch wei- 
terhin zügig verringert. Dazu ist notwendig, 

— genügend außerlandwirtschaftliche Arbeitsplätze 
für Landwirte zu schaffen, und 

— ein ausreichendes System der sozialen Sicherheit 
für solche Landwirte zu entwickeln, denen ihre 
landwirtschaftliche Tätigkeit kein ausreichendes 
Einkommen gewährleistet, sowie 

— Ausbildung und Umschiulung zu verbessern. 
Ferner ist es erforderlich, 

— die Produktivität der in der Landwirtschaft ver- 
bleibenden Arbeitskräfte zu steigern und 

— für die Agrarproduktion unwirtschaftliche Flä- 
chen auf andere Weise zu nutzen. 


19 . Die Einfuhr von Agrarprodukten aus Drittlän- 
dern ist insbesondere für die Bundesrepublik von 
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erheblicher Bedeutung. Die Forderung des Sachv-er- 
iständigenrates, nach Wiederherstellung des Markt- 
gleichgewichtes weitere Preissenkungen vorzuneh- 
men, um auf diese Weise den Selbstversorgungs- 
grad zu vermindern, würde die ohnehin bestehen- 
den Anpassungsschwierigkeiten in der Landwirt- 
schaft kurzfristig noch verschärfen. Es erscheint da- 
her erforderlich, zunächst die auch vom Sachver- 
ständigenrat erwähnte Uberschußproduktion unter 
Kontrolle zu bringen und die Abwanderung von 
Arbeitskräften aus der Landwirtschaft bei flankie- 
renden sozialpolitischen Maßnahmen zu arleichterri. 
Der Anteil der Drittlandlieferungen (netto) am Ver- 


brauch in der Gemeinschaft sollte aufrechterhalten 
werden. 

20. Die von dem Sachverständigenrat vorgeschla- 
genen Struktur- und sozialpolitischen Maßnahmen 
sind zum überwiegenden Teil auch schon im Agrar- 
programm und in den verschiedenen Strukturpro- 
grammen oder Vorschlägen der Bundesregierung 
enthalten; teilweise ^sind diese Maßnahmen schon 
wirksam geworden. Die sog. optimale Betriebsgröße 
wird vom Sachverständigenrat — wie schon im 
Mansholtplan — allerdings zu einseitig im Groß- 
betrieb gesehen. 


B. Für 1970 angestrebte wirtschafts- und finanzpolitische Ziele 


I. Rückblick auf die Jahresprojektion 1969 
und die tatsächliche Entwicklung 


Allgemeiner Überblick 
(Sozialprodukts- und Preisentwicklung) 

21. Die Wirtschaftsentwicklung in der Bundes- 
republik war im Verlauf des Jahres 1969 weit stär- 
ker, als zu Beginn des Jahres unterstellt worden 
war. Zu einem erheblichen Teil ist dies darauf 
zurückzuführen, daß sich die Konjunktur bei wich- 
tigen Handelspartnern weit stürmischer entwickelt 
hat, als es sowohl von internationalen Organisatio- 
nen als auch von den beteiligten Regierungen selbst 
angenommen wurde. Das hätte bei dem in der Pro- 
jektion unterstellten Willen der Bundesregierung zu 
einer konsequenten Stabilitätspolitik insbesondere 
eine rechtzeitige Verstärkung der außerwirtschaft- 
lichen Absicherung erfordert. Da es hierzu nicht 
kam, wurde eine wichtige politische Hypothese der 
Projektion nicht erfüllt. 

Das Wachstum erreichte — gemessen an der Ent- 
wicklung des Bruttosozialprodukts in konstanten 
Preisen — eine Rate von 8,4 Vo anstatt der Anfang 
des Jahres angesetzten Größenordnung von rund 
4V2 ®/o. Allerdings war das erheblich höhere Wachs- 
tum mit einer etwas größeren Preissteigerungsrate 
verbunden. Der gesamtwirtschaftliche Deflationie- 
rungsfaktor machte 1969 3,1 ®/o aus anstatt der pro- 
jektierten 2V2V0; die Preiskomponente des Privaten 


Verbrauchs stieg um 2,5 Vo anstelle von nur 2 ®/o. 
In jeweiligen Preisen nahm das Bruttosozialprodukt 
um 11,8 ®/o gegenüber der zu Beginn des Jahres 
vorausgeschätzten Rate von 7 Vo zu. 


Außenbeitrag und Preisdisparitäten zum Ausland 

22. Der Welthandel dürfte 1969 um 13 bis 14 Vo 
gestiegen sein, gegenüber einer prognostizierten 
Rate von 8 Vo. Der Außenbeitrag war 1969 mit gut 
I5V2 Mrd. DM daher um rund 2V2 Mrd. DM höher, 
als Anfang des Jahres unterstellt wurde; die ange- 
strebte kontraktive Wirkung dieser Position trat 
nicht ein. Eine wesentliche Ursache für das anhal- 
tende außenwirtschaftliche Ungleichgewicht ergab 
sich dadurch, daß die Preise in den meisten Ländern 
im Jahre 1969 nochmals beschleunigt gestiegen sind. 
Die Disparität zwischen den Preisen im Ausland und 
den Preisen in der Bundesrepublik wurde noch 
größer. 

Darüber hinaus wurden die außenwirtschaftlichen 
Ungleichgewichte noch durch Spekulationswellen in 
Richtung einer Verbesserung der DM-Parität ver- 
schärft. Zu einer leichten Abschwächung der inter- 
nationalen Spekulationen kam es durch die franzö- 
sische Abwertung am 8. August 1969; zu einer 
Bereinigung bedurfte es jedoch der zunächst be- 
schlossenen Freigabe des DM-Kurses, die von der 
Bundesregierung am 24. Oktober 1969 sodann durch 
die Neufestsetzung der DM-Parität abgelöst wurde. 
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Preisindex für die Lebenshaltung 


Land 

1965 

1966 

1967 

1968 



1969 2) 
Verän- 
derung 
gegen- 
über 
Jahr 
1966 
in Vo 

1969 

19692) 

1970’) 

l.Vj. 

2.Vj. 

3.Vj. 

Okt./ 

Nov. 

Veränderung gegenüber Vorjahr in Vo 

Veränderung gegenüber 
Vorjahreszeitraum in ®/o 

Bundesrepublik ^) . 

+ 3,1 

+ 3,7 

+ 1,7 

+ 1,6 

+2,6 

+3,0 

+ 6,0 

+ 2,2 

+2,6 

+2,8 

+2,8«) 

Frankreich 

+ 2,5 

+ 2,7 

+ 2,8 

+ 4,5 

+ 6,0 

+4,5 bis 5,0 

+ 13,6 

+ 5,6 

+ 6,4 

+6,3 

+5,7 

Niederlande 

+ 3,7 

+ 5,8 

+ 3,4 

+ 3,7 

+ 7,6 

+ 4,5 bis 5,0 

+ 15,2 

+7,5 

+ 8,1 

+7,2 

+7,1 

Italien 

+ 4,5 

+ 2,3 

+ 3,2 

+ 1,4 

+ 2,3 

+ 4,5 

+ 6,8 

+ 1,3 

+ 2,0 

+ 3,4 

• 

Großbritannien .... 

+4,7 

+ 3,9 

+ 2,5 

+ 4,7 

+ 5,5 

+ 4,5 bis 5,0 

+ 13,0 

+ 6,3 

+ 5,5 

+ 5,0 

+ 5,3 

Schweden 

+ 5,8 

+ 6,4 

+ 4,3 

+ 1,9 

+ 2,6 

+ 3,5 bis 4,0 

+ 9,0 

+ 2,0 

+ 2,4 

+ 2,9 

+ 3,4 

Österreich 

+4,8 

+ 1,8 

+ 4,5 

+ 2,6 

+ 3,0 

+4,0 

+ 10,3 

+ 2,5 

+ 3,4 

+ 3,4 

+2,5 

Schweiz 

+3,4 

+ 4,8 

+ 3,9 

+ 2,5 

+2,5 

+ 3,5 bis 4,0 

+ 9,0 

+ 2,4 

+ 2,6 

+ 2,7 

+2,3 

USA 

+1,7 

+ 2,9 

+ 2,8 

+ 4,2 

+ 5,4 

+ 5,0 

+ 12,7 

+ 4,7 

+ 5,5 

+ 5,7 

+5,7 

Japan 

+ 6,5 

+5,1 

+ 4,0 

+ 5,4 

+5,1 

+ 6,0 bis 6,5 

+ 14,9 

+ 3,3 

+ 5,1 

+ 6,6 

+ 5,6 


g alle privaten Haushalte 

2) mit Ausnahme Bundesrepublik Deutschland (Jahr 1969) und Italien (Januar bis September 1969) 
alle übrigen Länder Januar bis November 1969 

3) Vorausschätzung des Deutschen Instituts für Wirtschaftsforschung 
^) Oktober bis Dezember 

Quellen; Statistisches Bundesamt, OECD (Main economic indicators) 


Investitionen 

23. Hoche Auftragsbestände und Knappheit an 
Arbeitskräften verstärkten die Investitionsneigun- 
gen der Unternehmen. Im Verlaufe des Jahres wur- 
den Investitionsziele und -pläne der Unternehmen 
mehrmals nach oben korrigiert. Einschließlich der 
Vorratsveränderungen erreichten die Investitionen 
1969 eine Zuwachsrate von rund 19 ®/o (anstelle von 
90/0). 


Staatsverbrauch und privater Verbrauch 

24. Der Staatsverbrauch verlief mit einer Steige- 
rungsrate von 11 Vo annähernd im Rahmen der zu 
Beginn des Jahres angenommenen Entwicklung. Die 
etwas höhere Zuwachsrate beim Staatsverbrauch ist 
unter anderem auf die einmalige Uberbrückungszah- 
lung an die staatlichen Bediensteten im vierten 
Quartal zurückzuführen. 

Im Laufe des Jahres beschleainigte sich der Private 
Verbrauch stärker, als zu Beginn des Jahres unter- 
stellt worden war. Hier ist die expansivere Ent- 
wicklung jedoch ZU einem größeren Teil Folge der 
höheren 2^wachsraten bei den anderen Positionen 
der Verwendung des Sozialprodukts. Denn die stär- 
kere Entwicklung bei diesen Aggregaten führte so- 
wohl zu einer höheren Zahl von Erwerbstätigen als 
auch zu einer erheblich größeren Einkommenszu- 


nahme bei den Privaten Haushalten, als ursprüng- 
lich unterstellt worden war. 


Abweichungen zwischen Jahresprojektion 1969 
und tatsächlicher Entwicklung 

in Mrd. DM 


Privater Verbrauch 
Slaatsverbrauch 
Anlageinvestitionen 
Vorratsveränderung 


+ 8^/2 

+ IV 2 
+ IOV 2 
+ 2V2 


Inlandsnachfrage 

+ 23 

+ 9Vs 

Ausfuhr 


Gesamtnachfrage 

+ 32 V 2 

+ 7 

Einfuhr 



Bruttosozialprodukt 

darunter 

Bruttoeinkommen aus unselbständiger 
Arbeit 

Bruttoeinkommen aus Unter- 
nehmertätigkeit und Vermögen 


+ 25V2 


+ IOV 2 
+ 11 
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Abweichungen zwischen Jahresprojektion 1969 
und tatsächlicher Entwicklung 

25. Das Bruttosozialprodukt 1969 war bei dieser 
Entwicklung um rund 25 V 2 Mrd. DM größer, als es 
in der Jahresprojektion 1969 angesetzt war. Allein 
der Wert der Ausfuhr übertraf den Ansatz der Pro- 
jektion um rund 9 V 2 Mrd. DM, die Inlandsnachfrage 
(Verbrauch und Investitionen) war um rund 23 Mrd. 
DM höher als angesetzt. Die Gesamtnachfrage (In- 
landsnachfrage und Ausfuhr) lag damit um rund 
32 V 2 Mrd. DM über dem Ansatz in der Jahrespro- 
jektion. Aber auch die Einfuhr stieg um rund 
7 Mrd. DM stärker, als ursprünglich projektiert und 
deckte damit einen Teil der unerwarteten Mehrnach- 
frage. 


Angebotsentwicklung 

(Beschäftigung, Kapazitäten, Produktivität) 

26. Sehr elastisch reagierte das Angebot auf diese 
überaus starke Ausdehnung der Nachfrage. Die Re- 
serven sowohl auf Seiten der Arbeitskräfte als auch 
bei den technischen Kapazitäten waren erheblich 
größer, als zu Beginn des Jahres vermutet worden 
war. Die Zahl der Erwerbstätigen stieg im Jahres- 
durchschnitt 1969 gegenüber 1968 um 450 000 Per- 
sonen. Dabei war auch die inländische Arbeitsmarkt- 
reserve erheblich höher als vorausgeschätzt; die 
Zahl der beschäftigten Inländer stieg — nicht zu- 
letzt durch eine istärkere Eingliederung von Teil- 
zeitbeschäftigten in den Produktionsprozeß — um 
120 000, nicht nur um 60 000, wie in der Jahrespro- 
jektion angenommen wurde. Bei den ausländischen 
Arbeitnehmern kam es im Jahresdurchschnitt zu 
einer Nettozuwanderung von 330 000 anstatt 110 000 
Personen. Die Zahl der Arbeitslosen hat sich im 
Jahresdurchschnitt 1969 auf 180 000 vermindert. Die 
Arbeitslosenquote ging im Jahresdurchschnitt auf 
0,8 ®/o zurück und erreichte damit wieder die durch- 
schnittliche Größenordnung der Jahre 1961 bis 1966. 
Die tatsächlich geleistete Arbeitszeit nahm weit 
weniger ab, als zu Beginn des Jahres 1969 geschätzt 
worden war. Die Verringerung der tariflichen Ar- 
beitszeit wurde wegen der Anspannung also in er- 
heblich größerem Ausmaß, als im voraus angenom- 
men, durch eine Zunahme von Überstunden kom- 
pensiert. Wegen der sehr starken Zunahme der 
Investitionstätigkeit wuchsen auch die technischen 
Kapazitäten der Wirtschaft im Laufe des Jahres 1969 
mehr, als zunächst vermutet wurde. Außerdem kann 
angenommen werden, daß das Ausmaß des An- 
lagenabgangs 1969 geringer als „normal" war, d. h. 
daß ursprünglich für dieses Jahr vorgesehene Ver- 
schrottungen von Anlagen wegen der Produktions- 
anspannung zum Teil zurückgestellt worden sind. 
Die bereits Ende 1968 hohe Kapazitätsauslastung 
wurde im Jahre 1969 noch gesteigert. Vor allem hat 
das Produktivitäts Wachstum 1969 viel stärker zuge- 
nommen, als erhofft worden war; nämlich um knapp 
7^/0 anstatt um 4 V 2 ®/o. Dies deutet darauf hin, daß 
die Angebotsreserven selbst einer bereits vollbe- 
schäftigten Wirtschaft im allgemeinen unterschätzt 
werden. 


Preisentwicklung 

27. Trotz der überraschend hohen Elastizität des 
Produktionsapparates konnte die Angebotsentwick- 
lung mit der Ausdehnung der Nachfrage nicht 
Schritt halten. Es bildete isich daher im Verlaufe des 
Jahres ein zunehmender Spielraum für Preiserhö- 
hungen heraus. Der gesamtwirtschaftliche Deflatio- 
nierungsfaktor war um 0,6 Prozentpunkte höher, als 
er in der Jahresprojektion angesetzt war (3,1 statt 
2 V 2 ^/o); beim Privaten Verbrauch wurde die projek- 
tierte Preisrate um V 2 Vo ( 2 V 2 % statt 2 Vo) über- 
schritten. Die Preissteigerungen wurden im Verlauf 
des Jahres 1969 immer ausgeprägter. 


Einkommensentwicklung 

28. Die Lohn- und Gehaltsentwicklung, die den 
Konjunkturauf Schwung zunächst verhältnismäßig 
zögernd nachvollzog, beschleunigte sich im Verlauf 
des Jahres 1969 merklich. Die Steigerung der Ver- 
dienste wurde im Herbst durch Lohnzugeständniisse 
auf Grund spontaner Arbeitsniederlegungen stark 
beeinflußt; der Abstand zwischen der Entwicklung 
des Tariflohn- und -gehaltsniveaus und der Effek- 
tivverdienste, die sog. „Lohndrift", erhöhte sich auf 
knapp 3 V 2 Prozentpunkte, eine Größenordnung, die 
selten erreicht worden ist. Die Bruttolohn- und -ge- 
halts'summe je beschäftigten Arbeitnehmer stieg 
1969 im Jahresdurchschnitt um knapp 9 V 2 ®/o, nicht 
um 7 Vo, wie in der Jahresprojektion angesetzt. Un- 
ter Berücksichtigung der ebenfalls erheblich höheren 
Zahl der abhängig Beschäftigten (+ 560 000 statt 
270 000 nach der Jahresprojektion) wuchs die Brutto- 
lohn- und -gehaltssumme um rund 12+o anstelle der 
zu Bieginn des Jahres projektierten 8 V 2 V 0 . 

Die Einkommen aus Unternehmertätigkeit und Ver- 
mögen profitierten von der überschäumenden Ent- 
wicklung besonders stark. Während in der Jahres- 
projektion 1969 unterstellt war, daß sie kaum, näm- 
lich nur um rund 1 Vo, zunehmen würden, erreichten 
isie im tatsächlichen Wirtschaftsablauf eine Zuwachs- 
rate von gut 8 V 2 V 0 . 

Zu dieser höheren Zunahme dürfte in gewissem Um- 
fang wegen des steigenden Zinsniveaus der Anstieg 
der Vermögenseinkommen beigetragen haben, die 
zu einem Teil auch den Arbeitnehmern und Empfän- 
gern von Einkommensübertragungen (Rentnern und 
Pensionären) zufließen. 


Finanzierung und Kapitalexport 

29. Die Eigenmittel der Unternehmen hielten mit 
der stürmischen Investitionstätigkeit nicht Schritt. 
Die Selbstfinanzierungsquote des Unternehmens- 
sektors ist daher gegenüber dem ungewöhnlich 
hohen Stand von 1968 von 84 ®/o auf 72 Vo zurück- 
gegangen. Entsprechend mußten die privaten Inve- 
stitionen wieder in stärkerem Umfang über die Kre- 
dit- und Kapitalmärkte finanziert werden. Dies be- 
reitete jedoch bei einem längerfristigen Mittelauf- 
kommen aus inländischen Quellen, das sich im Rah- 
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men der günstigen Finanzierungsprognose des Vor- 
jahres hielt, keine Schwierigkeiten. Da die öffent- 
liche Hand im Jahre 1969 so gut wie keinen Netto- 
kreditbedarf hatte, reichte die inländische Kredit- 
nachfrage zunächst nicht annähernd dazu aus, das 
Mittelaufkommen an den Kredit- und Kapitalmärk- 
ten zu absorbieren. Das inländische Finanzierungs- 
potential wurde daher in ungewöhnlich starkem 
Umfange durch ausländische Kreditnehmer genutzt. 
Dabei erreichte der langfristige Kapitalexport, der 
im 1. Halbjahr 1969 nicht weniger als rd. 50 Vo des 
inländischen Aufkommens an längerfristigen Kredit- 
marktmitteln in Anspruch nahm, einen Umfang, der 
sich auf längere Sicht keinesfalls aufrechterhalten 
läßt. 

30. Von der Angebotsseite her war die Finanzie- 
rungssituation im vergangenen Jahre durch unter- 
schiedliche Entwicklungstendenzen beeinflußt. Das 
längerfristige Mittelaufkommen stand unter dem po- 
sitiven Einfluß einer über das erwartete Ausmaß 
hinaus wachsenden Sparquote der privaten Haus- 
halte, die 1969 auf 12,3% anstieg. Außerdem wand- 
ten sich die privaten Sparer nach den bisher vorlie- 
genden Ergebnissen stärker als im Vorjahr länger- 
fristigen Geldanlagen, insbesondere Sparbriefen und 
Wertpapieren, zu. Die Spekulationswellen von Mai 
und September, die bis zur Freigabe des DM-Kurses 
zu einem Devisenzufluß von insgesamt etwa 20 
Mrd. DM führten, reicherten die Liquidität der Wirt- 
schaft und des Bankenapparates in einem solchen 
Umfange an, daß die von der Bundesbank im Früh- 
jahr 1969 eingeleiteten Restriktionsmaßnahmen und 
der liquiditätsverengende Effekt des hohen Grund- 
bilanzdefizits das Finanzierungsklima trotz eines 
leichten Zinsanstiegs zunächst kaum verschlechter- 
ten. Im letzten Jahresquartal führten der rasche 
Abfluß spekulativer Gelder und die Sogwirkung 
hoher ausländischer Zinssätze allerdings zu einer 
beachtlichen Verknappung der Bankenliquidität und 
einem fühlbaren Anstieg der Geld- und Kapital- 
marktsätze. Die Finanzierungsmärkte haben damit 
zum Jahresende 1969 eine beträchtliche Versteifung 
erfahren. 


II. Jahresprojektion 1970 

Überblick 

31. Die Bundesregierung kann sich bei der Pro- 
jektierung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung 
für ein Jahr nicht nur an mittelfristig angestrebten 
Zielen orientieren. Sie muß bei einem so kurzen 
Zeithorizont vielmehr die jeweilige Ausgangslage 
stärker als bei einer mehrjährigen Projektion be- 
achten. Diese Ausgangslage bestimmt auf kurze 
Sicht das Erreichbare wesentlich mit. Auch die in der 
Jahresprojektion für 1970 enthaltene Kombination 
der wirtschaftspolitischen Hauptziele weicht aus die- 
sem Grunde von dem auf mittlere Sicht angestrebten 
Optimum ab. 


32. Das Jahr 1969 endete mit einem erheblichen 
Preisauftrieb und einer starken Anspannung der 
wirtschaftlichen Ressourcen. Die Aufwertung selbst 
hat bis jetzt zu einer gewissen Stabilisierung der 
Lebenshaltungskosten, zu einer Abschwächung der 
Auslandsnachfrage und zu einem stärkeren Vor- 
dringen von Importgütern auf dem Inlandsmarkt ge- 
führt. Die vollen Wirkungen des Aufwertungs- 
satzes von 8,5 % für Import- und von 9,3 % für 
Exportgüter lassen sich erst übersehen, wenn Da- 
ten für mehrere Monate nach der Aufwertung vor- 
handen sind. Allerdings ist anzunehmen, daß ihre 
Wirkung in den kommenden Monaten von neuem 
eingedämmt wird: der Preisauftrieb im Ausland 
geht weiter; auch 1970 wird die Bundesrepublik 
Deutschland eines der Industrieländer mit den ge- 
ringsten Steigerungen in den Verbraucherpreisen 
sein. 

33. Die hohen Auftragsbestände am Jahresbeginn 
sichern* die Bundesrepublik vor einem abrupten 
Konjunkturrückschlag, wie er im Frühjahr 1966 her- 
einbrach. Mit einer gewissen Abkühlung ist dage- 
gen zu rechnen, da sich die weltwirtschaftliche Ex- 
pansion und mit ihr die Investitionsgüternachfrage 
des Auslands verringert und auch in der Bundes- 
republik eine Abschwächung der Investitionsnei- 
gung eintreten wird. In der ersten Jahreshälfte 
dürfte die wirtschaftliche Entwicklung noch weit- 
gehend von den Produktionsmöglichkeiten begrenzt 
werden. Die voraussichtliche Verlangsamung der 
Nachfrageentwicklung wird jedoch zu einem all- 
mählichen Abbau der Auftragsbestände und damit 
im weiteren Verlauf zu einem Nachlassen der kon- 
junkturellen Spannungen sowie einer gewissen 
Reduzierung des außergewöhnlich hohen Ausla- 
stungsgrades der technischen Kapazitäten führen. 


Entwicklung des Bruttosozialprodukts 

34. Geht man für 1970 von einem solchen Konjunk- 
turverlauf aus, und berücksichtigt man das am Jah- 
resbeginn gegebene Ausgangsniveau, dann kann 
mit einer nominalen Sozialproduktssteigerung von 
etwa IOV2 bis 11V2% im ersten und etwa 7V2 bis 
8V2 % im zweiten Halbjahr gerechnet werden. Für 
das ganze Jahr wird die 

nominale Zunahme des Bruttosozialprodukts 
mit 9 bis 10 % projektiert. 

Die Bundesregierung beurteilt insoweit die Entwick- 
lungsaussichten ähnlich wie der Sachverständigen- 
rat zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Ent- 
wicklung, der für 1970 einen nominalen Sozialpro- 
I duktszuwachs von 9,5 prognostiziert. 


Ausfuhr 

35. Eine spürbare Entlastung inländischer Ressour- 
cen dürfte 1970 von der sich gegenüber dem Vorjahr 
voraussichtlich deutlich abschwächenden Entwick- 
lung der Exporte ausgehen. Das Ausmaß dieser 
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Abschwächung ist freilich zur Zeit sehr schwer zu 
beurteilen. Unter Berücksichtigung der wahrschein- 
lichen konjunkturellen Tendenzen in den wesent- 
lichen Abnehmerländern und bei vorsichtiger Ein- 
schätzung der Auswirkungen der D-Mark- Aufwer- 
tung kann mit einer Steigerung der Ausfuhr von 
Waren und Dienstleistungen um etwa 5 bis 6^/o 
gerechnet werden. Auf Dollar-Basis umgerechnet, 
d. h. aus der Sicht der ausländischen Importeure, 
bedeutet dies infolge der inzwischen vorgenomme- 
nen Aufwertung um 9,3 ®/o eine Zunahme um 12 bis 
13Vo. Der Warenhandel allein dürfte wahrschein- 
lich etwas stärker expandieren. Diese Schätzung 
steht vor dem Hintergrund einer auf etwa lO^/o 
veranschlagten Steigerung des „Welthandels" im 
Jahr 1970. Die Abschwächung der Ausfuhrentwick- 
lung auf im Jahresdurchschnitt voraussichtlich nahe- 
zu ein Drittel der Vorjahreszunahme wird allerdings 
erst im Verlaufe des Jahres eintreten. 


Investitionen 

36 . Im Rahmen der Inlandsnachfrage werden auch 
1970 die Anlageinvestitionen voraussichtlich wieder 
am stärksten zunehmen. Der 

Zuwachs der Anlageinvestitionen wird auf etwa 

13 bis 14 ®/o geschätzt. 

Dabei ist unterstellt worden, daß die hohe Investi- 
tionsneigung der Unternehmen mit zunehmendem 
Kostendruck und verschlechterten Selbstfinanzie- 
rungsbedingungen im Laufe der zweiten Jahres- 
hälfte nachlassen wird. Demnach dürften die Investi- 
tionsausgaben der Unternehmen 1970 — insbeson- 
dere in der ersten Jahreshälfte — ihr Vorjahres- 
niveau nochmals stark übertreffen. 

37 . Für die — überwiegend von Unternehmen vor- 
genommenen — Ausrüstungsinvestitionen allein 
wird eine Steigerung um 14 bis 15 Vo erwartet. An- 
gesichts der hohen Auftragsbestände dürfte die 
Entwicklung im ersten Halbjahr praktisch von den 
Produktionsmöglichkeiten bestimmt werden. Das 
gleiche gilt auch für die Bauinvestitionen, deren 
diesjähriger Zuwachs auf 12 bis 13®/o geschätzt 
wird. Im Gegensatz zum Vorjahr werden die Bau- 
investitionen damit 1970 wahrscheinlich kaum viel 
schwächer als die Ausrüstungsinvestitionen expan- 
dieren. Im Rahmen dieser Entwicklung dürften 
die Bauinvestitionen der Unternehmen und der öf- 
fentliche Tiefbau nach den in den Baugenehmigun- 
gen veranschlagten Baukosten bzw. den Tiefbau- 
aufträgen wiederum bei weitem am stärksten zu- 
nehmen. Dagegen wird für die Wohnungsbauinve- 
stitionen allenfalls eine Ausdehnung im Rahmen der 
Preissteigerungen, d. h. um etwa 5 bis 7®/o erwartet. 
Die beträchtliche Erhöhung der Produktions- und 
Finanzierungskosten wirkt sich hier besonders emp- 
findlich aus. 

Für die öffentlichen Bauinvestitionen wird in diesem 
Jahr eine Zunahme um 10 bis 12 Vo angenommen. 
Der wahrscheinlich insbesondere in der ersten Jah- 
reshälfte noch sehr starken Beanspruchung der Bau- 


kapazitäten durch die Untemehmensnachfrage soll- 
ten die Gebietskörperschaften entsprechend den 
Empfehlungen des Konjunkturrates für die öffent- 
liche Hand und des Finanzplanungsrates durch einen 
möglichst konjunktur gerechten Haushaltsvollzug 
Rechnung tragen. Die Bundesregierung beabsichtigt 
eine stärkere Verlagerung ihrer eigenen investiven 
Ausgaben in die zweite Jahreshälfte durch die An- 
bringung von Sperrvermerken im Bundeshaushalt 
zu erreichen, die erst nach sorgfältiger Prüfung der 
konjunkturellen Situation zu einem späteren Zeit- 
punkt aufgehoben werden sollen. Länder und Ge- 
meinden sind vom Konjunkturrat für die öffentliche 
Hand und vom Finanzplanungsrat zu einem ent- 
sprechenden Verhalten aufgefordert worden. 

38 . Eine gewisse konjunkturelle Entlastung wird 
1970 wahrscheinlich von der Entwicklung der Vor- 
ratsveränderungen ausgehen. Ihr Umfang wird nach 
dem zwei Jahre lang außerordentlich hohen Lager- 
aufbau voraussichtlich etwas abnehmen. Das Aus- 
maß dieses Rückgangs ist allerdings besonders 
schwer abzuschätzen, es wird in der Jahresprojek- 
tion mit etwa 2^/2 Mrd. DM unterstellt. 


Staatsverbrauch 

39 . Der Staatsverbrauch dürfte in diesem Jahr vor- 
aussichtlich schwächer als 1969 expandieren. Nach 
den bereits erfolgten Tarifabschlüssen, den voraus- 
sichtlichen Besoldungserhöhungen und den in den 
bisherigen Haushaltsplanungen für die Sachaus- 
gaben absehbaren Tendenzen kann die 

Zunahme des Staatsverbrauchs für 1970 auf 
etwa 9V2 bis 10^/2 ^lo veranschlagt 

werden. 


Privater Verbrauch 

40 . Weitere konjunkturelle Impulse werden 1970 
insbesondere auch von der Expansion der privaten 
Verbrauchsausgaben ausgehen. Ihr Zuwachs wird 
vor allem durch die weiterhin sehr starke Entwick- 
lung der Bruttolohn- und -gehaltssumme (+ 12 V2 
bis 13V2 Vü) bestimmt. Die Lohnabzüge werden da- 
gegen wegen der vorgesehenen Senkung der Kran- 
kenversicherungsbeiträge — trotz Erhöhung der 
Beiträge zur Rentenversicherung sowie der Auswei- 
tung der Beitrags- und Versicherungspflichtgrenze — 
voraussichtlich nicht mehr im Umfang des Vorjahres 
zunehmen. Andererseits dürften aber ■ — auch bei 
Berücksichtigung der vorgesehenen Verbesserun- 
gen — die öffentlichen Ubertragungseinkommen mit 
etwa 6V2 Vo schwächer als 1969 ansteigen, da mit der 
Einführung der Lohnfortzahlung für kranke Arbeiter 
eine entsprechende Entlastung der Krankenversiche- 
rung verbunden ist. Da sich schließlich auch die 
Entwicklung der Gewinnentnahmen der Unterneh- 
men jetzt deutlich abschwächen dürfte, wird die 
Zunahme des insgesamt verfügbaren Einkommens 
der privaten Haushalte wahrscheinlich kaum über 
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9 V 2 bis 10V2®/o hinausgehen. Sie dürfte damit allen- 
falls knapp an die Vorjahresentwicklung (+ 10,8 ®/o) 
herankommen. Aufgrund dieser Annahmen wäre 
dann — wenn man keine Veränderung der vorjäh- 
rigen Sparquote unterstellt — in diesem Jahr auch 

für den Privaten Verbrauch eine Zunahme von 
etwa 9 V 2 bis 10^ k ^lo 

(1969: -f- 10,4 Vo) zu erwarten. 


Gesamte Inlandsnachfrage 

41 _ Die gesamte Nachfrage könnte danach im Jahre 
1970 um etwa 9 bis 10 ®/o, die 

Inlandsnachfrage um 10 bis 11 ^/o zunehmen. 

Der Zuwachs der Einfuhr von Waren und Dienst- 
leistungen ist unter Berücksichtigung der Aufwer- 
tungseffekte und des Fortfalls der steuerlichen Ab- 
sicherung mit 9 V 2 bis IOV 2 V 0 unterstellt worden; er 
dürfte sich also etwa im Rahmen der gesaniteii 
Nachfrageentwicklung halten. In der nominalen 
Rechnung würde damit der durch Einfuhren gedeckte 
Nachfrageanteil kaum zunehmen. Wegen der als 
Folge der Aufwertung voraussichtlich gegenläufigen 
Entwicklung von Einfuhr- und Inlandspreisen steht 
dahinter jedoch eine deutliche Erhöhung des Import- 
anteils am realen Gesamtangebot. Für die zur Ent- 
lastung des inländischen Angebotspotentials vor 
allem beitragende Wareneinfuhr allein wird mit 
11 bis 12^/0 ohnehin eine höhere Steigerung ange- 
nommen; in realer Rechnung bedeutet dies einen 
Zuwachs von 13 bis 14®/o. 


Außenbeitrag 

42 . Die unterstellten Entwicklungen von Ausfuhr 
und Einfuhr würden 1970 gegenüber dem Vorjahr 
zu einer 

Reduzierung des Außenbeitrags um 4 bis 5 Mrd. 

DM auf rd. 11 Mrd. DM und damit zu einem 

Rückgang seines Anteils am Bruttosozialpro- 
dukt von 2,6 Vo auf P /2 bis 2 Vo 

führen. Zweifellos ist jedoch jede Prognose der 
zukünftigen Außenhandelsentwicklung nach Auf- 
wertung und Fortfall der steuerlichen Absicherung 
mit besonders großen Unsicherheiten behaftet. Ins- 
besondere ist das Preisverhalten der in- und aus- 
ländischen Exporteure noch nicht ausreichend er- 
kennbar, und die den Schätzungen zugrunde gelegten 
Preiselastizitäten der Nachfrage beruhen zwangs- 
läufig weitgehend auf Hypothesen; schließlich ist 
auch das Ausmaß der für den „Welthandel" — vor 
allem aufgrund einer weiteren konjunkturellen Be- 
ruhigung in den USA — erwarteten Wachstumsab- 
schwächung unsicher. So unterstellt z. B. der Sach- 
verständigenrat in seiner Prognose für 1970 — ins- 
besondere wegen einer anderen Einschätzung der 
Exportentwicklung — einen wesentlich geringeren 
Rückgang des Außenbeitrags und damit eine ent- 
sprechend stärkere Inanspruchnahme der inlän- 
dischen Ressourcen durch das Ausland. 


Reales Bruttosozialprodukt, 

Wachstumspotential, Produktivität 

43 . Die gesamtwirtschaftliche Erzeugung wird 1970 
allenfalls noch im Rahmen der weiteren Ausweitung 
des Produktionspotentials gesteigert werden kön- 
nen. Als Folge der hohen Investitionen im Unter- 
nehmensbereich dürften die technischen Kapazitäten 
z. Z. allerdings verhältnismäßig stark wachsen. Die 
Zunahme des Wachstumspotentials kann für 1970 
— bei unveränderter Auslastung der technischen 
Kapazitäten — auf gut 5 ^/o geschätzt werden. Da es 
indessen fraglich erscheint, ob der derzeit außer- 
ordentlich hohe Auslastungsgrad das ganze Jahr 
über aufrechterhalten werden kann, wird die tat- 
sächliche Entwicklung eher dahinter Zurückbleiben. 
Die Bundesregierung rechnet aufgrund dieser Ein- 
schätzung des Angebotsspielraums und der erwar- 
teten Nachfrageentwicklung in diesem Jahr mit 
einer 

realen Zunahme des Bruttosozialprodukts um 

etwa 4 bis 5 ®/o. 

Im ersten Halbjahr dürfte der Zuwachs wahrschein- 
lich bei 5 bis 6 V 0 , in der zweiten Jahreshälfte bei 
3 bis 4^/0 liegen. Die Bundesregierung beurteilt die 
Wachstumsaussichten damit insgesamt und im Ver- 
lauf ähnlich wie der Sachverständigenrat, der für 
1970 einen realen Sozialproduktszuwachs von 4,5 ®/o 
für wahrscheinlich hält. 


44 . Anders ^Is im Vorjahr dürfte diese Entwick- 
lung nahezu ganz als Produktivitätssteigerung zu 
Buche schlagen: die 

reale Zunahme des Bruttoinlandsprodukts je 
Erwerbstätigenstunde wird ebenfalls auf 4 bis 
5 Vo geschätzt. 

Die Arbeitszeit wird nicht nur aufgrund tariflicher 
Arbeitszeitverkürzungen, sondern auch wegen einer 
gewissen Reduzierung des hohen Uberstunden- 
niveaus etwas zurückgehen. Dieser Rückgang wird 
mit gut V 2 ^/ö veranschlagt. Diese Abnahme der ge- 
leisteten Arbeitszeit dürfte durch die Zunahme der 
Zahl der Erwerbstätigen etwa ausgeglichen werden 
können. Zwar wird die einheimische Erwerbsbe- 
völkerung aus demo graphischen Gründen und wegen 
wachsender Ausbildaingsdauer nun wieder etwas 
stärker zurückgehen, nachdem für 1970 nicht mehr 
— wie in den letzten zwei Jahren — mit einer kon- 
junkturellen Erhöhung der Erwerbsquoten gerech- 
net werden kann. Diese Abnahme wird auf eine 
Größenordnung von etwa 100 000 geschätzt. Aber 
abgesehen von einer weiteren leichten Reduzierung 
der Arbeitslosenzahl 

— die Arbeitslosenquote wird auch 1970 unter 
1 ^*/o bleiben — 

dürfte sich vor allem der Zustrom ausländischer Ar- 
beitskräfte auch in diesem Jahr fortsetzen. Ihre Zahl 
könnte im Jahresdurchschnitt um nochmals etwa 
200 000 zunehmen. 
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Preisentwicklung und Aufwertung 

45 . Als Unterschied zwischen der nominalen und 
realen Entwicklung des Sozialprodukts zeichnet sich 
für 1970 ein gesamtwirtschaftlicher Dcflationie- 
rungsfaktor von 4V2 bis 5V2 Vo ab. Diese Größe ist 
jedoch in Jahren, in denen die Preisentwicklung von 
Einfuhr und inländischer Erzeugung stärker ansein- 
anderklafft, als Maßstab für die Verteuerung der 
inländischen Versorgung mit Gütern und Dienst- 
leistungen ungeeignet. Dies gilt wegen des einfuhr- 
verbilligenden Effekts der Aufwertung ganz beson- 
ders für 1970. Bei Wechselkursänderungen verliert 
der Deflationierungsfaktor seine Fähigkeit, die tat- 
sächliche Preisentwicklung auf den Märkten zu- 
sammenfassend zu messen. Von der für Aussagen 
über die Preisentwicklung besonders wichtigen Ent- 
wicklung der Verbraucherpreise kann er sogar sehr 
stark abweichen. So erklärt es sich, daß das Preis- 
niveau für die Inlandsnachfrage mit rund 4 ®/o und 
für den Privaten Verbrauch mit rund 3 Vo erheblich 
weniger steigen wird. 

46 . Wie stark bereits die vor allem im späteren 
Verlaufe des Jahres 1969 eingetretene Preissteige- 
rung das durchschnittliche Preisniveau des Jahres 
1970 vorbelastet, läßt sich an dem Ausmaß ab lesen, 
in dem die Preise Ende 1969 das Durchschnittsniveau 
des Jahres übertrafen. Für die industriellen Erzeu- 
gerpreise und die Baupreise dürfte dieser „Über- 
hang" etwa 3 bzw. 4 Vo betragen haben. Um diesen 
Prozentsatz lägen die entsprechenden Preisniveaus 
1970 schon dann über denen des Vorjahres, wenn 
im Verlaufe des Jahres 1970 selbst keine weiteren 
Preissteigerungen mehr einträten. Voraussichtlich 
wird die Preissteigerung für die Anlageinvestitio- 
nen im Jahresdurchschnitt 1970 daher besonders 
stark ausfallen. Sie muß auf 5 bis 6V0 veranschlagt 
werden. 

47 . Einen schnellen Effekt der Aufwertung erwartet 
die Bundesregierung bei den Verbraucherpreisen. 
Die für die EWG-Marktordnungsgüter beschlossene 
Regelung dürfte zu einer Senkung der landwirt- 
schaftlichen Erzeugerpreise bis zur Höhe des Auf- 
wertungssatzes führen. Diese Produkte waren im‘ 
steuerlichen Absicherungsgesetz von der Einfuhrver- 
gütung ausgenommen worden, so daß der am 
1. Januar 1970 für die Einfuhr von Ernährungsgütern 
wirksam werdenden Aufwertung der Deutschen 
Mark nicht der gleichzeitige Wegfall der Einfuhr- 
vergütung gegenübersteht. Auch wenn man berück- 
sichtigt, daß die Preissenkungen auf der Einfuhr- 
und Erzeugerstufe nicht voll an den Letztverbrau- 
cher weitergegeben werden dürften, kann doch für 
1970 ein gewisser Rückgang der Nahrungsmittel- 
preise erwartet werden. Voraussichtlich deutlich 
schwächer als im Vorjahr wird 1970 das Mietpreis- 
niveau zunehmen, da die vorjährigen Mietanpassun- 
gen für ältere Sozialwohnungen und den Altwoh- 
nungsbestand weitgehend entfallen. Dagegen ist 
für gewerbliche Konsumgüter und Dienstleistungen 
— insbesondere in den ersten Monaten des Jahres — 
mit einem stärkeren Anstieg zu rechnen. 

Geht man davon aus, daß die Verbraucherpreise 
Ende 1969 insgesamt bereits um knapp U/2 ®/o über 


dem Jahresdurchschnitt 1969 gelegen haben, dann ist 
danach für den Durchschnitt des Jahres 

1970 eine Zunahme der Verbraucherpreise um 

rund 3 zu erwarten. 

Da die Preissteigerungen voraussichtlich besonders 
in die erste Jahreshälfte fallen werden, steht hinter 
dieser Zunahme des jahresdurchschnittlichen Preis- 
niveaus eine eher etwas schwächere Entwicklung im 
Jahresablauf. Der Sachverständigenrat kommt in 
seiner Prognose für die Zunahme des Verbraucher- 
preisniveaus im Jahre 1970 zu einem ähnlichen 
Ergebnis ( + 3Vo). Ohne den stabilitätspolitisch ent- 
scheidenden Beschluß der Bundesregierung, die D- 
Mark um 9,3% aufzuwerten, hätte für 1970 mit 
einer Steigerung der Verbraucherpreise um 5 bis 
6 ®/o gerechnet werden müssen. 

Einkommensentwicklung 

48 . Bei der Verteilung des Einkommenszuwachses 
dürfte sich 1970 eine deutlich korrigierende Ver- 
schiebung zugunsten der Lohneinkommen ergeben. 
Ihr schon 1969 wieder etwas gestiegener Anteil am 
Volkseinkommen wird somit weiter zunehmen. 
Anders als 1969 wird das Volkseinkommen in die- 
sem Jahr mit 9V2 bis IOV2 % voraussichtlich etwas 
stärker als das Bruttosozialprodukt expandieren 
(+ 9 bis 10%). Zwar ist für die Absdireibungen 
wegen der starken Investitionsentwicklung des ver- 
gangenen und dieses Jahres sowie wegen der be- 
trächtlichen Steigerung der Investitionspreiise eine 
beschleunigte Entwicklung zu erwarten. Die zweite 
den Unterschied zwischen Bruttosozialprodukt und 
Volkseinkommen ausmachende Position, der Saldo 
aus indirekten Steuern und Subventionen, wird je- 
doch wahrscheinlich nur wenig zunehmen und damit 
zu der erwähnten überproportionalen Steigerung 
des Volkseinkommens führen. Der Grund dafür liegt 
insbesondere im Fortfall der Einnahmen aus dem 
steuerlichen Absicherungsgesetz, der weiteren Redu- 
zierung des Investitionsteuersatzes und vor allem 
in der im Zusammenhang mit der Aufwertung be- 
schlossenen Regelung des Einkommensausgleichs 
der Landwirtschaft, die einerseits einen Ausfall von 
Mehrwertsteuereinnahmen, zum anderen Ausgleichs- 
zahlungen zur Folge hat. 

49 . Die Entwicklung des Bruttoeinkommens aus 
unselbständiger Arbeit wird 1970 auch wieder von 
einer Reihe gesetzlicher Änderungen, insbesondere 
der Einführung der Lohnfortzahlung für erkrankte 
Arbeiter, mitbestimmt. Einschließlich deren Auswir- 
kungen wird die 

Zunahme des Bruttoeinkommens aus unselb- 
ständiger Arbeit auf 12^/2 bis geschätzt. 

Etwa im gleichen Umfang dürfte auch die Brutto- 
lohn- und -gehaltssumme wachsen. Zieht man von 
dieser Entwicklung die Lohnfortzahlung für kranke 
Arbeiter ab, die keine echte Lohnerhöhung darstellt, 
so ergibt sich eine Zuwachsrate von IOV2 bis 1 U/2 %. 
Das ist — unter Berücksichtigung einer Zunahme der 
Zahl der Beschäftigten um rund 1 % — eine Erhöhung 
des Niveaus der Effektivverdienste je Beschäftigten 
um 9V2 bis IOV2 Vo. Da die individuelle Arbeitszeit 
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1970 voraussichtlich um rund V2 ^/o kürzer sein wird 
als im Vorjahr, ist dies gleichbedeutend mit einem 
um 10 bis 110/0 höheren Effektivlohnniveau je 
Stunde. Welche Steigerungssätze bei den Tarifab- 
schlüssen hinter diesen Zuwachsraten für die Effek- 
tivlöhne stehen, kann im einzelnen nicht gesagt wer- 
den, da der Abstand zwischen den Effektiv- und den 
Tariflöhnen in den einzelnen Branchen und Regio- 
nen zu unterschiedlich ist. 

50 . Aufgrund der in der Jahresprojektion für 1970 
unterstellten Entwicklung würde sich 

für das Bruttoeinkommen aus Unternehmertätig- 
keit und Vermögen eine Zunahme um etwa 

4 bis 5 Vo 

ergeben. Die Bundesregierung hält diese Entwick- 
lung auf den Hintergrund der starken Gewinnexpan- 
sion der beiden Vorjahre für ausreichend. Auch un- 
ter Berücksichtigung der beschleunigten Zunahme 
der Abschreibungen und einem im Vergleich zum 
Vorjahr etwas schwächeren Zuwachs der direkten 
Unternehmenssteuern wird sich die Selbstfinan- 
zierungsquote des Unternehmenssektors wahr- 
scheinlich nochmals etwas reduzieren, nämlich von 
rund 72 0/0 im Vorjahr auf etwa 67 0/0. Sie läge damit 
annähernd wieder in der Größenordnung der Jahre 
1960 bis 1964. 


Finanzierung 

51 . Von der Finanzierungsseite her dürfte die Jah- 
resprojektion 1970 bei einem geschätzten inländi- 
schen Aufkommen längerfristiger Kreditmarktmittel 
von etwa 55 bis 60 Mrd. DM realisierbar sein, in 
der Annahme, daß sich die Liquidität des Banken- 
apparates im Jahre 1970 verbessert und die Kredit- 
nachfrage des Auslands in dem erwünschten Um- 
fang zurückbildet Die Unternehmen, die in den 
Jahren 1967 bis 1969 ihr Geldvermögen beträcht- 
lich aufstocken konnten, verfügen zwiar noch immer 
über erhebliche Liquiditätspolster. Der voraussicht- 
liche Rückgang der Selbstfinanzierungsquote läßt 
jedoch einen weiteren Anstieg des Kreditbedarfs der 
Wirtschaft erwarten. Der öffentliche Sektor wird 
demgegenüber insgesamt den Kreditmärkten im 
Jahre 1970 einen höheren Finanzierungsüberschuß 
zuführen als im vergangenen Jahr (siehe Anlage 1, 
Tabelle 2; Einnahmen und Ausgaben des Sektors 
„Staat“). 

Gesamte Ausgaben des öffentlichen Sektors 

52 . Die Gesamtausgaben des öffentlichen Sektors 
dürften 1970 nach den gegenwärtigen Planungen 
um etwa 8 bis 9 ^/o über dem Vorjahresniveau lie- 
gen. Die öffentlichen Ausgaben würden damit 1970 
voraussichtlich langsamer zunehmen als das Brutto- 
sozialprodukt und auch weniger als im Jahr 1969. 
Dazu kommt, daß die konjunkturelle Wirkung nicht 

In der Abgrenzung der Volkswirtsdiaftlidien Gesamt- 
rechnung: Ausgaben der Gebietskörperschaften und der 
Sozialversicherung ohne Kreditgewährung und andere 
finanzielle Ströme. 


allein anhand der Ausgabenzunahme beurteilt wer- 
den darf. Die Struktur der Ausgaben spielt eine 
mindestens ebenso wichtige Rolle. Sie ist beim Bund 
in Anbetracht der Sperren bei investiven Ausgaben 
und in Anbetracht der Tatsache, daß auf der Aus- 
gabenseite eine knappe Milliarde DM den Ein- 
kommensausgleich der Landwirtschaft betrifft und 
damit nur der Sicherung — nicht der Auswieitung — 
der Einkommen dient, mit den konjunkturellen Er- 
fordernissen in Einklang gebracht worden. 

Im einzelnen ist wegen der zu erwartenden Perso- 
nalausgabenerhöhung für den Staatsverbrauch mit 
einer um etwa 1 bis 2 Prozentpunkte über die Zu- 
wachsrate der Gesamtausgaben hinausgehenden 
Steigerung zu rechnen. Dagegen dürfte sich die Ent- 
wicklung der Einkommensübertragungein an pri- 
vate Haushalte mit einer voraussichtlichen Zunahme 
von etwa 6V2 erheblich unter dem Gesamtaus- 
gabenwachstum halten. Im wesentlichen ist dies auf 
den Wegfall des von der sozialen Krankenver- 
sicherung zu zahlenden Krankengeldes im Zusam- 
menhang mit der Einführung der Lohnfortzahlung 
für kranke Arbeiter zurückzuführen. Bei den sonsti- 
gen laufenden Ausgaben werden im Jahre 1970 vor 
allem für die Landwirtschaft (aufwertungsbedingter 
Einkommensausgleich, Agrarmarktordnungen) stei- 
gende staatliche Aufwendungen erforderlich wer- 
den. Expansive Einflüsse auf die Inlandskonjunktur 
gehen von diesen Ausgaben jedoch nicht aus. Sie 
dienen nur der Aufrechterhaltung eines von der 
Aufwertung unberührten Einkommensstandes der 
deutschen Landwirtschaft. 

Die öffentlichen Investitionen werden 1970 eher 
etwas schwächer zunehmen als im Vorjahr. In der 
Jahresprojektion wird die Zunahme der staatlichen 
Investitionen auf rund 10 bis 12% veranschlagt. 
Diese Schätzung bezieht sich nicht auf die voraus- 
sichtliche Entwicklung der Kassenausgaben für In- 
vestitionszwecke, sondern auf die im Jahre 1970 
voraussichtlich produktionsmäßig realisierten Inve- 
stitionen. 

Die Finanzierung der öffentlichen Ausgaben dürfte 
im Jahr 1970 ohne Mehrbeanspruchung der Kredit- 
märkte vor sich gehen. Im Gegenteil, der Finan- 
zierungsüberschuß des öffentlichen Gesamthaushalts 
(einschließlich der Sozialversicherung) wird sich 
voraussichtlich gegenüber dem Vorjahr noch um 
4 bis 5 Mrd. DM erhöhen. Unter den Einnahmen 
des öffentlichen Sektors wird das Steueraufkommen 
für 1970 mit einem Zuwachs von 9V2 bis 10V2% 
veranschlagt. Besonders stark werden 1970 die Bei- 
tragseinnahmen der Sozialversicherung zunehmen. 
Ihr Beitragsaufkommen dürfte 1970 unter Berück- 
sichtigung der Senkung der Krankenversicherungs- 
beiträge einerseits und der Anhebung der Renten- 
versicherungsbeiträge andererseits um etwa 13 % 
steigen. 

Die Finanzierungssituation wird sich danach 1970 
bei Gebietskörperschaften und Sozialversicherung 
weiter verbessern. Für die Gebietskörperschaften 
ist ein gegenüber dem Vorjahr um schätzungsweise 
nochmals V2 bis IV2 Mrd. DM höherer Einnahmen- 
überschuß zu erwarten. Der Finanzierungsüberschuß 
der Sozialversicherung dürfte sich 1970 sogar um 
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voraussichtlich etwa 3 bis 4 Mrd. DM erhöhen. Der 
Einnahmenüberschuß des gesamten Staatssektors 
wird in diesem Jahr entsprechend um 4 bis 5 Mrd. 
DM höher als 1969 veranschlagt. Damit dürften die 
Öffentlichen Haushalte insgesamt ein der Konjunk- 
tursituation des Jahres 1970 angemessenes Ver- 
halten aufweisen. 


Beurteilung der für 1970 angestrebten Kombination 
der wirtschaftspolitischen Ziele 

53. Bei der zusammenfassenden Beurteilung der 
Jahresprojektion für 1970 muß man sich vor Augen 
halten, daß bei einem nur einjährigen Zeithorizont 
die jeweilige Ausgangslage das Erreichbare wesent- 
lich stärker mitbestimmt, als bei einer mehrjährigen 
Projektion. Wenn die in der Jahresprojektion ent- 
haltene Entwicklung der Verbraucherpreise kein 


voll zufriedenstellendes Bild ergibt, so ist dies der 
Ausgangslage am Jahresende 1969 zuzuschreiben, 

I Mittelfristig strebt die Bundesregierung ein höheres 
I Maß an Preisstabilität an. Drei der vier wirtschafts- 
I politischen Hauptziele werden dagegen auch 1970 in 
zufriedenstellender Weise realisiert werden kön- 
nen. Mit der auf 4 bis 5 Vo projektierten realen Stei- 
gerung des Bruttosozialprodukts wird ein den Be- 
dingungen dieses Jahres angemessenes wirtschaft- 
' liches Wachstum erwartet. Die Arbeitslosenquote 
! dürfte sich auch weiterhin auf dem Niveau von 
unter 1 ®/o im Jahresdurchschnitt halten. Mit der für 
den Außenbeitrag projektierten Reduzierung des 
Anteils am Bruttosozialprodukt auf IV 2 bis 2 ^/o 
würde 1970 auch das außenwirtschaftliche Gleich- 
gewicht weitgehend erreicht. Das binnenwirtschaft- 
liche Gleichgewicht dessen derzeitige Störung sich 
in der für 1970 projektierten Preisentwicklung wi- 
derspiegelt, kann jedoch nur allmählich, nicht ab- 
rupt, wiedergewonnen werden. 


Eckwerte zur Jahresprojektion 1970 



.1967 

1968 1 

1969 

1970') 


Veränderungen gegenüber dem Vorjahr in Vo 

Entstehung des Sozialprodukts 





Erwerbstätige 

- 2,9 

+ 0,2 

+ 1,7 

+ rd. V 2 

Arbeitslosenquote in Vo 

(2,1) 

(1,5) 

(0,8) 

{knapp 1) 

Arbeitszeit je Erwerbstätigen 

- 1.6 

+ 0,1 

- 0,3 

— rd. V 2 

Bruttoinlandsprodukt in Preisen von 1954 (BIP) 

+ 0,3 

+ 7,4 

+ 8,3 

+ 4 bis 5 

BIP je Erwerbstätigen 

+ 3,4 

+ 7,2 

+ 6,5 

+3‘/2 bis 4 V 2 

BIP je Erwerbstätigenslunde 

+ 5,1 

+ 7,1 

+ 6,8 

+ 4 bis 5 

Verwendung des Sozialprodukts 





Privater Verbrauch 

+ 2,4 

+ 5,7 

+ 10,4 

+ 9'/2 bis 10 V 2 

Staatsverbrauch 

+ 6,7 

+ 3,8 

+ 11,1 

+ 9'/ä bis 10 ' /2 

Anlageinvestitionen 

~ 9,4 

+ 8,9 

+ 18,9 

+ 13 bis 14 

Inlandsnachfrage 

- 1.1 

+ 9,1 

+ 12,7 

+ 10 bis 11 

Außenbeitrag 





Mrd. DM 

(+16,2) 

( + 18,4) 

( + 15,6) 

(+ rd. 11) 

Anteil am Bruttosozialprodukt in Vo 

(3,3) 

(3,5) 

(2,6) 

{V /2 bis 2) 

Bruttosozialprodukt 

+ 0,9 

+ 9,2 

+ 11,8 

+ 9 bis 10 

Preisentwicklung 





Privater Verbrauch 

+ 1,8 

+ 2,0 

+ 2,5 

+ rd. 3 

Inlandsnachfrage 

+ 1,4 

+ 1,1 

+ 2,8 

+ rd. 4 

Verteilung des Sozialprodukts 





Volkseinkommen 

- 0,3 

+ 11,2 

+ 11,2 

+ 9 V 2 bis IOV 2 

Bruttoeinkommen aus unselbständiger Arbeit (Summe) .... 

+ 0,2 

+ 7,2 

+ 12,5 

A: + 12 V 2 bis 13+2 





B: +IOV 2 bis IIV 2 

Bruttoeinkommen aus Unternehmertätigkeit und Vermögen 





(Summe) 

- 1,2 

+ 19 , 32 ) 

+ 8 , 72 ) 

+ 4 bis 5 


g Jahresprojektion der Bundesregierung. 

2) Ohne steuerliche Entlastung der Altvorräte = 1968: +15,6 Vo, 1969: + 12,0 + 0 . 
A: Einschließlich Lohnfortzahlung. 

B: Ohne Lohnfortzahlung. 
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Prognosen der Forschungsinstitute, 
der EWC-Kommission und der OECD 

54 . Die wirtschaftswissenschaftlichen Forschungs- 
institute beurteilen die Aussichten für die ge- 
samtwirtschaftliche Entwicklung im Jahre 1970 ähn- 
lich wie die Bundesregierung. Sie gehen in ihren der 
Bundesregierung Anfang des Jahres als wertvolle 
Erleichterung ihrer Urteilsbildung zur Verfügung 
gestellten Prognosen für 1970 von einer nominalen 
Zunahme des Bruttosozialprodukts zwischen 9 und 
lOVo und einer realen Sozialproduktssteigerung 
zwischen 4 und gut 5 Vo aus. Die Vorstellungen des 

0 Deutsches Institut für Wirtschaftsforschung, Berlin; 
Hamburgisches Welt-Wirtschafts-Archiv, Hamburg; 
Ifo-Institut für Wirtschaftsforschung, München; Institut 
für Weltwirtschaft an der Universität Kiel, Kiel; Rhei- 
nisch-Westfälisches Institut für Wirtschaftsforschung 
Essen; Wirtschaftswissenschaftliches Institut der Ge- 
werkschaften, Düsseldorf. 


Wirtschaftswissenschaftlichen Instituts der Gewerk- 
schaften und des Rheinisch- Westfälischen Instituts 
für Wirtschaftsforschung liegen dabei eher an der 
oberen, die des Instituts für Weltwirtschaft an der 
Universität Kiel an der unteren Grenze dieses rea- 
len Wachstumsspiielraums. Die ührigen Institute er- 
warten für 1970 — ebenso wie die Kommission der 
Europäischen Giemeinscbaften und das OECD-Sekre- 
tariat — übereinstimmend einen realen Sozialpro- 
duktszuwachs von etwa 4 V 2 Vo. 

Die weiteren Entwicklungsaussichten werden somit 
von den Institutionen, die gesamtwirtschaftliche Pro- 
gnosen vornehmen, wesentlich übereiinstimmender 
beurteilt als vor Jahresfrist. Diese weitgehende 
Übereinstimmung gilt insbesondere auch für die 
Verbraucherpreise, für die die wirtschaftswissen- 
schaftlichen Forschungsinstitute im Jahre 1970 eine 
Steigerungsrate zwischen gut 2V2 und 3^/o und da- 
mit ebenfalls eine etwa im Rahmen der Jahrespro- 
jektion liegende Entwicklung erwarten. 


C. Darlegung der für das laufende Jahr geplanten 
Wirtschafts- und Finanzpolitik 


I. Maßnahmen zur Realisierung 
der Jahresprojektion 

Stabilisierung ohne Stagnation 

55 . Die in der Jahresprojektion dargelegte Ziel- 
kombination für die gesamtwirtschaftliche Entwick- 
lung im Jahre 1970 verlangt besondere wirtschafts- 
und finanzpolitische Bemühungen zur Wiederher- 
stellung und Sicherung der Preisniveaustabilität. 
Vordringliche Aufgabe der Wirtschafts- und Finanz- 
politik ist es jetzt, dieses Ungleichgewicht möglichst 
rasch, jedoch ohne Gefährdung der anderen Ziele 
des § 1 StWG zu beseitigen und damit den gegen- 
wärtigen Preis- und Kostenauftriöb ohne Beein- 
trächtigung der Vollbeschäftigung nachhaltig zu 
dämpfen. Die dafür erforderlichen wirtschafts- und 
finanzpolitischen Maßnahmen müssen so angelegt 
werden, daß sie bei einer — für den weiteren Ver- 
lauf des Jahres nicht auszu schließenden — Kon- 
junktur ab sdiwächung rasch den veränderten Erfor- 
dernissen angepaßt werden können. 

Diese Aufgabe der „Stabilisierung ohne Stagnation" 
erfordert ein enges Zusammenwirken aller, die fürdie 
gesamtwirtschaftliche Entwicklung in der Bundes- 
republik Verantwortung tragen. Das sind in erster 
Linie alle zuständigen Stellen des Bundes, der Län- 
der und der Gemeinden sowie die Deutsche Bundes- 
bank. Die staatliche Wirtschafts- und Finanzpolitik 
bedarf jedoch gerade in der gegenwärtigen Phase 
der Unterstützung durch ein entsprechendes Verhal- 
ten der autonomen Gruppen. Die Risiken einer ein- 
seitigen und damit die übrigen gesamtwirtschaft- 
Mchen Ziele möglicherweise gefährdenden Stabili- 
sierungspolitik können in einer konzertierten Stabi- 


lisierungsaktion der Gebietskörperschaften, der Ge- 
werkschaften und der Unternehmens verbände am 
ehesten vermieden werden. Eine solche konzertierte 
Stabilisierungsaktion stellt an alle Beteiligten hohe 
Anforderungen. Die Bundesregierung ist sich be- 
wußt, daß die Bereitschaft zu einer gemeinsamen 
Stabilisierungsaktion nur dann erwartet werden 
kann, wenn isie selbst und die anderen staatlichen 
Instanzen mit gutem Beispiel vorangehen. 

Gemäß § 3 des Stabilitäts- und Wachstumsgesetzes 
stellt die Bundesregierung mit der Jahresprojektion 
1970 (vgl. Teil B) Orientierungsdaten für ein gleich- 
zeitiges aufeinander abgestimmtes Verhalten (Kon- 
zertierte Aktion) der Gebietskörperschaften, der 
Gewerkschaften und der Unternehmensverbände zur 
Erreichung der Ziele des § 1 des Stabilitäts- und 
Wachstumsgesetzes zur Verfügung. Der Formulie- 
rung dieser Orientierungsdaten durch die Bundes- 
regierung sind eingehende Beratungen mit den Ver- 
tretern der Länder und Gemeinden und der Bundes- 
bank einerseits und den Vertretern der Gewerk- 
schaften und der Untemehmensverbände anderer- 
seits vorausgegangen. Der Bundesminister für Wirt- 
schaft wird auf Verlangen der Beteiligten diese 
Orientierungsdaten in einem weiteren Gespräch er- 
läutern. 


Binnenwirtschaftliches Programm 

der Bundesregierung, Geld- und Kreditpolitik 

(Aufhebung der Kuponsteuer) 

56 . Mit dem Beschluß über die Aufwertung der DM 
vom 24. Oktober , 1969 hat die Bundesregierung 
einen entscheidenden Beitrag zur Wiederherstellung 
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der Preisstabilität geleistet und zugleich auch die 
Grundlage für weitere binnenwirtschaftliche Stabili- 
sierungsmaßnahmen gelegt. Wenn die Aufwertung 
infolge des späten Zeitpunktes auch nicht mehr in 
der Lage war, den Prozeß der Preisanpassung zu 
verhindern, so zeigte die jüngste Entwicklung wich- 
tiger Preisindizes doch bereits deutlich, daß vor 
allem die verschärfte Importkonkurrenz dazu bei- 
trägt, den Preisauftrieb zu dämpfen. Für die Stabili- 
sierung der Lebensmittelpreise ist die infolge der 
Paritätsänderung zum 1. Januar 1970 eingetretene 
Senkung der landwirtschaftlichen Erzeugerpreise 
bei den Marktordnungswaren von wesentlicher Be- 
deutung. Das von der Bundesregierung gewählte 
Verfahren des Einkommensausgleichs für die deut- 
sche Landwirtschaft über die Umsatzsteuerregelung 
und direkte Ausgleichszahlungen erweist sich immer 
deutlicher als ein gewichtiger Stabilisierungsbeitrag. 
Da die vollen Auswirkungen der Aufwertung erst 
mit Verzögerung registriert werden können, kann 
damit gerechnet werden, daß die Stabilisierungs- 
effekte dieser Maßnahme in den kommenden Mona- 
ten noch deutlicher vortreten. Außerdem wird die 
Bundesregierung die Preis- und Konjunkturentwick- 
lung bei unseren wichtigsten Handelspartnern lau- 
fend beobachten und bei etwaigen Fehlentwick- 
lungen zunächst versuchen, eine größere Harmoni- 
sierung der internationalen und der gemeinschaft- 
lichen Konjunkturpolitik zu unterstützen. 

Entscheidend für die weitere Preisentwicklung ist, 
daß die stabilisierenden Wirkungen der Aufwertung 
jetzt nicht durch Fehlentwicklungen in der Binnen- 
wirtschaft gefährdet werden. Diese Wirkungen müs- 
sen durch Maßnahmen im Bereich der Finanz-, der 
Wettbewerbs- und der Preispolitik unterstützt wer- 
den. Die Bundesregierung hat deswegen das fol- 
gende binnenwirtschaftliche Stabilisierungspro- 
gramm beschlossen: 

Erstens : Der Entwurf des Bundeshaushalts 1970 
soll auf einen Betrag von insgesamt 91,4 Mrd. DM 
begrenzt werden. Von diesem Gesamtbetrag werden 
jedoch vorerst Ausgaben in Höhe von 2,7 Mrd. DM 
gesperrt, so daß das verfügbare Ausgabenvolumen 
88,7 Mrd. DM ausmacht. Das in jedem Fall verfüg- 
bare Haushaltsvolumen entspricht damit einer Zu- 
wachsrate von 8,8 Vo gegenüber 1969 (Soll gegen- 
über Ist). Die Ausgabensperre soll beim Haushalts- 
vollzug nur dann aufgehoben werden, wenn die ge- 
samtwirtschaftliche Entwicklung eine stärkere Ex- 
pansion der öffentlichen Ausgaben erfordert. Der 
gesperrte Betrag soll im Ergebnis gleichsam ein 
Eventualhaushalt sein, den der Gesetzgeber der 
Bundesregierung für eine eventuell notwendig wer- 
dende konjunkturelle Gegensteuerung zur Disposi- 
tion stellt. 

Auch die Struktur des Ausgabenzuwachses ist den 
konjunkturellen Erfordernissen angepaßt. Das gilt 
insbesondere in Anbetracht der Sperren bei inve- 
stiven Ausgaben und der Zahlungen für den Ein- 
kommensausgleich der Landwirtschaft, die nur der 
Sicherung eines gegebenen Einkommens dienen und 
keine Nachfrageexpansion bewirken. 


Bis zur Verkündung des Haushaltsgesetzes wird 
die stabilisierende Wirkung der Ausgabensperren 
noch unterstützt durch die vom Bundesminister der 
Finanzen bereits erlassene verschärfte Regelung 
der vorläufigen Haushaltsführung 1970. Danach sind 
vor allem die Verfügungsmöglichkeiten über die 
Ausgaben für Bauten, Investitionen und Investi- 
tionszuschüsse erheblich begrenzt worden. Sie dür- 
fen zunächst nur bis zu 60 v. H. der Ansätze im 
Haushaltsplan 1969 (bzw. der Ansätze im Haushalts- 
plan 1970, soweit diese niedriger liegen) in Anspruch 
genommen werden. Bei den sächlichen Verwaltungs- 
ausgaben und militärischen Beschaffungen beträgt 
die entsprechende Obergrenze 70 v. H. 

Auf Grund dieser Maßnahmen werden die Bundes- 
ausgaben im 1. Halbjahr 1970 nur vergleichsweise 
gering steigen, so daß sich ein Finanzierungsüber- 
schuß ergeben wird. Auch die Vertreter der Länder 
und Gemeinden haben in der Sitzung des Finanz- 
planungsrates am 15. Dezember 1969 und in der 
Sitzung des Konjunkturrates am 19. Januar 1970 
ihre Bereitschaft erklärt, geeignete Maßnahmen für 
einen konjunkturgerechten Haushaltsvollzug zu 
treffen. Das Ausgabewachstum der Länder und Ge- 
meinden wird ebenfalls hinter der Sozialprodukts- 
steigerung Zurückbleiben und 1970 zusammengenom- 
men schätzungsweise knapp 9 v. H. betragen. Zur 
antizyklischen Wirkung des öffentlichen Gesamt- 
haushalts gehört, daß die Sozialversicherungsträger 
im gesamten Jahr 1970 einen Nettofinanzierungs- 
überschuß erzielen werden, der sich in der Größen- 
ordnung von etwa 5 Mrd. DM bewegen wird. 

Zweitens: In Anbetracht der zunächst noch an- 
gespannten konjunkturellen Situation schlägt die 
Bundesregierung vor, die im Steueränderungsgesetz 
1970 vorgesehenen Steuersenkungen — die Verdop- 
pelung des Arbeitnehmerfreibetrages von 240 auf 
480 DM und den stufenweisen Abbau der Ergän- 
zungsabgabe — aufzuschieben. Die Verdoppelung 
des Arbeitnehmerfreibetrages sollte nach Ansicht 
der Bundesregierung erst zum 1. Juli 1970, der Be- 
ginn dejü Abbaues der Ergänzungsabgabe erst zum 
1. Januar 1971 in Kraft treten. 

Damit werden von dieser Seite für Konsum und 
Investition im privaten Bereich zunächst keine zu- 
sätzlichen Mittel verfügbar; gleichzeitig wird da- 
durch der Finanzierungssaldo bei Bund und Ländern 
weiter verbessert. 

Drittens: Um den restriktiven Haushaltsvoll- 
zug bei Bund und Ländern wirksam zu unterstützen, 
wird die Bundesregierung nach § 15 des Stabilitäts- 
und Wachstumsgesetzes eine Verordnung vorlegen, 
die Bund und Länder verpflichten soll, Konjunktur- 
ausgleichsrücklagen von insgesamt 2,5 Mrd. DM zu 
bilden. Davon sollen 1,5 Mrd. DM auf den Bund und 
1 Mrd. DM auf die Länder entfallen. Die Konjunktur- 
ausgleichsrücklagen sind bei der Bundesbank bis 
zum 30. Juni 1970 zu bilden. Die Anrechnung der 
Tilgung von öffentlichen Schulden ist nicht vorge- 
sehen. Die den Konjunkturausgleichsrücklagen zu- 
geführten Beträge sollen erst dann freigegeben wer- 
den, wenn es die konjunkturelle Entwicklung er- 
laubt. 
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Viertens : Die von der Bundesregierung ge- 
planten Maßnahmen im Bereich der Vermögens- 
politik sollen möglichst bald in Kraft treten, da sie 
in der gegenwärtigen Lage auch einen Beitrag zur 
Stabilisierung leisten können. Das gilt insbesondere 
auch für die Erweiterung des Begünstigungsrahmens 
für vermögenswirksame Leistungen von bisher 
312 DM auf 624 DM im Jahr. Mit den Vereinbarun- 
gen über vermögenswirksame Leistungen im Bereich 
des öffentlichen Dienstes ist ein für die weitere 
Tarifpolitik sichtbares Zeichen gesetzt worden. 

Fünftens: Im Rahmen der wettbewerbspoliti- 
schen Mißbrauchsaufsicht des Staates soll ungerecht- 
fertigten Preiserhöhungen entgegengewirkt werden. 
Insbesondere dort, wo marktmächtige Positionen 
mißbräuchlich ausgenutzt werden, wird das Bundes- 
kartellamt die Möglichkeiten des Gesetzes gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen voll ausschöpfen. Das 
gilt auch für den Bereich der preisgebundenen Wa- 
ren. Auf diese Weise soll schon vor der angekün- 
digten Novellierung des Gesetzes gegen Wettbe- 
werbsbeschränkungen die Wettbevverbspolitik inten- 
siviert werden. 

Sechstens : Die Bundesregierung wird in der 
gegenwärtigen Konjunkturlage gegenüber Erhöhun- 
gen administrativ beeinflußter Preise soweit als 
möglich Zurückhaltung üben. Sollten administrative 
Preisregelungen geändert werden, so wird damit 
gleichzeitig eine stärkere marktwirtschaftliche Ge- 
staltung (z. B. durch Margentarife) angestrebt. 

Siebentens: Angesichts des aufwertungsbe- 
dingten Einkommensausgleichs für die deutsche 
Landwirtschaft aus öffentlichen Mitteln in Höhe von 
jährlich 1,7 Mrd. DM erwartet die Bundesregierung, 
daß die Senkung der landwirtschaftlichen Erzeuger- 
preise anteilig an die Verbraucher weitergegeben 
wird. Sie wird die Entwicklung der Verbraucher- 
preise in diesem Bereich kritisch prüfen und dar- 
über berichten, in welchem Tempo die Senkung der 
landwirtschaftlichen Erzeugerpreise sich in den Ver- 
braucherpreisen niederschlägt, 

57 . Dieses binnenwirtschaftliche Stabilisierungs- 
programm ist am 19. Januar 1970 im Konjunkturrat 
für die öffentliche Hand beraten worden. Der Kon- 
junkturrat hat in einer Empfehlung das vorgeschla- 
gene Programm begrüßt. Er hält zur Ergänzung ent- 
sprechende Maßnahmen der Länder und Gemeinden 
für notwendig. Der Finanzplanungsrat wird sich da- 
mit in seiner nächsten Sitzung am 28. Januar 1970 
beschäftigen. 

58 . Mit diesem, die Aufwertung ergänzenden bin- 
nenwirtschaftlichen Programm erfüllt die Bundesre- 
gierung für ihren Zuständigkeitsbereich die Ver- 
pflichtungen des Stabilitäts- und Wachstumsgeset- 
zes. Sie bekundet damit zugleich ihren festen Wil- 
len, den Forderungen dieses Gesetzes auch in Zu- 
kunft rechtzeitig und in vollem Umfange nachzu- 
kommen. Ein unmittelbares Einwirken auf die steu- 
erlichen Abschreibungsmöglichkeiten, wie die An- 
wendung des § 26 Nr. 3 Buchstabe b des Stabili- 


täts- und Wachstumsgesetzes (Aussetzung oder Ein- 
schränkung der degressiven Afa), wurde von der 
Bundesregierung als eine Maßnahme angesehen, 
die angesichts der gegenwärtig vorhandenen Un- 
sicherheit über die Konjunkturentwicklung im wei- 
teren Verlauf des Jahres 1970 nicht angebracht 
wäre. Sie wäre dagegen nach Auffassung der Bun- 
desregierung unter den politischen und ökonomi- 
schen Gegebenheiten des Sommers 1969, als sie vom 
Bundesminister für Wirtschaft vorgeschlagen wor- 
den war, richtig gewesen. 

Mit der Entschlossenheit zu einer wirksamen und in 
sich widerspruchsfreien Wirtschafts- und Finanzpoli- 
tik schafft die Bundesregierung eine wichtige Grund- 
lage für eine erfolgreiche konzertierte Aktion der 
Gebietskörperschaften, der Gewerkschaften und der 
Unternehmensverbände. Die Bundesregierung geht 
davon aus, daß auf dieser Basis auch die großen 
sozialen Gruppen, insbesondere die Tarifvertrags- 
parteien, die Politik der Konjunkturstabilisierung 
durch ihre autonomen Entscheidungen unterstützen 
werden. 

Eine volle Ausschöpfung der von der gegenwärtigen 
Marktlage her möglichen Spielräume für Preis- und 
Lohnerhöhungen würde allen Beteiligten nur kurz- 
fristige Vorteile bringen. Ein solches Verhalten 
würde jedoch das gemeinsame Ziel der „Stabilisie- 
rung ohne Stagnation'" gefährden. Von besonderer 
Bedeutung ist in dieser kritischen Konjunkturphase 
das preispolitische Verhalten der Unternehmen. Die 
Gewinnmargen des Jahres 1969 können nicht als ge- 
eigneter Maßstab für die Einkommensverteilung auf 
mittlere Sicht angesehen werden. Eine Verteidigung 
dieser Gewinne durch eine Ausschöpfung kurzfristi- 
ger Preiserhöhungsspielräume auf dem Binnenmarkt 
würde nicht nur im Widerspruch zu den gesamtwirt- 
schaftlichen Zielsetzungen stehen, sondern auch im 
Widerspruch zu den eigenen mittel- und langfristi- 
gen Marktchancen der Unternehmen. Je mehr die 
Unternehmen im Jahre 1970 bei ihren Preis- und In- 
vestitionsentscheidungen den Stabilitätserfordernis- 
sen Rechnung tragen, um so eher können sie auch 
Tarifabschlüsse erwarten, die sich nicht an den Be- 
dingungen des gegenwärtigen gesamtwirtschaftli- 
chen Ungleichgewichtes, sondern an den mittel- und 
längerfristigen Möglichkeiten orientieren. 

Die mit der Jahresprojektion 1970 dargestellten 
Orientierungsdaten stehen mit der für 1970 ange- 
strebten Zielkombination in Einklang. Sie tragen 
gleichzeitig dem Grundsatz der sozialen Symmetrie 
im Rahmen der voraussehbaren gesamtwirtschaft- 
lichen Entwicklung Rechnung. Die in den Orientie- 
rungsdaten angegebene Einkommensentwicklung 
für das Jahr 1970 würde die wünschenswerte stär- 
kere Beteiligung der Arbeitnehmer am Volksein- 
kommen einleiten und gleichzeitig eine Stabilisie- 
rung ohne Stagnation fördern. 

59 . Auch im monetären Bereich kommt es darauf 
an, die gegenwärtige Preisentwicklung von ihren 
finanziellen Voraussetzungen her auf ein unver- 
meidbares Mindestmaß zu begrenzen. Die dazu er- 
forderlichen zins- und liquiditätspolitischen Markt- 
bedingungen wurden bereits 1969 geschaffen. Der 
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seit dem Frühjahr 1969 von der Bundesbank ver- 
folgte Restriktionskurs, die im vergangenen Jahr 
außergewöhnlich hohen langfristigen Kapitalexporte 
und der nach der DM- Aufwertung einsetzende mas- 
sive Liquiditätsabfluß haben im letzten Jahresquar- 
tal 1969 die Binnenliquidität, vor allem der Banken, 
stark eingeengt und die Kredit- und Kapitalzinsen 
auf ein längerfristig nicht zu haltendes Niveau ge- 
bracht. 

Bei der gegebenen internationalen Zinskonstellation 
könnte eine gebotene monetäre Auflockerung durch 
eine zusätzliche ausländische Kreditnachfrage durch- 
kreuzt werden. Die hieraus resultierende Schwierig- 
keit, das innere und das äußere monetäre Gleichge- 
wicht gleichzeitig aufrechtzuerhalten, sollte mög- 
lichst auf dem Wege der internationalen Zusammen- 
arbeit gelöst werden. Eventuelle Schwierigkeiten 
könnten dadurch vermieden werden, daß in wichti- 
gen Partnerländern die Zinsen so weit gesenkt und 
die Beschränkungen des internationalen Kapitalver- 
kehrs so weit gelockert werden, wie dies konjunk- 
tur- und zahlungsbilanzpolitisch vertretbar ist. Die 
Bundesregierung würde es begrüßen, wenn es ge- 
länge, bald eine internationale Absprache — ähnlich 
wie im Januar 1967 in Chequers — ■ über eine Sen- 
kung der Zinssätze in wichtigen Ländern herbeizu- 
führen. Der Bundesminister für Wirtschaft hat be- 
reits Gespräche geführt, um eine solche internatio- 
nal konzertierte Aktion einzuleiten, sobald die Vor- 
aussetzungen dafür in den betreffenden Ländern 
gegeben sind. 

Darüber hinaus beabsichtigt die Bundesregierung in 
Übereinstimmung mit der Deutschen Bundesbank, 
einen Gesetzentwurf zur Aufhebung der sogenann- 
ten Kuponsteuer vorzulegen, um damit zur Stabili- 
sierung der Kapitalbewegungen beizutragen. 

60 . Aufgrund der überstimmenden Prognosen aller 
konjunkturbeobachtenden Stellen stehen zu Beginn 
des Jahres 1970 die Gefahren für die Stabilität und 
damit die Aufgaben der Stabilisierung im Vorder- 
grund der wirtschaftspolitischen Entscheidungen, Der 
Sachverständigenrat und die Forschungsinstitute 
haben jedoch in ihren Analysen über die voraus- 
sichtliche weitere Wirtschaftsentwicklung darauf 
hingewiesen, daß eine übermäßige Konjunkturab- 
schwächung mit einer Gefährdung des hohen Be- 
schäftigungsstandes und des angemessenen Wachs- 
tums im weiteren Verlauf des Jahres 1970 nicht aus- 
geschlossen werden kann. 

In Übereinstimmung mit dem Sachverständigenrat 
ist die Bundesregierung der Auffassung, daß eine 
solche Entwicklung um so weniger wahrscheinlich 
ist, je mehr es gelingt, Nachfrage aus der ersten in 
die zweite Jahreshälfte zu verschieben und je effek- 
tiver der gegenwärtigen Konjunkturüberhitzung 
durch eine konzertierte Stabilisierungsaktion ent- 
gegengewirkt wird. Aber auch eine noch so wohl- 
dosierte und abgestimmte Stabilisierungspolitik 
kann bei der gegebenen Ausgangslage das Risiko 
einer übermäßigen Konjunkturabschwächung nur 
mindern, es jedoch nicht von vornherein ausschalten. 
Die Bundesregierung wird deswegen in enger Zu- 
sammenarbeit mit allen zuständigen Stellen die 


weitere Konjunkturentwicklung sehr sorgfältig be- 
obachten. Für den Fall einer drohenden Gefährdung 
des Beschäftigungs- und des Wachstumszieles wird 
sie — vor allem mit Hilfe der vorerst gesperrten 
Haushaltsmittel — rechtzeitig Gegenmaßnahmen er- 
greifen. 


II. Maßnahmen zur Stärkung 
der marktwirtschaftlichen Ordnung 


Überblick 

61 . In der Bundesrepublik hat sich die Marktwirt- 
schaft als grundlegendes wirtschaftliches Ordnungs- 
system bewährt. Die Erfahrung zeigt jedoch, daß 
die Grundsatzentscheidung für die marktwirtschaft- 
liche Ordnung allein nicht ausreicht, um ihre Funk- 
tionsfähigkeit dauerhaft zu sichern und sie vor Ver- 
schleißerscheinungen zu schützen. Gerade die markt- 
wirtschaftlich-freiheitliche Ordnung bedarf für die 
Erhaltung und Verbesserung ihrer Leistungsfähig- 
keit der ständigen Weiterentwicklung und Ausge- 
staltung. Die Bundesregierung wird deshalb — wie 
in der Regierungserklärung am 28. Oktober 1969 
angekündigt — im Jahre 1970 die mit dem Stabili- 
täts- und Wachstumsgesetz und seiner Anwendung 
sowie der Modernisierung der Strukturpolitik ein- 
geleitete Reform und Modernisierung der Wirt- 
schaftspolitik durch Maßnahmen zur Stärkung der 
marktwirtschaftlichen Ordnung fortsetzen. Diese 
Maßnahmen sollen vor allem der Intensivierung des 
Wettbewerbs, der Auflockerung des Systems der 
administrativ geregelten Preise sowie der Förderung 
der Vermögensbildung in breiten Schichten dienen. 


Novellierung des Gesetzes 
gegen Wettbewerbsbeschränkungen 

62 , Im Mittelpunkt des Programms zur Stärkung 
der marktwirtschaftlichen Ordnung steht die ge- 
plante Novellierung des Gesetzes gegen Wettbe- 
werbsbeschränkungen. Ziel dieser Gesetzesinitiative 
ist der Schutz und die Ausweitung des wirksamen 
Wettbewerbs. Die Bundesregierung wird dem Parla- 
ment noch in der ersten Hälfte des Jahres 1970 
einen Gesetzentwurf vorlegen, der einerseits den 
Schutz vor Mißbrauch von Marktmacht verstärken 
und andererseits die leistungssteigernde Zusammen- 
arbeit kleiner und mittlerer Unternehmen erleich- 
tern soll. Im wesentlichen sind folgende Verbesse- 
rungen des'bisherigen Gesetzes vorgesehen: 

— Durch die Einführung einer vorbeugenden Fu- 
sionskontrolle soll eine mögliche Einschränkung 
des wirksamen Wettbewerbs durch eine über- 
mäßige Unternehmenskonzentration verhindert 
werden. Zwar ist in vielen Bereichen unserer 
Wirtschaft eine weitere Unternehmenskonzen- 
tration notwendig. Unternehmenszusammen- 
schlüsse sollen aber durch den Bundesminister 
für Wirtschaft dann untersagt werden können, 
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wenn sie zu einer marktbeherrschenden Stellung 
führen oder durch den Zusammenschluß die Vor- 
aussetzungen für einen wesentlichen Wettbe- 
werb auf andere Weise beseitigt werden. Der 
Bundesminister für Wirtschaft stützt sich bei 
dieser Entscheidung auf eine Stellungnahme des 
Bundeskartellamtes. Die Fusionskontrolle muß 
alle Formen der Zusammenschlüsse — horizon- 
tale, vertikale und diagonale — erfassen. In be- 
sonderen Fällen soll jedoch die Möglichkeit be- 
stehen, derartige Zusammenschlüsse aus über- 
wiegenden Gründen der Gesamtwirtschaft und 
des Gemeinwohls unbeanstandet zu lassen. Die 
Fusionskontrolle soll durch eine unabhängige 
Monopolkommission erleichtert werden. 

— Die Mißbrauchsaufsicht über marktbeherrschende 
Unternehmen soll dahin erweitert werden, daß 
auch Mißbräuche marktstarker Unternehmen er- 
faßt werden. Insbesondere müssen auch die Ab- 
hängigkeitsbeziehungen zwischen Lieferanten 
und Abnehmern in die Mißbrauchsaufsicht einbe- 
zogen werden. Bei Ausschließlichkeitsbindungen 
soll die Mißbrauchsaufsicht dadurch verbessert 
werden, daß sie auf den Schutz des gebundenen 
Vertragsbeteiligten vor unbilligen Einschränkun- 
gen seiner wirtschaftlichen Bewegungsfreiheit 
ausgedehnt wird. 

— Die wettbewerbsbeschränkenden Folgen von Ver- 
trägen sollen stärker erfaßt werden als bisher 
und bei Entscheidungen entsprechend berücksich- 
tigt werden. 

— Die leistungssteigernde Kooperation zwischen 
kleinen und mittleren Unternehmen soll durch 
Freistellung von sogenannten Bagatellkartellen 
erleichtert werden. 

— Weiterhin sollen die Kooperationsmögiichkeiten 
für kleine und mittlere Unternehmen durch eine 
Vereinfachung der Vorschriften über Mittel- 
standsempfehlungen und durch die Zulassung 
von Wettbewerbsregeln zum Schutz eines lei- 
stungsgerechten Wettbewerbs verbessert werden. 

— Die Ausnahmebereiche des Gesetzes gegen Wett- 
bewerbsbeschränkungen werden daraufhin über- 
prüft, inwieweit auch in diesen Bereichen der 
Wettbewerb wirksamer gemacht werden kann. 
Dazu gehört auch die Frage, ob der generelle 
Rechtsschutz für die Demarkationsverträge in der 
Elektrizitätswirtschaft durch eine individuelle 
Überprüfung jedes Einzelfalles ersetzt werden 
soll. 


Auflockerung administrativer Preisregelungen 

63 . In der marktwirtschaftlichen Ordnung dürfen 
gesetzliche oder administrative Preisregelungen nur 
die Ausnahme bilden. Solche Preisregelungen kön- 
nen die Elastizität und Funktionsfähigkeit des markt- 
wirtschaftlichen Systems empfindlich stören. Die 
Bundesregierung hat Grund zu der Annahme, daß 
in einer Reihe von Bereichen, die bei der Einfüh- 
rung von administrativen Preisregelungen gelten- 
den Gründe heute nicht mehr oder nicht mehr in 1 


vollem Umfange gelten. Bereichen, in denen die Auf- 
rechterhaltung solcher Preisregelungen auch weiter- 
hin geboten ist, stehen andere Bereiche gegenüber, 
in denen bisherige Preisregelungen evtl, ersatzlos 
aufgehoben, in der Form aufgelockert, an die Markt- 
gegebehheiten angepaßt oder durch indirekt wir- 
kende Maßnahmen ersetzt werden können. Die 
Überprüfung der administrativen Preisregelungen 
ist in einer Reihe von Fällen bereits eingeleitet wor- 
den. So wird das Baupreisrecht für öffentliche oder 
mit öffentlichen Mitteln finanzierte Aufträge auf- 
gelockert. Im Bereich der noch bestehenden Höchst- 
preisvorschriften für Düngemittel ist im Falle des 
stickstoffhaltigen Düngemittels Kalkammonsalpeter 
eine Aufhebung der Preisbindung in Vorbereitung. 
Bei den übrigen preislich noch gebundenen Dünge- 
mitteln wird untersucht, ob strukturelle und preis- 
liche Änderungen zugunsten der Landwirtschaft er- 
reicht werden können. Auf dem Gebiete der Strom- 
preise wird eine Neugestaltung der Tarifordnung 
Elektrizität, insbesondere durch Einführung einer 
verbrauchsfördernden Ausgestaltung der Tarife an- 
gestrebt. Um die Tarife für den Güterverkehr auf- 
zulockern und dadurch dem Wettbewerb in der 
Verkehrswirtschaft immer größeren Spielraum zu 
geben, wird die Einführung von Margen bzw. die 
Erweiterung bestehender Margen angestrebt. Bei 
Arzneimitteln isoll durch eine Verbesserung der 
Marktverhältnisse und eine Reform der staatlich ge- 
bundenen Apothekenspannen versucht werden, die 
berechtigten Verbraucher Interessen stärker als bis- 
her bei der Preisbildung zur Geltung zu bringen. Im 
Laufe des Jahres werden weitere administrative 
Preisregelungen überprüft. 


Vermögenspolitik 

64 . Ausschlaggebend für die Zukunft der marktwirt- 
schaftlichen Ordnung sind aber nicht nur ein wirk- 
samer Wettbewerb und eine freie Marktpreisbil- 
dung, so wichtig diese Elemente auch sind. Für 
zumindest ebenso bedeutsam hält die Bundesregie- 
rung die Aufgabe einer stärkeren Beteiligung brei- 
ter Schichten — vor allem der Arbeitnehmer — an 
der Vermögenäbildung in der Wirtschaft. Sie sieht 
in einer gezielten Vermögenspolitik einen wichti- 
gen Beitrag im Sinne der angestrebten sozialen 
Symmetrie und damit zur Festigung und zum Aus- 
bau der freiheitlichen Gesellschafts- und Wirtschafts- 
ordnung. 

Als nächster Schritt im Rahmen der Vermögenspoli- 
tik wird bis zum Sommer 1970 dem Parlament ein 
Gesetzentwurf zur Ausweitung des Vermögensbil- 
dungsgesetzes, insbesondere zur Erhöhung des Be- 
günstigungsrahmens für vermögenswirksame Lei- 
stungen von 312 auf 624 DM jährlich vorgelegt wer- 
den. In diesem Zusammenhang wird die Bundesre- 
gierung zusammen mit den Ländern prüfen, unter 
welchen Voraussetzungen und wann vom gegenwär- 
tig geltenden System der Steuer- und Sozialabgaben- 
freiheit auf das sozial- und steuerpolitisch wün- 
schenswerte Zulagensystem übergegangen werden 
kann. 
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Weitere Maßnahmen zur verstärkten Förderung der 
Vermögenisibildung dn bredten Schichten wird die 
Bundesregiierung im Zusammenhang mit dem in der 
Regierungserklärung angekündigten Vermögenslbil- 
dungsbericht sowie der notwendigen Reform der 
Sparförderung und der Steuerreform vorschlagen. 


Ordnungspolitische Maßnahmen im Kreditgewerbe 
und Börsenwesen 

65 . Eine auch für die Vermögenspolitik wichtige 
Aufgabe sieht die Bundesregierung in der Heran- 
führung breiter Sparerschichten an das Wertpapier- 
sparen, in der Verstärkung des Sparerschutzes und 
in der Reform des Börsenwesens. Von dem seit An- 
fang 1969 zum Verkauf stehenden Bundesschatz- 
brief sind erste für die weitere Vermögenspolitik 
wesentliche Wirkungen ausgegangen. Die verstärk- 
ten Bemühungen, um den Sparer zu Anlagen mit 
angemessener Rendite, übersichtlicher Laufzeit und 
begrenztem Kursrisiko zu bewegen, sind auch auf 
die Initialzündung des Bundesschatzbriefs zurück- 
zuführen. 

Die Bundesregierung wird durch ordnungspolitische 
Maßnahmen im Bereich des Kreditgewerbes dafür 
Sorge tragen, daß die verschiedenen Gruppen des 
Kreditgewerbes an dem in Gang gekommenen Pro- 
zeß einer Adjustierung der Anlagekonditionen an 
die Sparerwünsche chancengleich teilnehmen kön- 
nen. So wird sie Änderungen des Ordnungsrahmens 
auf dem Gebiet des Realkredits einleiten mit dem 
Ziel, den Instituten ein größeres Maß an geschäfts- 
politischer Flexibilität zu vermitteln und sie gleich- 
zeitig vom Druck noch bestehender Wettbewerbs- 
verzerrungen zu befreien. Eine derartige Fortent- 
wicklung ist auch angesichts der Öffnung des deut- 
schen Kapitalmarktes gegenüber der Kreditnach- 
frage aus dem Ausland geboten. 

Auf dem Gebiet des Börsenwesens wird die Börsen- 
reform-Kommission in enger Zusammenarbeit mit 
der Bundesregierung ihre Bemühungen um eine 
Modernisierung der börsenpolitischen und börsen- 
technischen Instrumentarien fortsetzen, um den 
Aktienmarkt immer mehr für breite Bevölkerungs- 
schichten zu öffnen. In den Vordergrund rückt hier 
zusätzlich die für die weitere Vermögenspolitik 
zentrale Aufgabe, die Angebotsknappheit am Markt 
für Beteiligungswerte, die mit zunehmender Sparer- 
präferenz für Wertpapiere immer gravierender wird, 
zu beheben. 


III. Maßnahmen zur weiteren Ausgestaltung 
der Strukturpolitik 


Strukturpolitik aus einem Guß 

66. Im kommenden Jahr wird die Bundesregierung 
die in ihrem Strukturbericht 1969 (BT-Drucksache 
V/4564 vom 4. Juli 1969) dargestellten Ziele weiter 


verfolgen; zugleich werden die strukturpolitischen 
Mittel weiter ausgebaut und verbessert. Mit ihrer 
Strukturpolitik trägt die Bundesregierung zu einem 
auch mittel- und längerfristig angemessenen Wachs- 
tum bei. Bei annähernd konstantem Erwerbskräfte- 
potential in den kommenden Jahren hängt das ge- 
samtwirtschaftliche Wachstum mehr noch als bisher 
von zusätzlichem Kapitaleinsatz, technischem Fort- 
schritt, besserer beruflicher Bildung und der Nutzung 
von Wachstumsreserven durch strukturelle Umstel- 
lungen ab. Hauptaufgabe der Strukturpolitik ist es 
deshalb, die zur besseren Nutzung des volkswirt- 
schaftlichen Potentials erforderliche Mobilität der 
Produktionsfaktoren zu fördern. 

Um die in der Regierungserklärung angekündigte 
Strukturpolitik aus einem Guß zu ermöglichen, wird 
die Bundesregierung die Raumordnungspolitik, die 
Agrarstrukturpolitik, die Arbeitsmarktpolitik, die 
Berufsbildungspolitik, die regionale und sektorale 
Wirtschaftspolitik, die Politik für kleine und mitt- 
lere Unternehmen, die Städtebaupolitik, die Tech- 
nologiepolitik und die Verkehrspolitik besser auf- 
einander abstimmen und enger miteinander verzah- 
nen. Diese umfassende Strukturpolitik ist zugleich 
Kristallisationskern bei der Verwirklichung raum- 
ordnerischer Aufgaben durch die Bundesregierung. 
Auf der Grundlage des aufzustellenden Bundes- 
raumordnungsprogramms werden Zielvorstellungen 
der räumlichen Entwicklung des Bundesgebietes er- 
arbeitet, in die sich die Maßnahmen der o. g. Fach- 
bereiche einfügen werden. 


Städtebauliche Sanierung 

67 . Zu den langfristig zu planenden und nur lang- 
fristig zu lösenden Aufgaben der Strukturpolitik ge- 
hört die Sanierung und Entwicklung der Städte und 
Gemeinden. Dabei geht es nicht nur darum, über- 
alterte und ungesunde Wohngebäude abzureißen 
und neue aufzubauen; die Gemeinden sollen viel- 
mehr auch die Möglichkeit erhalten, sich den wirt- 
schaftlichen und gesellschaftlichen Strukturwand- 
lungen anzupassen. Der städtebaulichen Sanierung 
fehlt noch der entscheidende Anstoß durch ein Bun- 
desgesetz, das die bodenrechtlichen Hemmnisse, die 
bis jetzt einer zügigen Verwirklichung von Erneue- 
rungsmaßnahmen entgegenstehen, beseitigt und 
eine angemessene finanzielle Beteiligung des Bun- 
des sichert. Auch aus dem Blickwinkel der lang- 
fristigen Wirtschaftspolitik scheint es erforderlich, 
das Jahr 1970 dazu zu nutzen, die notwendige ge- 
setzliche Grundlage für die Sanierung und Entwick- 
lung der Städte und Gemeinden zu schaffen. Hin- 
sichtlich des sozialen Wohnungsbaus muß im Jahre 
1970 die Notwendigkeit, den Beitrag des Bundes 
im Hinblick auf das langfristige Wohnungsbaupro- 
gramm angemessen zu erhöhen, mit den konjunktur- 
politischen Erfordernissen in Einklang gehalten 
werden. Den konjunkturpolitischen Erfordernissen 
wird auch bei der Förderung der Althausmoderni- 
sierung Rechnung getragen werden müssen. 
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ERP-Sondervermögen 
(mittelständisches Kreditprogramm) 

68. Die Eingliederung der Verwaltung des ERP- 
Sondervermögens in das Bundesministerium für 
Wirtschaft ermöglicht nunmehr eine bessere sach- 
bezogene Koordination der aus dem Bundeshaushalt 
und durch das ERP-Sondervermögen zu finanzieren- 
den Programme der Wirtschaftsförderung. Dies ist 
ein wichtiger Schritt auf dem Wege zu einer koordi- 
nierten Strukturpolitik. 

Die Bundesregierung will deshalb in Zukunft 

— den räumlichen Geltungsbereich für regional- 
politische Hilfen aus dem ERP-Sondervermögen 
und aus dem Bundeshaushalt vereinheitlichen, 

— ein bestimmtes Vorhaben im Bereich der Regio- 
nalförderung grundsätzlich nur aus einer Quelle 
(Kredite aus dem ERP-Sondervermögen oder 
Investitionszuschüsse aus dem Bundeshaushalt) 
finanzieren, 

~ die strukturpolitische Zielsetzung für die regio- 
nalen Finanzierungshilfen präzisieren, 

— die regionalen ERP-Hilfen weitgehend auf die 
eigentlichen Bereiche der mittelständischen ge- 
werblichen Wirtschaft konzentrieren. Industrie- 
ansiedlung und Industrieerweiterung sollen künf- 
tig im wesentlichen nur noch aus Mitteln des 
Bundeshaushalts gefördert werden. 

Die Mittel für die besonders wirksamen mittelstän- 
dischen ERP-Kreditprogramme zur Existenzgründung 
von Nachwuchskräften und zur Errichtung von Be- 
trieben in neuen Wohnsiedlungen werden ebenso 
wie die regionalen ERP-Mittel erhöht. 

Auch das Kreditprogramm für die Anschaffung von 
Anlagen zur elektronischen Datenverarbeitung, der 
hierzu erforderlichen Bedienungseinrichtungen so- 
wie für Erstausstattung mit Anwendungsprogram- 
men soll verstärkt und besser mit den Zuschüssen 
im Rahmen der Gewerbeförderung abgestimmt wer- 
den. Ziel ist es dabei, die kleinen und mittleren 
Unternehmen besser als bisher über Möglichkeiten 
der elektronischen Datenverarbeitung zu beraten. 
Bei diesem Programm werden künftig Rechenzen- 
tren und Buchungsstellen für kleine und mittlere 
Unternehmen eine zunehmende Rolle spielen. Die 
gemeinschaftliche Anschaffung und Verwendung 
von EDV-Anlagen durch mehrere mittlere und kleine 
Unternehmen erscheint der Bundesregierung als be- 
sonders förderungswürdig. 

Ein neuer Beitrag des ERP-Sondervermögens soll 
nach den Vorstellungen der Bundesregierung darin 
bestehen, die Vermittlung risikobereiten Kapitals 
durch private Kapitalbeteiligungsgesellschaften für 
kleine und mittlere Unternehmen zu fördern. Ihre 
Finanzierungsmöglichkeiten für wirtschaftlich be- 
deutsame Vorhaben sollen auf diese Weise durch 
Bereitstellung von zusätzlichem haftenden Kapital 
erweitert werden. Gedacht ist an die Gründung von 
Beteiligungs-Garantiegemeinschaften, die neben den 
bewährten Kredit-Garantiegemeinschaften im Wege 
der Selbsthilfe von privaten Kapitalbeteiligungsge- 


sellschaften und interessierten Geldgebern finanziert 
werden sollen. Als ERP-Hilfen kommen erfolgsab- 
hängige Darlehen für den Haftungsfonds dieser Ge- 
meinschaften, Beiträge zu den Anlaufkosten sowie 
die anteilige Übernahme der Beteiligungsrisiken in 
Form von Bundesgarantien in Betracht. Weiter könn- 
ten zur Verbilligung des Kapitaldienstes des Beteili- 
I gungsnehmers den Kapitalbeteiligungsgesellschaften 
zweckgebundene zinsgünstige ERP-Kredite gewährt 
werden. 

Mit diesen Maßnahmen wird die Bundesregierung 
im Rahmen der marktwirtschaftlichen Ordnung zur 
besseren Kapitalausstattung der mittelständischen 
gewerblichen Unternehmen beitragen. 


Mittelstandspoiitik 

69 . Diese geplante Neuorientierung bei der Verwen- 
dung der Mittel des ERP-Sondervermögens ist eben- 
so wie die vorgesehene Novellierung des Gesetzes 
j gegen Wettbewerbsbeschränkungen ein wichtiger 
! Bestandteil der von der Bundesregierung angestreb- 
ten zukunftsorientierten Mittelstandspolitik. Die 
Bundesregierung tritt mit Nachdruck dafür ein, daß 
kleinere und mittlere Unternehmen im Wettbewerb 
nicht diskriminiert werden. Sie müssen vielmehr in 
die Lage versetzt werden, sich dem technischen und 
wirtschaftlichen Fortschritt anaupassen. 

Um den Standort der kleinen und mittleren Unter- 
nehmen in Wirtschaftsordnung und Wirtschaftspoli- 
tik näher zu bestimmen und die Aufgaben und Mög- 
lichkeiten der Wettbewerbs- und Strukturpolitik im 
Hinblick auf diese Unternehmen zu verdeutlichen, 
wird die Bundesregierung noch in diesem Jahr 
Grundsätze einer Strukturpolitik für kleine und 
mittlere Unternehmen vorlegen. 

Die Information kleiner und mittlerer Unternehmen 
Über wichtige volkswirtschaftliche und betriebswirt- 
schaftliche Daten, vor lallem über die Entwicklung 
ihrer Marktchancen, soll verstärkt werden. Die Bun- 
desregierung wird die Unternehmen entweder un- 
mittelbar über ihre Spitzenverbände oder mittelbar 
durch Gutachten und Forschungsaufträge unterrich- 
ten. Die Ergebnisse der Gutachten und Forschungs- 
aufträge werden u. a. vom Arbeitskreis für Mittel- 
und Kleinbetriebe des „Bundesausschusises Betriebs- 
wirtschaft" im RKW in eine praxisnahe Darstellung 
übertragen und in Merkblattform an die kleinen 
und mittleren Unternehmen herangetragen. 

Die Maßnahmen der Gewerbeförderung, vor allem 
der Betriebsberatung, werden im Rahmen der von 
der mittelfristigen Finanzplanung gegebenen Mög- 
lichkeit en den sich verändernden Erfordernissen 
wirksam angepaßt. 


Regionale Strukturpolitik 

70 . Die regionale Strukturpolitik der Bundesregie- 
rung wird im Rahmen der neuen regionalen Ak- 
tionsprogramme verstärkt fortgesetzt. Durch die 
Intensivierung der Maßnahmen und die Schwer- 
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punktbildung ist es 1969 gelungen, gewerbliche In- 
vestitionen in Höhe von mehr als 2 Mrd. DM an- 
zuregen. Durch diese Investitionen werden über 
40 000 Arbeitsplätze geschaffen. Die Bundesregie- 
rung wird zusammen mit den Ländern die Förde- j 
rung der Entwicklung wirtschaftsschwacher, insbe- 
sondere ländlicher Räume weiterführen. Ein ver- 
stärktes Wirtschaftswachstum in den genannten Räu- 
men wird gleichzeitig zur Einheitlichkeit der Lebens- 
verhältnisse im gesamten Bundesgebiet beitragen. 

Zur Verwirklichung dieser Ziele stehen 1970 insbe- 
sondere folgende Mittel zur Verfügung: 

— Steuerfreie Investitionszulagen, deren Inan- 
spruchnahme auf vorläufig jährlich 270 Millionen 
DM geschätzt wiird, 

— - Investitionszuschüsse des Regionalen Förde- * 
rungsprogramms; für das Jahr 1970 sind Haus- . 
haltsmittel in Höhe von rund 360 Millionen DM | 
vorgesehen. (Vergleichszahl 1969: 233 Millionen j 
DM zuzüglich einmalig 150 Millionen DM aus 
dem Binnenwirtschaftlichen Anpassungspro- 
gramm) . 

Diese Hilfen werden wie bisher durch zinsgünstige 
Kredite des ERP-Vermögens (nach Maßgabe von 
Ziffer 68) und der Bundesanstalt für Arbeit, Nürn- 
berg, wirksam ergänzt. | 

Die Zonenrandförderung wird im Rahmen des Regio- 
nalen Förderungsprogramms 1970 eine hohe Priori- 
tät behalten. Investitionszulagen und -Zuschüsse 
werden im Zonenrandgebiet durch Sonderhilfen er- j 
gänzt, darunter Zinszuschüsse für Rationalisierungs- 
kredite, Frachthilfen und die Bevorzugung bei der ' 
Vergabe öffentlicher Aufträge. In 30 Schwerpunkt- 
gemeinden des Zonenrandgebietes können Investitio- 
nen, durch die neue Arbeitsplätze entstehen, um 
25 Vo verbilligt werden. Der normale Förderungs- 
satz beträgt demgegenüber 15 Vo. 

Die Umstrukturierung der Steinkohlenbergbauge- 
biete in der Bundesrepublik hat erhebliche Fort- 
schritte gemacht. Gemäß § 32 Kohleanpassungsge- 
setz wurden vom Kohlebeauftragten bis zum 1. De- ' 
zember 1969 661 Anträge auf Gewährung einer In- 
vestitionsprämie genehmigt; diese söhen Investitio- j 
nen in Höhe von 7,32 Mrd. DM in den Steinkohlen- [ 
bergbaugebieten vor. Damit sollen rund 64 800 Ar- | 
beitsplätze geschaffen werden. Da die Investitions- | 
Prämie bis zum 31. Dezember 1971 gewährt werden ^ 
kann, geht die Bundesregierung davon aus, daß bis | 
dahin die not’Cvendigen unternehmerischen Entschei- ' 
düngen zur Umstrukturierung der Steinkohlenberg- , 
baugebiete getroffen sind und die Steinkohlenberg- 1 
baugebiete damit endgültig vollen Anschluß an das | 
Wirtschaftswachstum finden werden. 

Die Zusammenarbeit in der regionalen Wirtschafts- 
förderung zwischen Bund und Ländern wird 1970 
weiter verbessert. Nach Inkrafttreten des Gesetzes ; 
über die Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der 
regionalen Wirtschaftsstruktur" am 1. Januar 1970 
wird sich nunmehr der Planungsausschuß unter dem 
Vorsitz des Bundesministers für Wirtschaft konsti- 
tuieren und die Voraussetzungen für einen gemein- j 
Samen Rahmenplan schaffen, der ab 1971 bzw. 1972 , 
Grundlage aller Maßnahmen sein wird. Bis dahin ! 


wird die Bundesregierung ihre regionale Wirt- 
schaftsförderung im Rahmen regionaler Aktionspro- 
gramme fortsetzen, die gemeinsam mit den Ländern 
aufgestellt worden sind. 


Änderung des Berlinhilfegesetzes 

71 . Eine Sonderrolle wird wiederum die Wirt- 
schaftsförderung Berlins spielen. Neue Akzente soll 
sie durch die Änderung des Berlinhilfegesetzes er- 
halten. Die Bundesregierung wird einen Gesetzent- 
wurf einbringen, der neben der Ausdehnung der 
Absatzpräferenzen auf konzerninterne Umsätze und 
auf bestimmte Dienstleistungen eine stärkere Be- 
rücksichtigung der in Berlin erbrachten Wertschöp- 
fung bei der Bemessung der Vergünstigungen vor- 
sehen wird. Damit sollen die Umsatzpräferenzen 
künftig nicht nur — wie bisher — den Absatz von 
Berliner Erzeugnissen im übrigen Bundesgebiet för- 
dern, sondern zugleich auf lange Sicht zur Struktur- 
verbesserung der Berliner Wirtschaft beitragen. 

Um den Spannungen auf dem Berliner Arbeitsmarkt 
und der aus der Insellage resultierenden Schrump- 
fung des Arbeitskräftepotentials zu begegnen, wird 
die Bundesregierung außerdem Verbesserungen und 
Umgestaltungen der bestehenden Arbeitnehmerprä- 
ferenzen in den Gesetzentwurf einbauen. Anstelle 
der bisherigen Vergünstigungen, die ledige Arbeit- 
nehmer stärker begünstigen als verheiratete und 
als Arbeitnehmerfamilien mit Kindern, soll ein 
familienfreundlicheres und zugleich unkomplizier- 
teres Präferenzsystem treten. Alle Berliner Arbeit- 
nehmer werden danach eine einheitliche Zulage von 
8 Vo des Bruttolohnes erhalten zuzüglich 22 DM 
monatlich für jedes Kind. 

Mit Rücksicht auf den Bundeshaushalt soll nur ein 
Teil der Änderungen rückwirkend ab 1. Januar 1970 
in Kraft treten. Die Einführung der Wertschöpfungs- 
elemente in die Umsatzpräferenzen und die Arbeit- 
nehmerzulage in Höhe von 8 Vo des Bruttolohnes 
wird der Gesetzentwurf mit Wirkung ab 1. Januar 
1971 vorsehen. Die Hilfen für Berlin aus dem ERP- 
Sondervermögen werden 1970 verstärkt fortgesetzt 
werden. 


Sektorale Strukturpolitik 

72 . In unserer marktwirtschaftlichen Ordnung ist 
die Anpassung an die Marktverhältnisse grund- 
sätzlich Aufgabe der Unternehmen. Die Wirtschafts- 
politik hat dazu in erster Linie allgemeine anpas- 
sungs- und mobilitätsfördernde Rahmenbedingun- 
gen zu schaffen. Sie kann jedoch in besonderen Fäl- 
len von gesamtwirtschaftlicher Bedeutung nicht dar- 
auf verzichten, eine gezielte sektorale Struktur- 
politik zu betreiben. Im Bereich dieser Politik wird 
die Bundesregierung auch in Zukunft 

— einerseits Wirtschaftszweigen mit besonderen 
Schwierigkeiten bei der Strukturanpassung helfen 
und 
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— andererseits die Entwicklung für den gesamt- ' 

wirtschaftlichen Fortschritt notwendiger, zu- l 
kunftssichernder Produktionen fördern. | 

Die Bundesregierung wird sich verstärkt der Förde- | 
rung von Produktionszweigen zuwenden, die Wachs- 
tum und Wohlstand in der Zukunft mitbestimmen ' 
und bei denen die Unternehmerinitiative die not- 
wendige Entwicklung nicht allein herbeiführen kann. 

Die Schwerpunktprogramme in den Bereichen Luft- 
und Raumfahrtindustrie, EDV-Industrie und Kern- 
energieindustrie mit ihren auf die Entwicklung die- 
ser Branchen gezielten Hilfen werden fortgeführt: 

— Die Gesamtausgaben des Bundes für die deutsche 
Luft- und Raumfahrtindustrie in Form von Auf- 
trägen und Finanzierungszuschüssen sollen im 
Jahre 1970 rund 2 220 Millionen DM (im Ver- 
gleich zu 1 950 Millionen DM im Jahre 1969) 
betragen und damit erheblich ansteigen. Die 
Bundesregierung wird dem Parlament im Laufe i 
des Jahres 1970 das Basisprogramm für die deut- | 
sehe Luft- und Raumfahrtindustrie vorlegen. 
Darin werden alle wesentlichen Aufgaben dieser 
Industrie innerhalb der nächsten Jahre auf den 
Gebieten der militärischen Beschaffung und Ent- 
wicklung, des zivilen Flugzeugbaus und der 
Raumfahrttechnik aufgeführt sein. 

— Im Bereich der EDV-Industrie fördert das Bundes- | 
ministerium für Wirtschaft die marktnahe Ent- | 
Wicklung von Gerät und Programmen durch Zu- 
schüsse, die in Abhängigkeit vom Verwertungs- 
erfolg der Entwicklungsergebnisse zurückgezahlt 
werden müssen. Diese Zuschüsse sind 1970 auf 
50 Millionen DM veranschlagt. Diese unmittelbar 
wirtschaftsrelevanten Maßnahmen werden er- 
gänzt durch Forschungs- und auf die entfernte 
Zukunft gerichtete Entwicklungsprojekte des 
Bundesministeriums für Bildung und Wissen- 
schaft. Im Jahre 1970 leitet die Bundesregierung 
außerdem Maßnahmen zur verbesserten Anwen- 
dung der EDV im Bereich der Wirtschaft ein 
(Software-Entwicklung). Endziel dieser Maßnah- 
men ist eine weitgehende Standardisierung des 
Anwenderprogrammwesens. 

73 . In der sektoralen Strukturpolitik stellt die 
Werftindustrie nach wie vor einen Sonderfall dar. 
Die Probleme in diesem Wirtschaftsbereich ergeben 
sich aus den internationalen Wettbewerbsverzer- 
rungen, die durch verschiedenartige staatliche Sub- 
ventionen in anderen Ländern hervorgerufen wer- 
den. 

Mit der Verabschiedung einer Übereinkunft mit den 
Hauptschiffbauländern über die Harmonisierung der 
Exportkreditbedingungen durch den Rat der OECD 
am 30. Mai 1969 ist ein erster Schritt zu einer welt- 
weiten Begrenzung der Subventionen getan. Die 
Bundesregierung wird sich intensiv um eine weitere 
internationale Verständigung über den Abbau der 
Hilfen bemühen, damit sich die u. U. noch notwendi- 
gen Strukturanpassungen in einem unverfälschten, 
allein an der wirtschaftlichen und technischen Lei- 
stungsfähigkeit der Werften orientierten Wettbe- 
werb vollziehen können. Dieses Ziel ist noch nicht 
erreicht. Deshalb prüft die Bundesregierung, inwie- 


weit sie im Rahmen des gesamtwirtschaftlich Ver- 
tretbaren und ihrer finanziellen Leistungsfähigkeit 
zum Ausgleich der Verzerrungen und damit zur 
Sicherung der Werftbeschäftigung beitragen kann. 
Zur Erleichterung der Auftragsfinanzierung im 
Exportschiffbau werden in den laufenden Werfthilfe- 
programmen VI, VI (A) und VI (E) für die Abliefe- 
rungsjahre 1970 bis 1972 173 Millionen DM Zinszu- 
schüsse aus dem Bundeshaushalt und 225 Millionen 
DM ERP-Kredite bereitgestellt. Das VIL Werfthilfe- 
programm für die Jahre 1973 bis 1975 wird gegen- 
wärtig vorbereitet. 

Auch die deutsche Seeschiffahrt ist durch die DM- 
Aufwertung in stärkerem Maße betroffen worden 
als andere Wirtschaftsbereiche. Die Bundesregie- 
rung wird deshalb die Auswirkungen der Aufwer- 
tung auf die deutsche Seeschiffahrt laufend sorg- 
fältig prüfen, um erforderlichenfalls Hilfen zur Er- 
leichterung des Anpassungsprozesses in Betracht zu 
ziehen, wenn sie gesamtwirtschaftlich vertretbar 
sind. 

74 . Unter den allgemein wirkenden strukturpoliti- 
schen Mitteln wird die neue Investitionszulage, die 
ab 1. Januar 1970 in Höhe von 10 v. H. für der For- 
schung und Entwicklung dienende industrielle Inve- 
stitionen gewährt wird, die schon bestehenden Hil- 
fen (Sonderabschreibungen gemäß §51 EStG) wesent- 
lich erweitern und verstärken. Die Bundesregierung 
wird die eingeleitete Politik zur generellen Förde- 
rung des technischen Fortschritts fortsetzen und wei- 
terentwickeln. Die verschiedenen Untersuchungen 
über die technologische Situation in der Bundesre- 
publik zeigen übereinstimmend, daß das Tempo, 
mit dem neue Produkte und Verfahren in der deut- 
schen Wirtschaft eingeführt werden, noch steige- 
rungsfähig ist. Für die Politik zur Förderung des 
technischen Fortschritts bedeutet das, daß es nicht 
ausreicht, lediglich steigende Mittel für Forschung 
und Entwicklung einzusetzen, so wichtig die Verfüg- 
barkeit technischen Wissens auch ist. Entscheidend 
für den technischen Fortschritt sind vor allem auch 
die Faktoren, die es der Industrie ermöglichen, 
neues technisches Wissen zu adaptieren, es fortzu- 
entwickeln und in Form neuer Produkte und Ver- 
fahren auf den Markt zu bringen. 

Die Erhaltung und Verbesserung des allgemeinen 
Investitionsklimas ist dabei von grundlegender Be- 
deutung. Ein wirksamer Wettbewerb nach innen 
und nach außen ist das beste Fundament für den 
verstärkten Einsatz moderner Technologien. In Son- 
derfällen kommt daneben jedoch auch eine Förde- 
rung der Innovation durch direkt wirkende Maß- 
nahmen in Betracht. Voraussetzung dafür muß es je- 
doch sein, daß eine technische Neuerung von ge- 
samtwirtschaftlicher Bedeutung ohne Hilfe des Staa- 
tes nicht oder nicht schnell genug zustande kommt 
oder daß sie, falls sie sich bereits auf dem Markt 
befindet, nicht oder nicht in einem für die gesamt- 
wirtschaftliche Entwicklung notwendigen Umfang 
verwendet wird. 

Die Bundesregierung hat deswegen über die bis- 
herigen Forschungsförderungsprogramme hinaus 
folgende Maßnahmen vorgesehen: 
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— Die Förderung der Gemeinsdiaftsforsdiung, in 
der vor allem Unternehmen der Klein- und Mit- 
telindustrie aus allen Bereichen der Industrie 
Zusammenarbeiten, soll nicht nur erhöht, sondern 
auch auf die Gemeinschaftsentwicklung ausge- 
dehnt werden. 

— Zur Förderung besonders wichtiger Erstinnova- 
tionen sind Haushaltsmittel vorgesehen. 

Darüber hinaus sind Überlegungen im Gange, wie 
durch spezielle Maßnahmen die Bereitschaft zur 
Forschung und Entwicklung im unternehmerischen 
Bereich und die Übertragung ihrer Ergebnisse in die 
wirtschaftliche Praxis beschleunigt werden können. 
Die frühzeitige Ermittlung wichtiger technisch-wirt- 
schaftlicher Entwicklungslinien für ausgewählte 
Branchen der Industrie soll hierbei ein wichtiges 
Hilfsmittel sein. 


Bildungspolitik 

75 - Die zukünftige Wirtschaftsentwicklung mit 
ihrem zunehmenden Wandel der Technik, der Orga- 
nisation und der Branchenstruktur ist eine Heraus- 
forderung für die einzelnen Unternehmer und Ar- 
beitnehmer. Die Politik muß dem einzelnen Men- 
schen helfen und ihn in den Stand setzen, die Bedin- 
gungen des wirtschaftlichen Fortschrittes zu erken- 
nen und sich den notwendigen Veränderungen 
rechtzeitig anzupassen. Dazu gehören in erster Linie 
eine zukunftsorientierte berufliche Ausbildung und 
Fortbildung. 

Die Bundesregierung wird im Rahmen ihrer Zustän- 
digkeit alle bildungspolitischen Möglichkeiten aus- 
schöpfen, damit möglichst viele Menschen den 
wachsenden Anforderungen der raschen techni- 
schen, wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Ent- 
wicklungen gerecht werden können. Das Berufsbil- 
dungsgesetz, das seit dem 1. September 1969 in 
Kraft ist, schafft hierfür bessere Voraussetzungen 
und neue Ansatzpunkte. Vor allem der auf Koopera- 
tion aller an der Berufsbildung beteiligten Kräfte 
angelegte Bundesausschuß für Berufsbildung sowie 
das Bundesinstitut für Berufsbildungsforschung wer- 
den die Bundesregierung dabei zu unterstützen ha- 
ben, eine zukunftsorientierte Weiterentwicklung der 
beruflichen Bildung zu verwirklichen. 


Sicherung der Rohstoffversorgung; 
Direktinvestitionen Im Ausland 

76 - Für eine hochentwickelte Industriewirtschaft ist 
neben der stetigen und billigen Versorgung mit 
Energie (vgl. Ziffer 85 ff.) auch ein störungsfreier 
Bezug von mineralischen Rohstoffen von Bedeutung. 
Solche Rohstoffe sind z. B. Nickel, Chrom, Mangan, 
Molybdän, Wolfram, Vanadium u. a. Ein solcher stö- 
rungsfreier Bezug ist jedoch bei einigen Rohstoffen 
nicht genügend gesichert. Die deutsche Industrie ist 
deshalb bestrebt, sich an dem weltweiten Aufschluß 
neuer Rohstoffquellen zu beteiligen. 


Die Bundesregierung wird diese Bemühungen im 
Hinblick auf ihre gesamtwirtschaftliche Bedeutung 
fördern. Dabei sind folgende Maßnahmen vorge- 
sehen: 

— Laufende Beobachtung der Märkte mineralischer 
Rohstoffe sowie die Erarbeitung von Angebot- 
und Nachfrageprognosen. 

— Verstärkte Mitwirkung der Bundesanstalt für 
Bodenforschung bei einer weltweiten Überprü- 
fung wichtiger Rohstoffvorkommen. 

— Unterstützung von Prospektions- und Explora- 
tionsarbeiten sowie von Wirtschaftlichkeitsstu- 
dien im Ausland durch Gewährung bedingt rück- 
zahlbarer Zuschüsse an deutsche Unternehmen. 

Außerdem sollen die Garantieleistungen des Bundes 
im Hinblick auf die Besonderheiten bergbaulicher 
Investitionen im Ausland sowie die steuerliche Be- 
handlung bergbaulicher Investitionen in vergleich- 
baren Industrienationen überprüft werden. 

77 - Die aus weit- wie volkswirtschaftlichen Grün- 
den wünschenswerte Umstrukturierung des deut- 
schen Kapitalexports in Richtung auf eine Verstär- 
kung der Direktinvestitionen verdient wegen der 
erheblichen und auf lange Sicht unternehmerisch 
nur schwer kalkulierbaren Auslandsrisiken garan- 
tiepolitische Förderung. Die Bundesregierung ist 
deshalb dazu übergegangen, ihr garantiepolitisches 
Instrumentarium zu überprüfen, um das in der Bun- 
desrepublik vorhandene Finanzierungspotential ver- 
stärkt der Förderung von Direktinvestitionen nutz- 
bar zu machen. Dies liegt nicht zuletzt auch im 
Interesse der Empfängerstaaten, insbesondere so- 
weit diese für ihre wirtschaftliche Entwicklung struk- 
turell auf Kapitalimport angewiesen sind. Solange 
sich nämlich der deutsche Kapitalexport wie bisher 
überwiegend in der Form von Portfolio-Investitio- 
nen und von Kreditgewährungen vollzieht, ist er 
wegen der bereits vorhandenen und noch weiter 
wachsenden Auslandsverschuldung vieler Empfän- 
gerländer nicht ganz unproblematisch. Auch hängt 
diese Form des Kapitalexports stark von den Zins- 
und Liquiditätsentwicklungen im In- und Ausland 
ab. 

Die beabsichtigte Überprüfung des garantiepoliti- 
schen Instrumentariums des Bundes stellt daher 
einen Versuch dar, besonders jene Form des Kapital- 
exports zu fördern, die am ehesten dem Aufbauinter- 
esse der Empfängerländer wie auch der Sicherung 
der Bezugsquellen der eigenen Volkswirtschaft 
dient. 

78 . Zu einer zukunftsorientierten Wirtschaftspoli- 
tik gehört auch die Vorsorge für Krisensituationen. 
Die Bundesregierung beabsichtigt deswegen, im 
Jahre 1970 ein Bevorratungsprogramm für eine 
Reihe volkswirtschaftlich besonders wichtiger Roh- 
stoffe anlaufen zu lassen. Im Vordergrund stehen 
hierbei Waren aus den Wirtschaftsbereichen Eisen 
und Stahl, NE-Metalle, Chemie, Steine und Erden, 
Textil sowie Papier und Pappe. Für die Auswahl der 
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im einzelnen in Betracht zu ziehenden Waren und 
für die Quantifizierung der Bevorratungsmengen 
soll die volkswirtschaftliche Bedeutung der einzel- 
nen Ware, der Grad ihrer Einfuhrabhängigkeit und 
ihre Ersetzbarkeit durch weniger einfuhrabhängige 
Rohstoffe ausschlaggebend sein. Außerdem soll die 
Störanfälligkeit der konventionellen Bezugsquellen 
und die Reichweite des branchenüblichen, im Inland 
gehaltenen Vorratsbestandes berücksichtigt werden. 
Beim Aufbau der Vorräte soll auf die jeweilige Si- 
tuation der Weltmärkte Rücksicht genommen wer- 
den. 


IV. Grundlinien der Wirtschaftspolitik 
in den Europäischen Gemeinschaften 


Von der Zollunion zur Wirtschaftsunion 

79 . Die wirtschaftliche Entwicklung in der Bun- 
desrepublik wird in zunehmendem Maße von der 
Politik der Europäischen Gemeinschaften und insbe- 
sondere der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
beeinflußt, auf deren Organe bestimmte Teile der 
wirtschaftspolitischen Befugnisse übertragen worden 
sind. Die fristgerechte Beendigung der Übergangs- 
zeit der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft am 
31. Dezember 1969 hat einen neuen Abschnitt in 
der europäischen Integration eingeleitet. Es kommt 
jetzt darauf an, sie zu einer wirklichen Wirtschafts- 
union fortzuentwickeln. Die Bundesregierung sieht 
in diesem weiteren Ausbau der Gemeinschaft eine 
zentrale politische Aufgabe der kommenden Jahre. 
Die Ergebnisse der Gipfelkonferenz von Den Haag 
stellen dabei eine feste Grundlage für weitere Fort- 
schritte dar. Die Bundesregierung wird sich bei ihrer 
Mitwirkung in den Brüsseler Organen insbesondere 
von folgenden wirtschaftspolitischen Zielvorstellun- 
gen leiten lassen: 

— - Die Gemeinschaft muß einen wirklichen Gemein- 
samen Markt schaffen, in dem der Wirtschafts- 
prozeß wie in einem Binnenmarkt abläuft. 

— Die Gemeinschaft muß eine Gemeinschaft der 
Stabilität und des Wachstums werden, in der 
inflationistischen Tendenzen gemeinsam und 
wirksam entgegengetreten wird. 

— Die Gemeinschaft muß auf dem Prinzip des Wett- 
bewerbs beruhen, in dem Verfälschungen durch 
die Mitgliedstaaten und die Unternehmen weit- 
gehend ausgeschlossen werden. 

— Die Gemeinschaft muß weltoffen sein und sich 
durch einen möglichst weitgehenden Abbau aller 
den freien Außenwirtschaftsverkehr behindern- 
den Schranken (Zölle, Mengenregelungen, admi- 
nistrative Hemmnisse u. a.) in die arbeitsteilige 
Weltwirtschaft einfügen. 

Die Verwirklichung dieser Ziele wird nur in einem 
langwierigen, geduldigen Prozeß angestrebt werden 
können, der ein hohes Maß an Kooperation zwi- 


schen den Regierungen der Mitgliedstaaten und mit 
der Kommission erfordert. Nur einige Schwerpunkte 
der vielfältigen Arbeiten in den Gemeinschaften 
können kurz hervorgehoben werden. 

80 . Einen Schwerpunkt der europäischen Wirt- 
schaftspolitik wird im Jahre 1970 die Fortentwick- 
lung der Gemeinschaft auf dem Gebiet der Wirt- 
schafts- und Währungspolitik bilden. Vor allem die 
Ungleichgewichte zwischen den Mitgliedstaaten in 
der Preisniveauentwicklung haben sich in den letz- 
ten Jahren als ernste Gefahr für eine möglichst 
spannungsfreie wirtschaftliche Entwicklung und für 
den Bestand des Gemeinsamen Marktes erwiesen. 
Die Bundesregierung bekennt sich zu der Aufgabe 
einer engeren wirtschafts- und währungspolitischen 
Zusammenarbeit in der Gemeinschaft. Der Bundes- 
minister für Wirtschaft hat bereits in der Vergan- 
genheit mehrfach auf die zentrale Bedeutung dieser 
Aufgabe für die weitere Entwicklung der Gemein- 
schaft hingewiesen und entsprechende Vorschläge 
gemacht. Die Staats- und Regierungschefs haben auf 
der Konferenz in Den Haag — nicht zuletzt auf 
deutschen Vorschlag hin — beschlossen, daß im 
Jahre 1970 ein Stufenplan vorgelegt werden soll, 
durch den die Gemeinschaft schrittweise zu einer 
Wirtschafts- und Währungsunion entwickelt wird. 

Nach Auffassung der Bundesregierung folgt dar- 
aus, daß als erste Stufe die Koordinierung der wirt- 
schaftspolitischen Zielvorstellungen und der tatsäch- 
lichen Wirtschaftspolitik auf der Grundlage des 
Stabilitätszieles angestrebt werden muß, weil nur 
bei einer im wesentlichen gleichgerichteten wirt- 
schaftlichen Entwicklung innerhalb der Gemeinschaft 
auch eine gemeinsame Währungspolitik vertretbar 
ist. Auf der Basis einer solchen Koordinierung, für 
die ein zeitliches Ziel gesetzt werden sollte, kann 
dann in einer zweiten Stufe schrittweise der Über- 
gang zu einer Währungsunion vollzogen werden. In 
dieser Stufe könnte die Herbeiführung einer ge- 
meinsamen Wirtschafts- und Währungspolitik durch 
die Schaffung eines europäischen Reservefonds mög- 
licherweise beschleunigt werden. 

81 . Für den Bereich des inneren Marktes müssen 
die bereits laufenden Arbeiten zur Beseitigung der 
zahlreichen tatsächlichen und rechtlichen Hindernisse 
intensiviert werden, die auch nach Abbau der Zoll- 
und Handelsschranken im Warenverkehr zwischen 
den Mitgliedstaaten und bei der Niederlassung be- 
stehen. Dazu bedarf es vor allem weiterer Anstren- 
gungen bei der Harmonisierung des Wirtschafts- 
rechts. Es kommt lallerdings gleichzeitig auch darauf 
an, die Unternehmen zu ermutigen, von den im Ge- 
meinsamen Markt gegebenen Möglichkeiten Ge- 
brauch zu machen. 

Neben den Bemühungen um Fortschritte bei der 
Steuerharmonisierung kommt der Wettbewerbspoli- 
tik für die weitere Gestaltung des Binnenmarktes 
besonderes Gewicht zu. Die Bundesregierung wird 
die von ihr für die Fortentwicklung des deutschen 
Wettbewerbsrechts entwickelte Konzeption auch auf 
der Gemeinschaftsebene vertreten. 
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Erweiterung der EWG 

82 . Bei der Gestaltung der gemeinsamen Handels- 
politik, die nach Ablauf der Übergangszeit nach ein- 
heitlichen Grundsätzen zu betreiben ist, wird sich 
die Bundesregierung weiterhin für den Ausbau und 
die Förderung der Beziehungen zu dritten Ländern 
einsetzen. Sie befürwortet rasche Fortschritte bei der 
Gestaltung der gemeinsamen Handelspolitik. Die 
gemeinsame Handelspolitik darf jedodi nicht zu pro- 
tektionistischen Regelungen führen. Die Bundesre- 
gierung wird sich deshalb unter Bezugnahme auf 
die Vorschriften des Vertrages allen Rückschritten 
bei der Liberalisierung des Handelsverkehrs wider- 
setzen und für Regelungen eintreten, die zu einem 
weiteren Abbau der bestehenden Handelsschranken 
führen. Nur wenn allen protektionistischen Tenden- 
zen wirksam entgegengetreten wird, kann der für 
die deutsche Wirtschaft und die Gemeinschaft le- 
benswichtige Handel mit den dritten Ländern fort- 
entwickelt und damit der Fortgang des notwendigen 
strukturellen Anpassungsprozesses in den betroffe- 
nen Bereichen gesichert werden. 

Unter diesem Gesichtspunkt gewinnen auch die Be- 
mühungen um die Erweiterung der EWG durch die 
beitrittswilligen Staaten und die Staaten, die um 
eine enge institutionalisierte Bindung nachgesucht 
haben, besondere Bedeutung. Die Erweiterung ist 
aus politischen und wirtschaftlichen Gründen not- 
wendig und wird von der Bundesregierung nach- 
drücklich gefördert. Bei ihrer Ausgestaltung muß 
aber versucht werden, negative Wirkungen auf sol- 
che Staaten, die in diese Entwicklung nicht einbezo- 
gen sind, soweit wie möglich zu vermeiden. 


V. Entwicklung des innerdeutschen Handels 


83 . Die Bundesregierung hält — wie sie in der 
Erklärung des Bundeskanzlers vom 28. Oktober 1969 
ausgeführt hat — einen weiteren Ausbau der nach- 
barlichen Handelsbeziehungen zur DDR für wün- 
schenswert. Sie stellt ihre Bemühungen unter den 
in der Regierungserklärung niedergelegten Leitge- 
danken, in der praktischen Politik die Einheit der 
Nation dadurch zu wahren, daß das Verhältnis zwi- 
schen den Teilen Deutschlands aus der gegenwärti- 
gen Verkrampfung gelöst wird. Sie ist der Ansicht, 
daß die wissenschaftlich-technische Revolution und 
innere politisch-ökonomische Zielkonflikte im Wirt- 
schaftssystem der DDR die zuständigen Stellen in 
Ost-Berlin auch in Zukunft veranlassen werden, die 
wirtschaftlichen Beziehungen zur Bundesrepublik 
Deutschland in dem möglichen Rahmen auf der 
derzeitigen Grundlage aufrechtzuerhalten. Die 
politisch-ökonomischen Zielkonflikte der DDR erge- 
ben sich insbesondere aus zwei Faktoren; 

— Die politische Führung der DDR beharrt nach 
wie vor auf der Zentralisierung der wirtschaft- 
lichen Entscheidungen. Zwar sieht das „Ökono- 
mische System des Sozialismus", das als Leitbild 


für die Planung der DDR- Wirtschaft gilt, eine 
gewisse Dezentralisierung vor; doch scheint es 
seit 1968 nur noch zögernd in die Praxis umge- 
setzt zu werden. Deshalb gibt es unvermeidlich 
Planungsfehler und Reibungsverluste; „Überplan- 
bestände" und Engpässe treten weit häufiger auf, 
als bei einer pretialen oder marktwirtschaftlichen 
Lenkung der Gesamtwirtschaft. Diese Mängel des 
planwirtschaftlichen Systems verlangen nach zu- 
sätzlichem Absatz oder nach zusätzlichen Bezügen, 
d. h. nach einer außenwirtschaftlichen Korrektur. 
Diese Korrektur funktioniert nur mit den 
elastisch und frei geordneten Volkswirtschaften 
West- und Mitteleuropas. 

— Die politisch verordnete Dominanz der Handels- 
beziehungen aller Einzelstaaten des Rates für 
gegenseitige Wirtschaftsbeziehungen (RGW) mit 
der UdSSR und den übrigen Mitgliedern des 
RGW führt zu Wachstumsverlusten und damit zu 
Verlusten an wirtschaftlicher Kraft. 

So wickelte die DDR 1968 über 70% ihres 
Außenhandels mit den Mitgliedern des RGW ab 
und allein mit der UdSSR über 42 %. Diese 
geringe Inanspruchnahme der internationalen 
Arbeitsteilung bringt eine Reihe wirtschaftlicher 
Nachteile mit sich, zumal die übrigen RGW- 
Länder zumeist weniger stark industriell ent- 
wickelt sind. Eine industrialisierte Volkswirt- 
schaft benötigt z. B. die Konkurrenz hochent- 
wickelter Industrien mit ihrem Zwang zur stän- 
digen Innovation. Nur so kann vermieden wer- 
den, daß Produktionsfaktoren beibehalten wer- 
den, die bei einem uneingeschränkten internatio- 
nalen Handel auf Grund ihrer geringen Rentier- 
lichkeit und Produktivität durch bessere ersetzt 
werden müssen. Ferner kann z. B. auch nur so 
der komparative Vorteil wahrgenommen werden, 
der darin besteht, daß einzelne Länder bestimmte 
Produkte kostengünstiger hersteilen können. 

84 . Wissenschaft und technischer Fortschritt ent- 
halten ökonomische Sachzwänge, so in Richtung auf 
weitgehende Kommunikation, Erfahrungsaustausch 
und größere internationale Arbeitsteilung mit hoch- 
entwickelten Volkswirtschaften. Das gilt unabhän- 
gig von den in den einzelnen Industrieländern herr- 
schenden gesellschaftlichen Systemen. Diesen Sach- 
zwängen unterliegt auch die DDR, wenn sie sich 
weiter oder gar rascher entwickeln will. 1969 haben 
wir in der Entwicklung des innerdeutschen Handels 
Fortschritte lerzielt. Der Handel befindet sich — nach 
Jahren der Stagnation — auf dem Weg zu einer 
Normalisierung. 

Erfreulich ist nicht nur die quantitative Steigerung 
des Waren- und Dienstleistungsaustausch'es, son- 
dern auch die erkennbaren Ansätze für eine quali- 
tative VeiJ^esserung. 

Quantitativ hat sich der innerdeutsche Handel um 
etwa 24 Vo erhöht. Die Lieferungen der Bundes- 
republik wurden um etwa 37 % und ihre Bezüge um 
etwa 11% gesteigert. Die Zuwachsraten der Liefe- 
rungen und Bezüge sind zwar nicht so hoch wie die 
im Handel der BRD mit einigen anderen Mitglied- 
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Staaten des RGW erzielten. So konnten z. B. die 
Ausfuhren in die UdSSR um ca. 50 Vo gegenüber 
1968 verbessiert w^erden, und bei den Einfuhren wur- 
den zumindest mit drei Mitgliedstaaten des RGW 
bessere Ergebnisse erzielt als bei den Bezügen aus 
der DDR. Trotzdem ist die quantitative Entwicklung 
zufriedenstellend: 

in Mrd. DM 

1967 1968 1969 1970 

(geschätzt (geschätzt) 
aufgrund 
Januar bis 
November) 


Lieferungen 1,5 1,46 2,0 2,1 

Bezüge 1,25 1,45 1,6 1,9 

Gesamt 2,75 2,91 3,6 4,0 


Auch die qualitative Zusammensetzung des Waren- 1 
austausches zeigt eine gewisse Besserung: 

Bei den Lieferungen der BRD nähmen in den ersten 
elf Monaten die Verkäufe von Maschinen und elek- 
trotechnischen Erzeugnissen um knapp 50 ‘^/o gegen- 
über dem gleichen Zeitraum des Jahres 1968 auf 
341 Millionen Verrechnungseinheiten (VE) zu und 
bei den Lieferungen der DDR erhöhte sich die glei- 
che Warengruppe um über 28 Vo auf 156 Millionen 
VE. 

Für 1970 wird ein weiterer ausgewogenier Anstieg 
des innerdeutschen Handels um etwa 15 Vo erstrebt. 
Nur bei einem stetigen erheblichen Wachstum, ins- 
hesondere der Lieferungen der DDR, die zur Zeit 
den eigentlichen Engpaß für die Ausweitung des 
Handelsumfanges darstellen, wird der innerdeut- 
sche Handel der wirtschaftlichen Leistungskraft der 
DDR und der Kaufkraft der Märkte des Bundesge- 
bietes entsprechen. Dieses Ziel ist gegenwärtig noch 
nicht erreicht, wie sich aus dem Anteil des inner- 
deutschen Handels an dem gesamten Waren- und 
Dienstleistungsaustausch der BRD und der DDR mit 
anderen Staaten ergibt: 

Primärenergieverbrauch in i 


Jahr 

BRD 0 

in V, 

DDR 2) 
H. 


1950 

3,8 

16,0 


1955 

2,3 

10,9 


1960 

2,2 

10,3 


1965 

1,7 

9,5 


1966 

1,8 

10,2 


1967 

1,7 

9,0 


1968 

1,6 

00 


1969 

1,7 3) 

9,5 3) 


errechnet auf Grund 
buches der BRD 

der Angaben dos 

Statistischen 

Jahr- 

errechnet auf Grund 
buches der DDR 
geschätzt 

der Angaben des 

Statistischen 

Jahr- 


VI. Grundlinien der Energiepolitik 
Steinkohle 

85 . Die allgemeine Hochkonjunktur der Wirtschaft 
hat im Jahre 1969 auch in der Energiewirtschaft ein 
gegenüber dem Vorjahr verstärktes Wachstum er- 
möglicht. Der Verbrauch von Primärenergie stieg 
um 8,5 V. H. bei einer Zunahme des realen Brutto- 
sozialprodukts um 8,4 V. H. Die Ausweitung des 
Energieverbrauchs kam den einzelnen Energiewirt- 
schaftszweigen in unterschiedlichem Maße zugute; 
die Anteile der Energieträger am Gesamtenergie- 
verbrauch veränderten sich daher weiter entspre- 
chend dem strukturellen Wandlungsprozeß auf dem 
europäischen Energiemarkt. Diese Entwicklung wird 
sich im Jahre 1970 bei einer für alle Energieträger 
weiterhin verhältnismäßig günstigen Marktlage tort- 
setzen. Es wird damit gerechnet, daß bei einem 
Wachstum des realen Bruttosozialprodukts um 4 bis 
5 V. H. der Verbrauch von Primärenergie etwa um 
3 bis 4 V. H. zunehmen wird. 

Steinkohleneinheiten (SKE) 



Zusammensetzung 

Veränderung 



in V. 

H. 


Millionen 

t 

Millionen t 


in V. 

H. 


1968 

i 1969 1 1970 

1968 

1 1969 j 

1970 

1969 

1970 

1969 1 

1970 

Steinkohle 

34 

32 

31 

98,0 

100,5 

99 

+ 2,5 

-1.5 

4- 

2.5 

“ 1,5 

Braun- und Pechkohle 

10 

9 

9 

28,7 

29,6 

30 

+ 0,9 

+0,4 

4- 

3 

+ i,5 

Mineralöl 

49 

51 

53 

142,4 

160,5 

170 

+ 18,1 

+ 9,5 

4- 

12,5 

+ 6,0 

Naturgas 

3 

4 

4 

9,1 

11,6 

13 

+ 2,5 

+ 1,4 

4- 

21,5 

+ 12 

Wasserkraft 

3 

2 

2 

7.7 

7 

7 

- 0,7 

±0 

- 

9 

± 0 

Kernkraft 

0 

1 

1 

0,6 

1,7 

2 

+ 1.1 

+ 0,3 

+ 183,5 

+ 17,5 

Holz und Torf 

1 

1 

0 

2,4 

2.3 

2 

- 0,1 

-0,3 

- 

4 

-13 

Primärenergieverbrauch 

(ohne Hochseebunker) 

100 

100 

100 

288,9 

313,2 

323 

+ 24,3 

+ 9,8 

f 

8,5 

+ 3 


(1969 und 1970 gesdiätzt) 


31 



Drucksache VI/281 


Deutscher Bundestag — r 6. Wahlperiode 


Eine Vorschau auf die erwartete Absatzentwicklung 
auf dem deutschen Energiemarkt bis zum Jahre 1973 
ist auf der Basis der vom Bundesbeauftragten für 
den Steinkohlenbergbau und die Steinkohlenberg- 
baugebiete erstellten dritten Absatzvorausschätzung 
in der Anlage wiedergegeben. 

86 . In Verfolgung der Ziele des Gesetzes zur An- 
passung und Gesundung des deutschen Steinkohlen- 
bergbaus und der deutschen Steinkohlenbergbau- 
gebiete hat sich die Bundesregierung nachhaltig für 
einen Zusammenschluß der Unternehmen des Stein- 
kohlenbergbaus im Ruhrrevier eingesetzt. Die lang- 
wierigen Verhandlungen haben schließlich dazu ge- 
führt, daß die bergbaulichen Betriebe von 26 Unter- 
nehmen des Ruhrreviers am 30. November 1969 auf 
die Ruhrkohle AG übertragen worden sind. Der 
Steinkohlenbergbau an der Ruhr hat damit eine neue 
Grundlage für die Konsolidierung seiner Wettbe- 
werbssituation erhalten. Die Kommission der Euro- 
päischen Gemeinschaften hat den Zusammenschluß 
im Ruhrrevier am 27. November 1969 genehmigt. 
Sie hat zugleich in getrennten Entscheidungen die 
Genehmigungen für die bislang bestehenden beiden 
Ruhrkohleverkaufsgesellschaften mit Wirkung vom 
31. Dezember 1969 aufgehoben. 

Der Rückgang der Zahl der im Steinkohlenbergbau 
Beschäftigten hielt auch im Jahre 1969 weiter an, 
jedoch in einem gegenüber den Vorjahren sehr viel 
geringeren Ausmaß. 1967 und 1968 war die Zahl 
der Beschäftigten — zu einem großen Teil bedingt 
durch Anpassungsmaßnahmen — um 47 000 und 
23 000 zurückgegangen. Im Jahre 1969 nahm sie um 
10 000 ab. Dies kann als ein Zeichen dafür gewertet 
werden, daß sich aufgrund der Maßnahmen der 
öffentlichen Hand und des Bergbaus unter den Berg- 
arbeitern ein neues Vertrauen in die Sicherheit ihrer 
Arbeitsplätze gebildet hat. Der Bergbau ist jetzt 
intensiv darum bemüht, die Stabilität der Belegschaft 
weiter zu festigen und einer gut ausgebildeten, 
beruflich angesehenen Bergarbeiterschaft langfristig 
aussichtsreiche Arbeitsplätze zu bieten. 

Die von der Hochkonjunktur der Wirtschaft und vor 
allem dem weltweiten Boom der eisenschaffenden 
Industrie getragene starke Ausweitung der Nach- 
frage nach Kokskohle hat die Lage des Steinkohlen- 
bergbaus gerade in der kritischen Phase der Neu- 
ordnung seiner Unternehmensstruktur stabilisiert. 
Im Jahre 1969 konnte er neben der Jahresförderung 
von 112 Millionen t weitere 9 Millionen t aus Hal- 
denbeständen, (insgesamt also 121 Millionen t abset- 
zen. Der Absatz an die Elektrizitätswirtschaft konnte 
aufgrund der nach den sogenannten Verstromungs- 
gesetzen gewährten Begünstigungen um gut 2,8 MQl- 
lionen t SKE oder 8,8 v. H. auf etwa 34,8 Millionen t 
SKE gesteigert werden. Rund ein Fünftel dieser 
Menge woirde mit Mitteln des zweiten Verstro- 
mungsgesetzes verbilligt. In der Eisen- und Stahl- 
industrie der BRD wurden 29,5 Millionen t SKE ein- 
gesetzt, das sind 2 Millionen t SKE mehr als im 
Vorjahr, Die Einfuhr wurde wegen der gestiegenen 
Inlandsnachfrage um 1 auf 8 Millionen t erhöht, die 
Ausfuhr um 1 auf 28 Millionen t zurückgenommen. 


Gegenwärtig ist die Marktlage des Steinkohlenberg- 
baus rein mengenmäßig gesehen also recht günstig. 
Seine wirtschaftliche Situation ist jedoch durch die 
vor allem im September 1969 eingetretenen Kosten- 
erhöihungen, die dadurch bedingte Anhebung der 
Listenpreise und die infolge der DM-Aufwertung 
erhöhten Preisangleichungslasten im Export vor 
allem mittel- und langfristig lauf den verschiedenen 
Kohlemärkten schwieriger geworden. Durch die ver- 
zögerte Reorganisation des Ruhrbergbaus sowie die 
Probleme der Aufbauzeit der Ruhrkohle AG konn- 
ten die mit der Neuordnung des Steinkohlenberg- 
baus angestrebten Rationalisierungserfolge bisher 
noch nicht zu Buche schlagen. Die Produktivität des 
Steinkohlenbergbaus — gemessen an der Leistung 
je Mann und Schicht unter Tage — ist im Jahres- 
durchschnitt 1969 um 4 v. H. auf 3,7 t gestiegen. Die 
Produktivitätssteigerung blieb damit bemerkens- 
wert hinter den hohen Steigerungsraten der Vor- 
jahre zurück. Nach der nunmehr vollzogenen Neu- 
ordnung der Unternehmensstruktur muß der Stein- 
kohlenbergbau jetzt mit großer Dringlichkeit die 
betriebliche Umstrukturierung und Rationalisierung 
vorantreiben. Er wird sich intensiv bemühen müs- 
sen, seine Produktivität in den nächsten Jahren 
wieder in stärkerem Maße zu steigern, um seine 
Wettbewerbschancen nachhaltig zu verbessern. 
Nach dem Gesetz zur Anpassung und Ges,unduii9 
des deutschen Steinkohlenbergbaus und der deut- 
schen Steinkohlenbergbaugebiete ist die Steinkoh- 
lenförderung auf die ertragsstärksten Bergwerke 
zu konzentrieren. Der Gesetzgeber ging davon aus, 
daß ein entsprechendes Programm hierfür bis zum 
Jahresende 1970 aufgestellt sein wird. 

Der Prozeß der inneren Konsolidierung des Stein- 
kohlenbergbaus erfordert im Hinblick auf den lang- 
fristigen Strukturwandel und die daraus in der 
Zukunft noch entstehenden Belastungen eine aus- 
reichende Kontinuität der von der Bundesregierung 
getroffenen Maßnähmen. Die Bundesregierung ist 
deshalb der Auffassung, daß trotz der gegenwärtig 
miengenmäßig günstigen Marktlage der Steinkohle 
auf flankierende Maßnahmen zugunsten des Struk- 
turprozesses im Bergbau zur Zeit noch nicht ver- 
zichtet werden kann. Ohne die bisherigen flan- 
kierenden Maßnahmen hätte sich der Kohlemarkt 
auch in der jetzigen Konjunktur nicht in dem 
Maße stabilisiert, wie dies mindestens für die 
schwierige Phase der Neuordnung des Steinkohlen- 
bergbaus unerläßlich gewesen ist. Die Gesundung 
des Steinkohlenbergbaus würde in Frage gestellt 
werden, wenn die flankierenden Maßnahmen im 
ganzen kurzfristig beseitigt würden. Die Bundes- 
regierung sieht es jedoch als möglich und zweck- 
mäßig an, das Gewicht restriktiver Maßnahmen 
gegenüber konkurrierenden Energieträgern zu ver- 
ringern, demgegenüber aber Absatz- und Rationali- 
sierungshilfen für den Steinkohlenbergbau weiter- 
zuführen. Das bedeutet konkret: 

— Das zollfreie Kontingent für feste Brennstoffe 
wird für das Jahr 1970 um 1,2 auf 7,2 Millionen 
Jahrestonnen heraufgesetzt. 

— Für das Ende 1970 auslaufende Gesetz über das 
Zollkontingent für feste Brennstoffe wird die 
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Bundesregierung im Laufe des Jahres eine An- 
schlußregelung Vorschlägen. 

— Die Bundesregierung wird im Jahre 1970 einen 
Gesetzentwurf über die weitere steuerliche Be- 
lastung des Heizöls einbringen. 

— Im Rahmen des vom Rat der Europäischen Ge- 
meinschaften beschlossenen und von der Kom- 
mission durch Entscheidung geregelten Gemein- 
schaftssystems für die Jahre 1970 bis 1972 ge- 
währt die Bundesregierung zusammen mit den 
Bergbauländern auch im Jahre 1970 Beihilfen 
für die Lieferungen von Kokskohle und Koks 
des Steinkohlenbergbaus an die Hüttenindustrie. 

— ■ Die finanziellen Maßnahmen des Bundes zugun- 
sten des Steinkohlenbergbaus, die im Jahre 1968 
mit rund 950 Millionen DM ihren Höchststand 
erreicht hatten, konnten 1969 auf rund 500 Mil- 
lionen DM herabgesetzt werden; für das Jahr 
1970 werden aus dem Bundeshaushalt Mittel in 
der gleichen Größenordnung angesetzt. 

— Die Bundesregierung prüft, ob und inwieweit für 
nach dem 30. Juni 1971 in Betrieb gehende Kraft- 
werke der Absatz von Steinkohle an die Elektri- 
zitätswirtschaft noch durch Förderung spezifi- 
scher Kraftwerksprojekte längerfristig stabili- i 
siert werden kann. 

Ein Sonderproblem stellt im Jahre 1970 die Versor- 
gung mit Koks dar. Die Vorschau des Bundesbeauf- 
tragten auf die Koksversorgung in den Jahren 1970 
bis 1973 ist in der Anlage dargestellt. Sie weist für 
das Jahr 1970 bei einem inländischen Gesamtange- 
bot von 41,2 Millionen t Koks einen rechnerischen 
Mehrbedarf in der Größenordnung von 2 Millionen t 
Koks aus. Die vielfältigen bereits 1969 ergriffenen 
Maßnahmen der Bundesregierung und auch des 
Bergbaus selbst (Einfuhrfreigabe, Lohnverkokungs- 
verträge, völlige Auslastung der Kokereikapazitä- 
ten, Kürzung der Exportverpflichtungen des Berg- 
baus sowie der Bezüge der Stahlindustrie) müssen 
daher in vollem Umfang weitergeführt werden. Die 
Koksbilanz 1970 wird weiter auch durch Zukäufe 
des Bergbaus im Ausland zur Erfüllung von Export- 
verpflichtungen, durch zusätzliche Importe und durch 
Verwendung von Ersatzbrennstoffen auszugleichen 
sein. Die Bundesregierung hat Mittel in Höhe von 
40 Millionen DM bereitgestellt, um die Deckung die- 
ses Bedarfs im Hausbrand durch Koksimporte zu er- 
leichtern. Die Kokereikapazität wird im Laufe des 
Jahres 1970 an der Ruhr um voraussichtlich 1,2 Mil- 
lionen Jahrestonnen angehoben werden. Darüber 
hinaus prüft die Ruhrkohle AG derzeit die Planun- 
gen der bisherigen Bergbauunternehmen auf diesem 
Gebiet, um optimale Investitionen in der Kokerei- 
wirtschaft sicherzustellen. 

Die Wettbewerbsfähigkeit der Braunkohle gegen- 
über anderen Energieträgern ermöglicht dem Braun- 
kohlenbergbau einen allmählichen, kontinuierlichen 
Anstieg der Förderung und des Absatzes. Der Ver- 
brauch von Braunkohle (und Pechkohle) stieg im 
Jahre 1969 um 0,9 auf 29,6 Millionen t SKE. Der Ab- 
satz der Braunkohle ist langfristig insbesondere 
durch die steigende Stromerzeugung in Braunkoh- 


lenkraftwerken gesichert. Im Jahre 1970 stellen sich 
im Braunkohlenbergbau keine besonderen Aufgaben 
für die Energiepolitik. 


Mineralöl 

87 . Das Mineralöl konnte 1969 bei einem Mehr- 
verbrauch von 18 Millionen t SKE drei Viertel der 
gesamten Energieverbrauchszunahme und über die 
Hälfte des gesamten Primärenergieverbrauchs 
decken. Der Anteil des Mineralöls am Primärener- 
gieverbrauch wird in den nächsten Jahren weiter 
zunehmen. Im Jahre 1969 wurden in der Bundes- 
republik rund 161 Millionen t SKE Mineralöl ver- 
braucht. 

Im Jahreswirtschaftsbericht 1969 (Textziffer 81) hatte 
die Bundesregierung in Aussicht gestellt, den heimi- 
schen Mineralölunternehmen eine Starthilfe für den 
A^ufbau einer eigenen Rohölbasis zu geben und ihre 
Wettbewerbsfähigkeit durch eine enge Zusammen- 
arbeit im Rohölbereich zu stärken. 

Die heimischen Mineralölgesellschaften haben Mitte 
1969 gemeinsam die Deutsche Erdölversorgungsge- 
sellschaft — DEMINEX — errichtet, um über sie den 
Aufschluß neuer Erdölfelder und den Kauf von fün- 
digen Erdölfeldern gemeinsam zu betreiben. Der 
Bund hat am 17. Juli 1969 mit der Erdölversorgungs- 
gesellschaft einen Rahmenvertrag abgeschlossen, in 
dem er sich verpflichtet, für die von dieser Gesell- 
schaft übernommenen Aufgaben zur Sicherung und 
Verbesserung der Erdölversorgung im Rahmen be- 
sonderer Richtlinien insgesamt 575 Millionen DM 
für die Jahre 1970 bis 1974 bereitzustellen. Diese 
Beträge werden gewährt: 

— ■ als bedingt rückzahlbare Darlehen für den Auf- 
schluß von Erdöl- und Erdgaslagerstätten in Höhe 
von 75 V. H. der Aufwendungen; 

— als verlorene Zuschüsse bis zu 30 v. H. der Ko- 
sten für den Erwerb von fündigen Erdöllager- 
stätten. 

Die Erdölversorgungsgesellschaft hat inzwischen 
ihre Tätigkeit aufgenommen und bereits Beteiligun- 
gen an zwei Aufschlußvorhaben — für die Bundes- 
darlehen beantragt sind — erworben. Eine Reihe 
weiterer Projekte wird zur Zeit von der Erdölversor- 
gungsgesellschaft geprüft. Nach Lösung der organi- 
satorischen Fragen und nach einer kurzen Anlauf- 
phase werden ihr in diesem Jahr erstmals beträcht- 
liche Bundesmittel zur Verfügung stehen, so daß sie 
die Möglichkeit haben wird, größere Erdölvorhaben 
zu übernehmen und durchzuführen. Es wird sehr dar- 
auf ankommen, daß es der Erdölversorgungsgesell- 
schaft im Jahre 1970 gelingt, ein Schwerpunktpro- 
gramm in der Exploration einzuleiten, um damit die 
Voraussetzungen für den Aufbau einer eigenen 
Rohölbasis zu schaffen. 

Die Mineralölpflichtvorräte in der Bundesrepublik 
Deutschland werden sich im Jahre 1970 erhöhen und 
erstmalig die vollen Reichweiten von 65 Tagen für 
Hersteller und 45 Tagen für Importeure erreichen. 
Die Bundesregierung prüft, wie die Sicherung der 
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Mineralölversorgung über die jetzige gesetzliche 
Bevorratungspflicht hinaus weiter verbessert wer- 
den kann, da die Reichdauer der Mineralölvorräte 
in der Bundesrepublik gegenwärtig zum Teil noch 
beträchtlich unter derjenigen in vergleichbaren In- 
dustrieländern liegt. 

Der scharfe Wettbewerb hat im Jahre 1969 zu einer 
weiteren Senkung des Mineralölpreisniveaus ge- 
führt. In dieser für den Verbraucher sehr günstigen 
Entwicklung kommt zugleich ein schwieriges Struk- 
turproblem für die Mineralölwirtschaft im Kraftstoff- 
und Tankstellenbereich zum Ausdruck. Die Verän- 
derungen im Verbraucherverhalten, der Ausbau der 
Verkehrswege und der Wettbewerb drängen da- 
nach, die bestehenden Vertriebsformen zeitgemäß 
zu gestalten und den modernen Erfordernissen an- 
zupassen. Dazu gehören die Erschließung der wirt- 
schaftlichsten Bezugsquellen, die Rationalisierung 
der Vertriebsmethoden sowie die Erweiterung des 
Warenangebots und der Dienstleistungen an Tank- 
stellen. Dieser Weg wird nur bei gegenseitiger Re- 
spektierung des partnerschaftlichen Verhältnisses 
im Tankstellenbereich erfolgreich sein und ohne 
wirtschaftliche Härten zum Ziel führen können. 
Den Mineralölgesellschaften mit gefestigter Markt- 
position obliegt es, mit Bedacht Lösungen zu suchen, 
die unerwünschte Auswirkungen im sozialen Bereich 
vermeiden. 


Gas 

88, Auch der Gasverbrauch ist im Jahre 1969 
weiter kräftig angestiegen, und zwar um 10 v. H. 
auf 76 Mrd. m®. Hauptträger der Ausweitung war 
wiederum das Erdgas mit einer Zunahme um 31 v. H. 
Das Wachstumstempo des Naturgasverbrauchs hat 
jedoch nachgelassen. Die Fertigstellung weiterer 
wichtiger Abschnitte des Erdgasleitungssystems er- 
möglicht jetzt eine Versorgung breiter Räume des 
nördlichen, mittleren und südlichen Bundesgebietes 
aus deutschen und niederländischen Vorkommen bis 
in den Raum Ulm. Die Schwerpunkte der Umstellung 
der Versorgungsnetze auf Erdgas lagen in Nord- 
rhein-Westfalen, Hessen und Baden-Württemberg. 
Für 1970 ist damit zu rechnen, daß der Gasverbrauch 
um etwa 6 v. FI. zunimmt. 

Für den Bereich der Gaswirtschaft werden zu An- 
fang des Jahres 1970 zwei wichtige Entscheidungen 
erwartet: 

— die Unterzeichnung eines Vertrages über die Lie- 
ferung sowjetischen Erdgases ab Oktober 1973 
in den süddeutschen Raum; 

— eine Senkung des Borderpreises für niederlän- 
disches Erdgas. 

Beide Maßnahmen werden die Konkurrenzfähigkeit 
des Erdgases auf dem deutschen Energiemarkt ver- 
bessern und den Anschluß weiterer, noch nicht mit 
Erdgas versorgter Gebiete ermöglichen. Die sich ab- 
zeichnende Möglichkeit der Durchleitung sowjeti- 
schen Erdgases durch die Bundesrepublik nach 
Frankreich kann den Aufbau einer europäischen 


Gasverbundwirtschaft mit den ihr innewohnenden 
wirtschaftlichen Vorteilen maßgeblich fördern. 

In der Bundesrepublik wird die Umstellung der Ver- 
sorgung auf Erdgas und der weitere Ausbau des Erd- 
gasleitungssystems auch im Jahre 1970 planmäßig 
fortgesetzt werden. Im bayerischen Raum sind die 
organisatorischen Voraussetzungen für eine groß- 
räumige Erdgasversorgung noch zu schaffen. Zum 
Ausgleich der immer stärker in Erscheinung treten- 
den saisonalen und konjunkturellen Bedarfsschwan- 
kungen ist die Aufsuchung und der Bau weiterer 
unterirdischer Gasspei cher’dringend notwendig. 


Elektrizität 

89 . Die günstige wirtschaftliche Entwicklung im 
Jahre 1969 zeichnet sich auch in der hohen Steige- 
rung des Verbrauchs an elektrischer Energie um 
9,5 V. H. gegenüber dem Vorjahr ab. Der gesamte 
Stromverbrauch in der Bundesrepublik, einschließ- 
lich Eigenverbrauch der Kraftwerke und Ubertra- 
gungsverluste, stieg auf 230,5 Mrd. kWh. An die- 
sem Anstieg sind alle Verbrauchergruppen beteiligt, 
wobei, wie in den Vorjahren, der Stromverbrauch 
der Gruppe Haushalt überdurchschnittliche Zuwachs- 
raten aufwies. 

Die Kraftwerksleistung erhöhte sich im Jahre 1969 
unter Berücksichtigung des Abbruchs überalterter 
Anlagen um 2500 MW auf insgesamt 49 500 MW, 
Von diesem Zuwachs entfallen 1600 MW auf Stein- 
kohlenkraftwerke und 900 MW auf öl- und Gas- 
kraftwerke. Im Bau und bestellt sind in der Bundes- 
republik z. Z. Kernkraftwerke mit einer Leistung 
von zusammen 3000 MW. 

Um ein Bild über die Strompreise in der Bundes- 
republik im Vergleich mit denen der übrigen EWG- 
Länder zu gewinnen, hat die Bundesregierung einen 
Forschungsauftrag zur Untersuchung der Strom- 
preise in den verschiedenen Gebieten der Bundes- 
republik erteilt, der bis Frühjahr 1970 abgeschlossen 
werden soll. Die Arbeiten werden in Zusammen- 
arbeit mit der Kommission der Europäischen Ge- 
meinschaften durchgeführt, die veranlaßt hat, daß in 
den übrigen EWG-Ländern gleichartige Untersu- 
chungen angestellt werden. 


Überprüfung des Energiewirtschaftsrechts 

90 , Das Energiewirtschaftsrecht soll mit dem Ziel 
neugestaltet werden, vorhandene Monopolstellun- 
gen in der Versorgungswirtschaft aufzulockern, die 
Mißbrauchsaufsicht wirksamer zu machen und die 
staatliche Preisaufsicht den heutigen Gegebenhei- 
ten anzupassen. Die in Arbeit befindliche Tariford- 
nung „Elektrizität" bietet eine erste Gelegenheit, 
diese Ziele in die Tat umzusetzen und zugleich für 
eine verbrauchsfördernde Ausgestaltung der Tarife 
zu sorgen. Die Novellierung des Energiewirtschafts- 
gesetzes und im Zusammenhang damit auch eine 
Reform des Konzessionsabgabenrechts soll ebenfalls 
noch in diesem Jahr eingeleitet werden. 
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Die die Elektrizitätswirtsdiaft — und darüber hin- 
aus die Gaswirtschaft und die Wasserwirtschaft — 
betreffenden Vorschriften des Kartellgesetzes sol- 
len überprüft werden, ob in diesem Bereich eine 
Verstärkung des Wettbewerbs möglich ist. Dabei 
soll auch geprüft werden, ob der generelle Rechts- 
schutz für die Demarkationsverträge durch eine in- 
dividuelle Überprüfung jedes Einzelfalles ersetzt 
werden kann. 


Kernenergie 

91 - In der Entwicklung der Kerntechnik geht der 
erste Abschnitt der staatlichen Förderung seinem 
Ende entgegen. Planung, Errichtung und Betrieb 
.von Kernkraftwerken der ersten Generation sind 
weitgehend eine Angelegenheit der Reaktorbauer 
und der Elektrizitätsversorgungsunternehmen ge- 
worden. 

Die Schwerpunkte der deutschen Reaktorenentwick- 
lung liegen 1970 nach wie vor bei den Hochtempera- 
turreaktoren und den Schnellen Brütern. Bei der 
Schnellbrüterentwicklung besteht eine Zusammen- 


arbeit mit Belgien, den Niederlanden und Luxem- 
burg. 

In der BRD sind bisher wenig abbauwürdige Uran- 
erzlagerstätten festgestellt worden. Der Schwer- 
punkt der Uranversorgung liegt im Ausland. Die 
Uranversorgung wird durch die Beteiligung deut- 
scher Unternehmen an Prospektionen und am Ab- 
bau von Uranlagerstätten im Ausland sichergestellt 
werden. 


Gemeinsamer Energiemarkt 

92 . Die Bundesregierung hat mit Genugtuung zur 
Kenntnis genommen, daß alle Staaten der Europä- 
ischen Gemeinschaft in dem Bemühen einig sind, 
Fortschritte in der Entwicklung eines gemeinsamen 
Energiemarktes und einer gemeinschaftlichen Ener- 
giepolitik zu erreichen. Uber die Grundzüge der 
Konzeption der Kommission für eine erste Orientie- 
rung der gemeinschaftlichen Energiepoliük konnte 
im Ministerrat Einigkeit erzielt werden. Die Bun- 
desregierung wird aktiv daran mitwirken, daß nun- 
mehr konkrete Regelungen auf grundsätzlich markt- 
orientierter Basis erzielt werden können. 
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Anlage 1 


Tabelle 1 

Jahresprojektion 1970 



1967 

1 1968 

1 1969 

1 1970*) 

1968 1 

1969 

1970 *) 



in 

1000 


Veränderungen gegenüber 
dem Vorjahr in ®/o 

1. Entstehung des Sozialprodukts 








Erwerbsbevölkerung 

26 751 

26 665 

26 971 

27 100 

- 0,3 

+ IJ 

+ V 2 

Arbeitslose 

459 

323 

179 

160 

~29ß 

-44,5 

~11 

Arbeitslosenquote in ®/o 





(h5) 

( 0 , 8 ) 

(knapp 1) 

Erwerbstätige 

26 292 

26 342 

26 792 

26 940 

+ 0,2 

+ 1,7 

+ +2 

Abhängig Beschäftigte 

21 180 

21 330 

21 890 

22 140 

+ 0,7 

+ 2,6 

+ 1 

Arbeitszeit ie Erwerbstätigen 





-h ö,i 

— 0,3 

- ^^12 

Bruttoinlandsprodukt in Preisen von 1954 
(BIP) 





+ 7,4 

+ 8,3 

+ 4 V 2 

BIP je Erwerbstätigen 





+ 7,2 

+ 6,5 

+ 4 

BIP je Erwerbstätigenstunde 





+• 7,1 

-h 6,3 

+ 4 V 2 

II. Verteilung des Sozialprodukts 








a) Vor der Einkommensumverteilung 


Mrd. DM 





Bruttoeinkommen aus unselbständiger Ar- 
beit 

243,4 

261,0 

293,7 

332 

+ 7,2 

+ 12,5 

+ 13 2) 

Bruttoeinkommen aus Unternehmertätig- 
keit und Vermögen 

120,3 

143,5 

156,0 

162Va 

+ 19,3 3) 

+ 8,7^) 

+ 4 V 2 

Indirekte Steuern X Subventionen 

66,4 

66,6 

78,0 

8 IV 2 

-h 0,3 

+ 17,2 

+ 4+2 

i 

Abschreibungen 

1 

55,0 

58,7 

64,4 

71 V 2 

+ 6,6 

+ 9,8 

+ 11 

Bruttosozialprodukt zu Marktpreisen .... 

485,1 

529,8 

592,1 

647*/2 

+ 9,2 

+ 11,8 

+ 9*/2 


1) Jahresprojektion der Bundesregierung (gerundete Angaben). 

“) Einschließlich Lohnfortzahlung; ohne Lohnfortzahlung + 11 ®/o. 

3) Ohne steuerliche Entlastung der Altvorräte beim Übergang zur Mehrwertsteuer = 1968: + 15,6 ®/o, 1969; 12,0 ®/o. 
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noch Jahresprojektion 1970 



196? 1 

1968 1 

1969 

1970') 

1968 

1969 

1 1970 ') 



Mrd. DM 


Veränderungen gegenüber 
dem Vorjahr in ®/o 

b) Nach der Einkommensumverteilung 

Nettoeinkommen aus unselbständiger Ar- 
beit 

177,7 

187,0 

207,3 

233 

+ 5/2 

+ 10,9 

+ I 2 V 2 

öffentliche Einkommensübertragungen . . . 

69,2 

72,8 

78,0 

83 

+ 5,2 

+ 7,1 

+ 6 V 2 

Masseneinkommen 

246,9 

259,8 

285,3 

316 

+ 5,2 

+ 9,8 

+ 10‘h 

Nettoeinkommen der Privaten aus Unter- 








nehmertätigkeit und Vermögen 

133,7 

157,7 

170,9 

18 OV 2 

+ 18,0 

+ 8.4 

+ 5 V 2 

Saldo der Vermögensübertragungen des 
Staates 

9,7 

9,8 

11,2 

11 




Verfügbares Einkommen des Staates . . 

94,8 

102,5 

124,7 

140 

+ 8,1 

+ 21,7 

+ I 2 V 2 

Bruttosozialprodukt zu Marktpreisen .... 

485,1 

529,8 

592,1 

647'/2 

+ 9,2 

+ 11,8 

+ 9 V 2 

III* Verwendung des Sozialprodukts 








Privater Verbrauch 

281,4 

297,3 

328,2 

362 

+ 5,7 

+ 10,4 

+ 10 

Staatsverbrauch 

80,6 

83,6 

92,9 

102 

+ 3,8 

+ 11,1 

+ 10 

Bruttoanlageinvestitionen 

110,4 

120,3 

143,1 

I 62 V 2 

+ 8,9 

+ 18,9 

+ 13V2 

Ausrüstungen 

52,2 

57,5 

73,6 

84V2 

+ 10,2 

+ 27,9 

+ 14 V 2 

Bauten 

58,2 

62,8 

69,5 

78 

+ 7,9 

+ 10,7 

+12P1 

Vorratsveränderung 

- 3,5 

+ 10,2 

+ 12,3 

+ 10 




Inlandsnachfrage 

468,9 

511,4 

576,5 

636V2 

+ 9,1 

+ 12,7 

+ 10 V 2 

Ausfuhr 

111,5 

126,2 

144,0 

152 

+ 13,2 

+ 14,1 

+ 5 V 2 

Einfuhr 

95,3 

107,8 

128,4 

141 

+ 13,2 

+ 19,1 

+ 10 

Bruttosozialprodukt zu Marktpreisen 

485,1 

529,8 

592,1 

647'/2 

+ 9,2 

+ 11,8 

+ 9 V 2 

Außenbeitrag 

+ 16,2 

+ 18,4 

+ 15,6 

+ 11 




Anteil des Außenbeitrags am Bruttoso- 
zialprodukt in ‘’/o 

(3.3) 

(3.5) 

(2.6) 

(rd. Ph) 



• 

Preisniveau 








Bruttosozialprodukt 





+ 1.5 

+ 8,1 

+ 5 

Inlandsnachfrage 





+ 1,1 

+ 2,8 

+ 4 

Privater Verbrauch 





+ 2,0 

+ 2,5 

+ 3 


0 Jahresprojeküon der Bundesregierung (gerundete Angaben). 

2) Einsdiließlidi Absdireibungen. 

3) Ohne Übertragungen an die übrige Welt. 

Einsdiließlidi Übertragungen ari die übrige Welt. 
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Drucksache VI/281 


Anlage 1 


Tabelle 2 

Einnahmen und Ausgaben des Sektors „Staat" 

(in der Abgrenzung der Volkswirtschaftlichen Gesamt re chnung) 



1967 1 

1968 1 

1969 

1970 

1968 1 

1969 

1 1970 ‘) 

Mrd. DM 

Veränderungen gegenüber 
dem Vorjahr in Vo 




Laufende Rechnung 



Laufende Einnahmen 








Einkommen aus Unternehmertätigkeit und 








Vermögen 

9,3 

9,9 

10,6 

11 

+ 6.3 

+ 6,8 

+ 3 

Steuern 

119,7 

127,2 

148,7 

163V2 

+ 6,2 

+ 16,9 

+ 10 

Sozialversicherungsbeiträge ^) 

50,0 

55,0 

63,7 

72 

-hW,0 

+ 15,7 

+ 13 

Sonstige Übertragungen 


1,5 

1,6 

U/s 

+ 0 

1 ^ n 

TT 

+ u'/a 

Summe der laufenden Einnahmen 

180,5 

193,6 

224,6 

248 

+ 7,3 

+ 16,0 

+ 10V2 

Laufende Ausgaben 








Staatsverbrauch 

80,6 

83,7 

92,9 

102 

+ 3,8 

+ 11,1 

+ 10 

Zinsen 

4,5 

4,5 

5,1 

5^/2 

+ +3 

+ 11,5 

+ 5 

Subventionen 

4,0 

5,8 

6,5 

8 V 2 

+ 4+8 

+ i2,4 

+ 28 

Renten, Unterstützungen und Beamtenpen- 








sionen (brutto) an Private Haushalte .... 

70,2 

73,5 

78,9 

84 

+ 4,7 

+ 7,3 

+ 6 V 2 

Übertragungen an die übrige Welt ®) .... 

2,8 

3,7 

4,1 

4 

+32,1 

+ 10,8 

— V 2 

Summe der laufenden Ausgaben 

1 

162,1 

171,2 

187,5 

204 

+ 5,6 

+ 9,5 

+ 9 



Vermögensveränderungsrechnung 


Bruttoinvestitionen ^) 

18,5 

20,7 

23,2 

25 V 2 

+ 12,3 

+ 12,0 

+ 11 

Saldo der Vermögensübertragungen 

10,2 

10,3 

11,7 

12 




Summe der vermögenswirksamen Ausgaben 

28,7 

31,0 

34,9 

37 V 2 

+ 8.0 

+ 12,6 

+ 7 

Laufende Ersparnis (zuzüglich Abschrei- 








bungen) 

21,0 

25,0 

40,0 

47 

+ 10,0 

+ 60,0 

+ IVh 

Finanzierungssaldo ®) 

-7,7 

-6,0 

+5,1 

+ 9 V 2 



1) Jahresprojektion der Bundesregierung (gerundete Angaben). 

2) Einsdiließlidi Zuweisungen an einen unterstellten Pensionsfonds. 

3) Die Transaktionen mit dem Europäischen Ausrichtungs- und Garantiefonds sind in den Übertragungen an die übrige Welt netto 
enthalten. 

Einschließlidi Grundstüdeskäufe (netto). 

®) Summe der laufenden Einnahmen abzüglich Summe der laufenden Ausgaben. 

®) Ausgabenüberschuß: — } Einnahmenüberschuß: +. 
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Anlage 2 


Tabelle 1 


Absatzaussichten auf dem deutschen Energiemarkt 

in Millionen t SKE 



Effektiv 

1969 1 

Geschätzt 

1965 1 

1966 1 

1967 1 

1968 1 

1970 1 

1971 1 

1972 1 

1973 

Steinkohle 

114,4 

102,2 

96,6 

98,0 

100,5 

99 

96 

92 

88 

Braun- und Pechkohle 

32,1 

28,2 

27,3 

28,7 

29,6 

30 

30 

31 

33 

Mineralöl 

108,0 

121,9 

127,3 

142,4 

160,5 

170 

179 

189 

199 

davon: 










Inlandsabsatz 










Heizöl, leicht 

34,4 

38,8 

40,8 

46,7 

57,2 

62 

66,5 

71 

75,5 

Heizöl, schwer 

25,0 

27,9 

28,0 

29,9 

32,3 

34,5 

36 

38 

40 

Heizöl, leicht und schwer 

59,4 

66,7 

68,8 

76,6 

89,5 

96,5 

102,5 

109 

115,5 

„Sonstiges Mineralöl" 

48,6 

55,2 

58,5 

65,8 

71 

73,5 

76,5 

80 

83,5 

Naturgas 

3,4 

4,2 

5,5 

9,1 

11,6 

13 

17 

22 

26 

Wasserkraft 

6,8 

8,3 

7,9 

7,7 

7 

7 

7 

7 

7 

Kernkraft 


0,1 

0,4 

0,6 

1,7 

2 

2 

3 

5 

Holz, Torf u. a 

2,6 

2,5 

2,4 

2,4 

2,3 

2 

2 

2 

2 

Primärenergieverbrauch 










ohne Hochseebunker 

267,3 

267,4 

267,4 

288,9 

313,2 

323 

333 

346 

360 

Hodiseebunker * 

5,0 

5,5 

4,7 

5,2 

5,6 

6 

6 

6 

6 

Primärenergieverbraudi einschließ- 










lich Hochseebunker 

272,3 

272,9 

272,1 

294,1 

318,8 

329 

339 

352 

366 

(Ausfuhrüberschuß an Steinkohle) . 

(14,1) 

(16,2) 

(17,5) 

( 22,8) 

( 20 ) 

( 18) 

( 20) 

( 21) 

( 22) 

(Gesamtabsatz deutscher Stein- 










kohle) 

(128,5) 

(118,4) 

(114,1) 

(120,8) 

(120,5) 

(117) 

(116) 

(113) 

(HO) 

Umwandlungsverbrauch 

79,5 

77,1 

74,2 

82,4 

88,4 

90 

96 

101 

106 

Endenergieverbrauch 










ohne Hochseebunker 

187,8 

190,3 

193,2 

206,5 

224,8 

233 

237 

245 

254 

davon: 










Industrie 

83,3 

82,9 

84,0 

91,7 

98,4 

101,5 

102 

105 

109 

Haushalte und Kleinverbraucher 

74,5 

75,8 

77,6 

81,7 

91,6 

95 

97 

99,5 

102,5 

Verkehr ^) 

30,0 

31,6 

31,6 

33,1 

34,8 

36,5 

38 

40,5 

42,5 


1) ohne Hodiseebunker 
Abweichungen durch Abrunden 
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Drucksache VI/281 


Anlage 2 


Tabelle 2 

Absatzaussichten auf dem deutschen Energiemarkt 

V eränderungen in v. H. 




Effektiv 






Geschätzt 



Jahres- 

durchschnitt 


1966 

1967 

1968 

1969 

1970 

1971 

1972 

1973 

1965 

bis 

1969 

1969 

bis 

1973 

Steinkohle 

-10,5 

— 

5,5 

+ 1,5 

+ 

2,5 

- 1,5 

— 

3 

- 4 

_ 

4,5 

- 3 

- 3 

Braun- und Pechkohle 

-12 

- 

3 

+ 5 

+ 

3 

+ 1,5 

± 

0 

+ 3,5 

+ 

6,5 

- 2 

+ 3 

Mineralöl 

+ 13 

+ 

4,5 

+ 12 

+ 

12,5 

+ 6 

+ 

5 

+ '5,5 

+ 

5,5 

+ 10,5 

+ 5,5 

davon: 

Inlands abs atz 

Heizöl, leicht 

+ 13 

+ 

5 

+ 14,5 

+ 

22,5 

+ 8,5 

+ 

7 

+ 7 

+ 

6,5 

+ 13,5 

+ 7 

Heizöl, schwer 

+ 11,5 

+ 

0,5 

+ 7 

+ 

8 

+ 7 

+ 

4,5 

+ 5,5 

+ 

5,5 

+ 6,5 

+ 5,5 

Heizöl, leicht und schwer . 

+ 12 

+ 

3 

+ 11,5 

+ 

17 

+ 8 

+ 

6 

+ 6,5 

+ 

6 

+ 10,5 

+ 6,5 

„Sonstiges Mineralöl" .... 

+ 13,5 

+ 

6 

+ 12,5 

+ 

8 

+ 4 

+ 

4 

+ 4,5 

+ 

4,5 

+ 10 

+ 4 

Naturgas 

+ 23,5 

+ 

31 

+ 65,5 

+ 

27,5 

+ 12 

+ 31 

+ 29,5 

+ 18 

+ 39 

+ 22 

Wasserkraft 

+ 22 

- 

5 

- 2,5 

- 

9 

± 0 

± 

0 

± 0 

+ 

0 

+ 0,5 

± 0 

Kernkraft 


+ 300 

+ 50 

+ 183,5 

+ 17,5 

± 

0 

+ 50 

+ 66,5 


+ 31 

Holz, Torf u. a 

- 4 

— 

4 

± 0 

- 

4 

-13 

± 

0 

± 0 

+ 

0 

- 3 

- 3 

i 

Primärenergieverbrauch 

ohne Hochseebunker 

1 

+ 0 

± 

0 

+ 8 

+ 

8,5 

+ 3 

+ 

3 

+ 4 

+ 

4 

+ 4 

+ 3,5 

Hochseebunker 

+ 10 

- 

14,5 

+ 10,5 

+ 

7,5 

+ 7 

+ 

0 

+ 0 

+ 

0 

+ 3 

+ 1,5 

Primärenergieverbrauch ein- 
schließlich Hochseebunker 

+ 0 

— 

0,5 

+ 8 

+ 

8,5 

' + 3 

+ 

3 

+ 4 

+ 

4 

+ 4 

+ 3,5 

{Ausfuhrüberschuß an Stein- 
kohle) 

(+15) 

( + 

8) 

(+30,5) 

(- 

12,5) 

(-10) 

(+11) 

(+ 5) 

(+ 

5) 

(+ 9) 

(+ 2,5) 

(Gesamtabsatz deutscher 
Steinkohle) 

(- 8) 

{- 

3,5) 

(+ 6) 

(- 

0,5) 

(- 3) 

(- 

1) 

(- 2,5) {- 

2,5) :(- 1,5) (- 2) 

Umwandlungsverbrauch .... 

- 3 

— 

4 

+ 11 

+ 

7,5 

+ 2 

+ 

6,5 

+ 5 

+ 

5 

+ 2,5 

+ 4,5 

Endenergieverbaudi 

ohne Hochseebunker 

+ 1,5 

+ 

1,5 

+ 7 

+ 

9 

+ 3,5 

+ 

1,5 

+ 3,5 

+ 

3,5 

+ 4,5 

+ 3 

davon: 

Industrie 

- 0,5 

+ 

1,5 

+ 9 

+ 

7,5 

+ 3 

+ 

0,5 

+ 3 

+ 

4 

+ 4 

+ 2,5 

Haushalte und Kleinver- 
braucher 

+ 1,5 

+ 

2,5 

+ 5,5 

+ 

12 

+ 4 

+ 

2 

+ 2,5 

+ 

3 

+ 5,5 

+ 3 

Verkehr h 

+ 5,5 

± 

0 

+ 5 

+ 

5 

+ 5 

+ 

4 

+ 6,5 

+ 

5 

+ 3,5 

+ 5,5 


1) ohne Hochseebunker 
Abweichungen durch Abrunden 
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Anlage 2 


Tabelle 3 

Absatzaussichten auf dem deutschen Energiemarkt 

Anteile in v. H. 



Effektiv 

1969 

Geschätzt 

1965 

1966 

1967 

1968 

1970 

1971 

1972 

1973 

Steinkohle 

43 

38 

36 

34 

32 

31 

29 

27 

25 

Braun- und Pechkohle 

12 

11 

10 

10 

9 

9 

9 

9 

9 

Mineralöl 

40 

45 

48 

49 

51 

53 

54 

55 

55 

davon: 










Inlandsabsatz 










Heizöl, leicht 

13 

14 

15 

16 

18 

19 

20 

21 

21 

Heizöl, schwer 

9 

11 

11 

10 

10 

11 

11 

11 

11 

Heizöl, leicht und schwer 

22 

25 

26 

26 

28 

30 

31 

32 

32 

„Sonstiges Mineralöl" 

18 

20 

22 

23 

23 

23 

23 

23 

23 

Naturgas 

1 

2 

2 

3 

4 

4 

5 

6 

7 

Wasserkraft 

3 

3 

3 

3 

2 

2 

2 

2 

2 

Kernkraft 

0 

0 

0 

0 

1 

1 

1 

1 

2 

Holz, Torf u. a 

1 

1 

1 

1 

1 

0 

0 

0 

0 

Primärenergieverbrauch 










ohne Hochseebunker 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

Endenergieverbraudi 










ohne Hochseebunker 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

davon: 










Industrie 

44 

44 

44 

44 

44 

43 

43 

43 

43 

Haushalte und Kleinverbraucher 

40 

40 

40 

40 

40 

41 

41 

41 

40 

Verkehr 

16 

16 

16 

16 

16 

16 

16 

16 

17 


1) ohne Hodiseebunker 
Abweichungen durch Abrunden 
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Anlage 2 


Tabelle 4 

Vorschau Steinkohlenkoks 

(Tabelle 2 der Bekanntmachung der dritten Absatzvorausschätzung für Steinkohle vom 
27. November 1969 — Bundesanzeiger Nr. 224 vom 3. Dezember 1969) 

in Millionen t 



Kalenderjahr 

1968 

1969 

1970 

1971 

1 1972 

1 1973 

A. 

Aufkommen 







1. 

Erzeugung 








Zechen- und Hüttenkoks 

36,2 

38,7 

39,0 

40,5 

40,0 

39,0 

2. 

Erzeugung Gaswerks- 








koks einschließlich 








Lohnverkokung 

2,3 

2,3 

2,2 

1,6 

1,2 

1,0 

3. 

Importe 

0,3 

0,5 

0,5 

0,5 

0,5 

0,5 

4. 

Haldenabbau 

2,8 

1,2 

— 

— 

— 

— 

5. 

Insgesamt (1 bis 4) 

41,6 

42,7 

41,7 

42,6 

41,7 

40,5 

B. 

Bedarf 







1. 

Eisenschaffende 








Industrie 

19,5 

20,9 

21,2 

20,4 

20,3 

20,3 


(Bandbreite) 



(20,6 bis 21,8) 

(19,8 bis 21,0) 

(19,7 bis 20,9) 

(19,7 bis 20,9) 

2. 

übrige Industrie 








und Verkehr 

' 3,2 

3,7 

3,2 

2,6 

2,0 

1,4 

3. 

Hausbrand und 








Kleinverbrauch 








einschließlich Militär 








und Eigenverbrauch 

9,7 

8,8 ‘) 

8,6 

7,9 

7,3 

6,7 

4. 

Inland (1 bis 3) 

32,4 

33,4 

33,0 

30,9 

29,6 

28,4 

5. 

Ausfuhr in übrige 








MU-Länder 

7,0 

7,6 

8,5 

9,5 

10,0 

10,0 

6. 

Ausfuhr in 








Dritte Länder 

2,2 

1,7 

2,2 

2,2 

2,1 

2,1 

7. 

Ausfuhr (5 und 6) .... 

9,2 

9,3 

10,7 

11,7 

12,1 

12,1 

8. 

Gesamtbedarf (4 und 7) 

41,6 

42,7 

43,7 2) 

42,6 

41,7 

40,5 


1) Dazu 0,76 Millionen t Koksbedarf, der durch Ergänzungsstoffe gedeckt wird. 

2) Der das Aufkommen um 2 Millionen t übersteigende Bedarf ist zu decken durch Zukäufe zur Erfüllung von Exportverpflichtun- 
gen, zusätzliche Importe, Ergänzungsbrennstoffe und sonstige Maßnahmen. 
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Projektion der Wirtschaftsentwicklung in der Bundesrepublik Deutschland 

bis zum Jahre 1974 


L 

Die Projektion der Wirtschaftsentwicklung in der 
Bundesrepublik Deutschland bis zum Jahre 1974 
geht von einem Basisjahr aus, das durch ein aus- 
geprägtes gesamtwirtschaftliches Ungleichgewicht 
gekennzeichnet war. Infolge einer unterbliebenen 
D-Mark-Aufwertung im Frühjahr 1969 mündete der 
Aufschwung in den folgenden Monaten in einen 
Boom mit allen für eine solche Fehlentwicklung 
typischen Kennzeichen: Obgleich das Angebot kräf- 
tig ausgeweitet wurde, konnte die Produktion mit 
der Nachfrageexpansion nicht Schritt halten. Die 
Ressourcen wurden überfordert mit dem Ergebnis 
eines starken Preis- und Kostenauftriebs im letzten 
Drittel von 1969. 

Mit ihrem Beschluß vom 24. Oktober 1969, die 
D-Mark aufzuwerten, hat die neue Bundesregie- 
rung die Weichen für die weitere Wirtschaftsent- 
wicklung im Sinne ihrer Verpflichtungen aus dem 
Stabilitäts- und Wachstumsgesetz neu gestellt. Die 
vordem offene außenwirtschaftliche Flanke wurde 
geschlossen. Auch die interne Politik zielt auf die 
Rückgewinnung der Stabilität ab. Die Erreichung 
dieses Zieles darf indes nicht zu einer Vernachlässi- 
gung der übrigen Verpflichtungen aus dem Stabi- 
litäts- und Wachstumsgesetz führen. Die Bundes- 
regierung strebt daher keine abrupte Anpassung 
der Nachfrage an das Produktionspotential an. 

Notwendig und deshalb der Projektion zugrunde 
gelegt ist eine schrittweise Annäherung der Nach- 
frage an den gleichgewichtigen Wachstumspfad. Das 
bedeutet freilich, daß die durchschnittliche Preisstei- 
gerungsrate — stark vorbelastet durch die Entwick- 
lung im Jahre 1969 — für den neuen Projektions- 
zeitraum höher veranschlagt werden muß als in der 
Projektion für 1969 bis 1973, bei der nicht mit einer 
so ausgeprägten Fehlentwicklung im Jahre 1969 ge- 
rechnet werden konnte. Eine Projektion, die von 
einer Spätphase des Konjunkturzyklus ausgeht, in 
der zudem die Stabilisierung der Preise vorrangiges 
Anliegen ist, kann indes gewisse Schwankungen der 
Besdiäftigungslage nicht gänzlich ausschließen. 
Diese werden um so geringer sein, je mehr alle Be- 
teiligten am Wirtschaftsprozeß die Bemühungen der 
Bundesregierung um die Rückkehr zu einem ausge- 
wogenen Wachstum unterstützen. 

II. 

Unter Berücksichtigung der Ausgangslage im Basis- 
jahr 1969 und angesichts der mittelfristigen Bedin- 
gungen und Voraussetzungen für die künftige Wirt- 
schaftsentwicklung strebt die Bundesregierung für 
das kommende Jahrfünft folgende durchschnittliche 
Größenordnungen bei den großen wirtschaftspoliti- 


schen Zielen an oder hält bei einigen Positionen fol- 
gende Entwicklung für unvermeidbar: 

1. Vollbeschäftigung: Eine jahresdurchschnittliche 
Arbeitslosenquote (Anteil der Zahl der Arbeits- 
losen an der Zahl der abhängigen Erwerbsperso- 
nen) von 0,7 Vo bis 1,2 ®/o. 

2. Preisstabilität: Eine durchschnittliche Zuwachs- 
rate des gesamtwirtschaftlichen Preisniveaus 
und insbesondere des Preisniveaus des Privaten 
Verbrauchs von 2 V 2 ®/o bis 2 ®/o. Das bedeutet bei 
der 1969/70 gegebenen Ausgangslage eine suk- 
zessive Verminderung der Preissteigerungsrate. 

3. Außenwirtschaftliches Gleichgewicht: Ein Anteil 
des Außenbeitrages am Bruttosozialprodukt von 
1,5 Vo bis 20 / 0 . 

4. Angemessenes Wirtschaftswachstum: Eine durch- 
schnittliche Zuwachsrate des realen Bruttosozial- 
produkts von gut 4 Vo bis reichlich 4 V 2 ®/o. 

Die angestrebte Arbeitslosenquote hält sich im Rah- 
men der Größenordnungen der bisherigen mittel- 
fristigen Projektionen. 

Die als unvermeidbar angesehene Zunahme des 
Preisniveaus um 2 V 2 ®/o bis 2 ®/o im Jahresdurch- 
schnitt wird — wie erwähnt — weitgehend durch 
den zu Beginn der Projektionsperiode bereits vor- 
handenen Überhang bestimmt. Unter Berücksichti- 
gung der Ausgangslage wird für die nächsten fünf 
Jahre in der Europäischen Gemeinschaft von einer 
durchschnittlichen Preissteigerungsrate von 2 V 2 Vo 
bis 3 ®/o ausgegangen. Auf längere Sicht wird auch 
in der Gemeinschaft eine deutlich geringere Zu- 
wachsrate angestrebt. 

Der angestrebte Anteil des Außenbeitrags am 
Bruttosozialprodukt entspricht den Vorstellungen 
der bisherigen mittelfristigen Projektionen. Seine 
Größenordnung ist im Rahmen der entsprechenden 
Arbeiten in der europäischen Wirtschaftsgemein- 
schaft abgestimmt. Nach der Neufestsetzung der 
Paritäten für den französischen Franken und für die 
D-Mark hält die Bundesregierung das angestrebte 
Ziel für eher erreichbar als vorher. 

Bei einigen Relationen, die für die Beurteilung des 
künftigen Wachstumsspielraums von Bedeutung 
sind, haben sich die früheren Tendenzen in den letz- 
ten beiden Jahren geändert (vgl. Jahresgutachten 
1969 Ziffern 50 bis 54). Obgleich nicht eindeutig fest- 
gestellt werden kann, ob es sich hierbei um einen 
längerfristigen Tendenzumschwung in den allge- 
meinen Wachstumsbedingungen handelt oder um 
kurzfristige Reflexe auf die vorangegangene Sta- 
gnation, wurde der Wachstumsspielraum etwas hö- 
her veranschlagt als in den bisherigen Projektionen. 
Bei den angegebenen Spannen handelt es sich um 
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Durchschnittswerte für den gesamten Fünf jahres- 
zeitraum 1969 bis 1974, nicht aber um Ober- und 
Untergrenzen bei der tatsächlichen Entwicklung im 
Zeitablauf. Im Verlauf der Wirtschaftsentwicklung 
innerhalb des Jahrfünfts muß mit zyklischen Abwei- 
chungen bei einem oder mehreren der Ziele gerech- 
net werden. Die Wirtschaftspolitik muß bei diesen 
Werten im Zeitablauf etwas größere Toleranzgren- 
zen hinnehmen, ehe bei Abweichungen wirtschafts- 
politische Maßnahmen ergriffen werden. 

IIL 

Bei einer Durchrechnung des Wirtschaftskreislaufs 
kann schwerlich von Spannen bei den verschiedenen 
Eckwerten für die Wirtschaftsentwicklung ausge- 
gangen werden, da sich sonst sehr schnell eine nicht 


mehr überschaubare Zahl von Varianten ergibt. Bei 
den folgenden Tabellen wurde daher ein mittleres 
Wachstum des nominalen Bruttosozialprodukts von 
6,8 Vo im Jahresdurchschnitt zugrunde gelegt; bei 
einer derartigen Größenordnung dürften die Risiken 
einer Orientierung und Ausrichtung der allgemeinen 
Strategie der Wirtschaftspolitik etwa gleichmäßig 
auf alle großen Ziele verteilt sein. 

Um die angestrebten Entwicklungen tatsächlich zu 
erreichen, müssen die Möglichkeiten des Gesetzes 
zur Förderung der Stabilität und des Wachstums der 
Wirtschaft für die Globalsteuerung der Wirtschaft 
konsequent genutzt werden; darüber hinaus muß 
weiterhin eine allgemeine branchenmäßige und re- 
gionale Strukturpolitik betrieben werden, die so 
weit wie möglich um eine optimale Nutzung und 
Verbesserung des Produktionspotentials bemüht ist. 
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Tabelle 1 

Erwerbstätige und Produktivität 

1964— 1969— 1974 


Jahr 

Erwerbs- 

tätige 

Abhängig 

Beschäf- 

tigte 

Arbeits- 

zeit 

Produktivität 

Bruttosozialprodukt 

Deflatio- 

nierungs- 

faktor 

je Erwerbs- 
tätigen 

je Erwerbs- 
tätigen- 
stunde 

in Preisen 
von 1969 

in je- 
weiligen 
Preisen 

in 1000 

Mrd, DM 

1964 

26 979 

21 547 




472,1 

413,8 


1969 

26 792 

21 890 


. 

. 

592,1 

592,1 


1974 *) 

27 050 

22 640 

• 

• 


736,3 

821,0 





Veränderungen insgesamt in v. H. 




1969/64 

-0,7 

Iß 

-2,7 

27,2 

30,6 

25,4 

43,1 

14,1 

1974/69*) 

1,0 

3,4 

-3,0 

23,2 

26,9 

24,4 

38,7 

11,5 



Jahresdurdisdinittliche Veränderungen in v. H. 



1969/64 

-0,1 

0,3 

-0,6 

4,9 

5,5 

4,6 

7,4 

2,7 

1974/69 ') 

0,2 

0,7 

-0,6 

4,3 

4,9 

4,5 

6,3 

2,2 


g Projektion 
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Tabelle 2 

Verwendung des Bruttosozialprodukts zu Marktpreisen 

(in jeweiligen Preisen) 


Jahr 

Brutto- 

sozial- 

produkt 

Privater 

Verbrauch 

Staats- 

verbraudi 

Bruttoinvestitionen 

Außen- 

beitrag 

insgesamt 

Anlagen 

Vorratsver- 

änderung 




Mrd. DM 




1964 

413,8 

232,9 

61,7 

113,9 

109,2 

+ 4,7 

+ 5,3 

1969 

592,1 

328,2 

92,9 

155,4 

143,1 

+ 12,3 

+ 15,6 

1974 •) 

821,0 

459,3 

138,2 

211,2 

203,0 

+ 8,2 

+ 12,3 




Anteile am BSP in v. H. 




1964 

100 

56,3 

14,9 

27,5 

26,4 

1,1 

1,3 

1969 

100 

55,4 

15,7 

26,3 

24,2 

2,1 

2,6 

1974 1) 

100 

56,0 

16,8 

25,7 

24,7 

1,0 

1,5 



Veränderungen insgesamt in v. H. 



1969/64 

43 J 1 

40,9 

50,6 

36,4 

31,0 



1974/69 ') 

38,7 

39,9 

48,8 

35,9 

41,9 





Jahresdurchschnittliche Veränderungen in v. H. 



1969/64 

7,4 

7,1 

8,5 

6,4 

5,6 


. 

1974/69 ‘) 

6,8 

7,0 

8,3 

6,3 

7,2 




1) Projektion 
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